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Vorwort  

 

Die Auseinandersetzung über die Zukunft des Sozialstaats handelt von der Nachhaltigkeit des 

Sozialstaats. Können wir Bürgerinnen und Bürger darauf vertrauen, in den Phasen unseres Le-

bens, in denen wir für uns selbst nicht gut sorgen können, bei Krankheit, bei Arbeitslosigkeit, 

vor allem im Alter, von der Gemeinschaft gut versorgt zu werden? Welche Gemeinschaft soll 

das sein, alle Bürgerinnen und Bürger, oder meine Berufsgruppe? Auf welchem Niveau will ich 

versorgt werden, genügt ein gutes Basisniveau oder soll der Sozialstaat den früheren Lebens-

standard sichern? Die sozialpolitische Diskussion um Nachhaltigkeit hat mit der ökologischen 

Nachhaltigkeitsdiskussion fast keine Berührung. Das wird sich künftig ändern. Die Zukunfts-

forschung weiß das, die Weltgemeinschaft auch: mit der „Agenda 2030“ der Vereinten Natio-

nen hat sie 17 Nachhaltigkeitsziele aufgestellt, die Ökologie, Ökonomie und Soziales eng ver-

knüpfen. Das erste der 17 „Sustainable Development Goals“ (kurz: SDGs) lautet: „Keine Armut“. 

Das ist eine klare Aussage. Denn damit begann der Sozialstaat, er sollte Armut verhindern und 

die Aufgabe ist bis heute noch nicht abgeschlossen.  

Die Landesregierung Schleswig-Holstein hat im Jahr 2017 ein „Zukunftslabor“ auf den Weg 

gebracht, das für die Zukunft der Sozialen Sicherung neben systemimmanenten Reformen die 

Reformideen Grundeinkommen und Bürgergeld untersuchen und diskutieren soll. Die vorlie-

gende Literaturstudie dokumentiert die Ergebnisse der ersten Arbeitsphase, einer Bestands-

aufnahme der Herausforderungen von Demographie und Digitalisierung an die Soziale Siche-

rung. Auf ihr sollen die Zukunftsszenarien und dann die konkreten Reformszenarien aufbauen, 

die später berechnet werden und die sozialpolitische Diskussion nach vorne bringen sollen. 

Ich danke der Geschäftsstelle Zukunftslabor im Sozialministerium Schleswig-Holstein, Astrid 

Mackeprang und Volker Behlau, für die hilfreiche Unterstützung, den Forschungspartnern des 

ISÖ, hier zunächst Bruno Kaltenborn und Alexander Spermann, aber auch Stefan Bach und Her-

mann Buslei vom DIW Berlin, für kritischen Input, und dem ISÖ-Team, Sophie Peter und Kathrin 

Ehmann als Mitautorinnen, Michaela Schwarzbach und Wolfgang Strengmann-Kuhn für die 

Begleitung, und Philipp Herbrich für die Layout-Unterstützung. 

Michael Opielka 
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1 Ein Zukunftslabor für die Soziale Sicherung 

Michael Opielka 

 

Die Einrichtung eines Zukunftslabors für die Soziale Sicherung ist nicht nur originell und in 

dieser Form in der deutschen Geschichte der Sozialpolitik einzigartig. Sie ist zugleich ein Ver-

such, eine immer verworrenere Diskussion um die Reformstrategien des Sozialstaats aufzu-

klären, Verständnis für unterschiedliche Ansätze auch dadurch herzustellen, dass die Beteilig-

ten – wir sprechen heute auch von Stakeholdern – sie überhaupt erst einmal in ihrer Verschie-

denheit und ihren Begründungen verstehen. In diesem Beitrag soll in vier Schritten die Beson-

derheit des Zukunftslabors Schleswig-Holstein skizziert werden: Im ersten Schritt werden die 

Projektintentionen beschrieben, im zweiten Schritt wird die vorliegende Literaturstudie einge-

ordnet, im dritten Schritt wird der Projektablauf mit Arbeitsplanung vorgestellt, im vierten und 

letzten Schritt werden die engeren und weiteren Projektbeteiligten gewürdigt. Da sich das Zu-

kunftslabor während der Erstellung und Veröffentlichung dieser Literaturstudie in einem frü-

hen Stadium befindet, handelt es sich bei dieser analytischen Darstellung um ein „Work in Pro-

gress“. Zum Ansatz eines Zukunftslabors gehört das Experiment, der Versuch, aber eben auch 

der Irrtum. 

1.1 Vorgeschichte des Zukunftslabors 

Im Koalitionsvertrag für die 19. Wahlperiode des Landtags von Schleswig-Holstein, der im Juni 

2017 von den regierungsbildenden Parteien geschlossen wurde, haben sich die Regierungs-

parteien der sogenannten „Jamaika-Koalition“ (CDU, Bündnis90/Die Grünen, FDP) auf ein „Zu-

kunftslabor“ verständigt: „Wir werden daher ein Zukunftslabor mit den Akteurinnen und Akteu-

ren der Arbeitsmarktpolitik und aus der Wissenschaft ins Leben rufen, in deren Rahmen die 

Umsetzbarkeit neuer Absicherungsmodelle, z.B. ein Bürgergeld, ein Grundeinkommen oder die 

Weiterentwicklung der sozialen Sicherungssysteme, diskutiert und bewertet werden sollen. 

Ebenso wichtig wie die soziale und ökonomische Flexibilisierung des Arbeitslebens soll dabei 

auch die Entbürokratisierung der Arbeits- und Sozialverwaltung sein. Die Ergebnisse dieses 

Prozesses wollen wir in die bundespolitische Debatte tragen, um unser Land fit für die 
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Herausforderungen der Zukunft zu machen und um Existenzängste von den Bürgerinnen und 

Bürgern fern zu halten.“ (Koalitionsvertrag 2017, S. 31) 

Die Landesregierung antwortete am 15.12.2017 (Drs. 19/393) auf die Frage „Welche Personen 

und Institutionen werden an dem Zukunftslabor teilnehmen?“ wie folgt: „Mit Beschluss vom 

25. September 2017 wurde in der Staatssekretärsbesprechung der Einrichtung einer Intermi-

nisteriellen Arbeitsgruppe (IMAG) zugestimmt und die Federführung auf das Ministerium für 

Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und Senioren übertragen. Die IMAG besteht aus dem 

Chef der Staatskanzlei sowie den Staatssekretären des Finanzministeriums, des Ministeriums 

für Bildung, Wissenschaft und Kultur, des Ministeriums für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Techno-

logie und Tourismus sowie des Ministeriums für Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und 

Senioren. Die IMAG hat am 12. Dezember 2017 erstmalig getagt und sich auf die grundsätzli-

che Arbeitsstruktur verständigt. Es wird ein Beirat gegründet, der das Projekt ‚Zukunftslabor 

SH‘ begleiten soll.“ Auf die zweite Frage: „Wie wird die finanzielle Ausstattung des Zukunftsla-

bors für die nächsten Jahre aussehen?“ antwortete die Landesregierung: „Für die Jahre 2018, 

2019, 2020 sollen für das ‚Zukunftslabor SH‘ jeweils 250.000 € zur Verfügung gestellt werden. 

Diese Angaben stehen unter Parlamentsvorbehalt. Es ist beabsichtigt, wissenschaftliche Ex-

pertisen zu den verschiedenen sozialen Sicherungsmodellen auszuschreiben.“ Schließlich die 

dritte Frage: „Wird es eine Modellregion geben, in der die entwickelten Modelle erprobt werden 

sollen? Wenn ja, anhand welcher Kriterien wird diese Modellregion ausgewählt und mit wel-

chen Mitteln soll die Modellregion ausgestattet werden?“ Hier war die Antwort deutlich und 

ohne eine Vorfestlegung: „Diese Frage wird am Ende des Diskurses erörtert werden, wenn die 

wissenschaftliche und politische Bewertung vorliegt.“ 

Im August 2018 erfolgte die „Auftragsbekanntmachung“ für die „Wissenschaftliche Begleitung 

und Koordinierung des Projektes ‚Zukunftslabor Schleswig-Holstein‘“1 für ein zweistufiges Ver-

fahren, bestehend aus Teilnahmeantrag und späterem Angebot, sofern die Anbieter zu einem 

Angebot aufgefordert wurden. Das ISÖ – Institut für Sozialökologie beteiligte sich mit einem 

Teilnahmeantrag, wurde auf Grund einer Leistungsbeschreibung zu einem Angebot aufgefor-

dert und erhielt im Dezember 2018 den Auftrag, das Zukunftslabor Schleswig-Holstein wissen-

schaftlich zu begleiten und zu koordinieren.   

––– 

1  https://ausschreibungen-deutschland.de/469977_Wissenschaftliche_Begleitung_und_Koordinierung_des_Projektes_Zu-
kunftslabor_Schleswig-Holstein_2018_Kiel  
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Die Vorgeschichte des Zukunftslabors Schleswig-Holstein ließe sich zeithistorisch noch weiter 

zurückverfolgen, einerseits in Schleswig-Holstein bei den die „Jamaika-Koalition“ tragenden 

Parteien, andererseits in diesem Bundesland, und weit darüber hinaus, in der Stimmung der 

Zivilgesellschaft. Der Wunsch nach sozialpolitischer Zukunftsorientierung ist breit verankert 

(Druyen 2018). Es ist sicher kein Zufall, dass im partizipativ angelegten Prozess „Zukunftssze-

nario Altenhilfe Schleswig-Holstein 2030-2045“, den das Diakonische Werk Schleswig-Holstein 

mit dem ISÖ – Institut für Sozialökologie von 2016 bis 2018 durchführte, mit einer großen Zu-

kunftskonferenz im Februar 2018, die Forderung nach einem Grundeinkommen eine wesentli-

che Rolle spielt. Der „Zukunftspfad 1“ (von vier Pfaden) lautet: „Grundsicherheit durch Begeg-

nung und Grundeinkommen!“ und es heißt dann weiter: „Auf politischer Ebene wird das Kon-

zept eines ‚Grundeinkommens‘ vorangetrieben. Die Wohlfahrtspflege ist dabei ein Akteur als 

Stimme der schutzbedürftigen Gruppen“ (Opielka/Peter 2018, S. 109f.).  

Andere Beiträge machen deutlich, dass ein Grundeinkommen nicht aus Perspektive aller der 

favorisierte Ansatz für die Zukunft der Sozialen Sicherheit ist. So sieht der Zeithistoriker An-

dreas Rödder in seinem Buch „Konservativ 21.0“ die Diskussion zum Grundeinkommen kri-

tisch: „Die Dominanz verteilungspolitischer Themen zeigt sich auch in der Debatte um das ‚be-

dingungsloses Grundeinkommen‘. Diese Idee verfolgt ein ehrbares Ziel: ein würdiges, nicht 

stigmatisiertes Leben unabhängig vom Arbeitsplatz und vor allem dann, wenn dieser unver-

schuldet durch den Strukturwandel verloren geht und die Betroffenen abgehängt zu werden 

drohen. Auch gibt es ganz unterschiedliche Modelle eines bedingungslosen Grundeinkom-

mens, die von der Addition bereits existierender Sozialleistungen bis zu einem echten Gehalts-

ersatz reichen. Die zugrunde liegende These von einem Ende der klassischen Arbeitsgesell-

schaft ist allerdings nicht neu, sie hat sich freilich bislang nicht bewahrheitet, und sie ist auch 

für das Zeitalter der Digitalisierung zumindest nicht evident.“ (Rödder 2019, S. 93) Ob „dem“ 

Grundeinkommen die These vom Ende der Arbeit „zugrunde“ liegt, werden andere Autoren wie-

derum bestreiten. Klar ist, dass die Debatte auch durch politische und weltanschauliche Hin-

tergründe geprägt ist. Eine Betrachtung vor dem Hintergrund der relevanten gesellschaftsprä-

genden Faktoren Demographie und Digitalisierung erscheint daher umso dringender. 

Es ist daher bemerkenswert, dass eine Landesregierung ein solch anspruchsvolles Projekt in 

Angriff nimmt und dafür beachtliche Ressourcen einsetzt. Hinzu kommt, dass die Landespoli-

tik für einen Großteil der im Zukunftslabor zu bearbeitenden Fragen gar nicht primär zuständig 

erscheint, die Sozialpolitik ist, zumindest was die großen Geldleistungssysteme (monetäre 
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Systeme) betrifft, im Wesentlichen das Gebiet der Bundespolitik und, hinsichtlich der EU-Har-

monisierung, teils in Zuständigkeit der Europäischen Union beziehungsweise der sogenannten 

„Offenen Methode der Koordinierung“ (OMK), mit der sich die Mitgliedstaaten in einem kom-

plexen Prozess untereinander abstimmen. Obwohl es sich also bei den im Zukunftslabor dis-

kutierten Perspektiven ganz überwiegend um Regelungen handelt, die in die Gesetzgebungs-

kompetenz des Bundes fallen, betreffen die Fragestellungen in politischer Hinsicht sowohl die 

Bundes- als auch die Landespolitik, was sich in einer Vielzahl verschiedener Bundesratsinitia-

tiven zeigt. Landtag und Landesregierung sind vor diesem Hintergrund für den Mut zu loben, 

das Zukunftslabor eingerichtet zu haben. Es fehlt seit langer Zeit an einem umfassenden „So-

zialplan für Deutschland“ (Auerbach et al. 1957), einer Reflexion der Zusammenhänge, der In-

terdependenzen der sozialen Sicherungssysteme. Nur dann sind abgewogene Urteile im aktu-

ellen Reformdiskurs zu Grundeinkommen und Bürgergeld möglich. Das war der Beginn des 

Zukunftslabors. Einige Akteure wollten, dass das Land hier ein Vorreiter wird, andere waren 

und sind sehr skeptisch. Bevor im folgenden Unterabschnitt der unmittelbare Kontext der vor-

liegenden Literaturstudie erläutert wird, sollen an dieser Stelle drei größere gesellschaftliche 

Diskurse zum Thema des Zukunftslabors kurz skizziert werden, die Debatten um Grundein-

kommen, um Wachstum und um Soziale Nachhaltigkeit. 

Sobald die Grundeinkommens-Diskussion ein gewisses Niveau erreicht hat, stellen alle Betei-

ligten fest, dass wir mehr wissen müssen, um nicht nur zu meinen. So irritiert die derzeit häu-

fige Verwendung des Präfixes „bedingungslos“ in der Diskussion um ein Grundeinkommen 

schon deshalb, weil Sozialleistungen immer an Bedingungen geknüpft sein werden, als Mini-

mum die Zugehörigkeit zu einer konkreten politischen Gemeinschaft. Daher sind Ergebnisse 

der Einstellungsforschung vorsichtig zu betrachten, wie jüngst des DIW mit einer Auswertung 

des European Social Survey über die recht hohe Zustimmung zur Einführung eines Grundein-

kommens im europäischen Vergleich (Abbildung 1): „Die hier ermittelten Zustimmungsraten 

zum bedingungslosen Grundeinkommen sind aber nicht mit einer Reformbereitschaft in diese 

Richtung gleichzusetzen. Sie bedeuten nämlich noch lange nicht, dass die Bürgerinnen und 

Bürger ein solches Vorhaben auch dann noch begrüßen würden, wenn die Finanzierung und 

ihre Konsequenzen transparent gemacht würden. Dazu wären weitere Befragungen nötig, die 

differenziertere Verfahren der empirischen Sozialforschung nutzen und beispielsweise Szena-

rien (und damit verbundene Finanzierungssysteme) offenlegen.“ (Adriaans et al. 2019, S. 269) 

Das soll das Zukunftslabor in angemessener Weise leisten. 
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Abbildung 1: Zustimmung Grundeinkommen im europäischen Vergleich (in %) 

 

Quelle: Adriaans et al. 2019, S. 265. Die Abbildungsüberschrift lautet dort: „Zustimmung 
zur Einführung eines bedingungslosen Grundeinkommens im europäischen Vergleich.“ 

Das Zukunftslabor wird auch deshalb neben dem Diskurs um Grundeinkommen und Bürger-

geld in zwei weitere Kontexte eingebettet: in die Diskussion um die Krise und Zukunft des So-

zialstaats seit den späten 1970er Jahren und in die Diskussion um Zukunft und Nachhaltigkeit, 

wie sie mit der „Agenda 2030“ der Vereinten Nationen und ihren „Sustainable Development 

Goals“ unterdessen zum Pflichtenheft aller Gebietskörperschaften gehört.  

Mit der ersten Wachstumskrise der westlichen Industrienationen im Anschluss an den „Öl-

preisschock“ geriet auch der Sozialstaat in den späten 1970er Jahren unter heftige Kritik. Das 

sogenannte „Lambsdorff-Papier“, das „Konzept für eine Politik zur Überwindung der Wachs-

tumsschwäche und zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit“ war eine wirtschaftspolitische Pro-

grammschrift, die in der Endphase der sozialliberalen Koalition im Jahr 1982 im Bundeswirt-

schaftsministerium unter Leitung des Wirtschaftsministers Otto Graf Lambsdorff (FDP) und 

der Mitarbeit seines Staatssekretärs Otto Schlecht sowie des damaligen Leiters der Abteilung 

Wirtschaftspolitik Hans Tietmeyer ausgearbeitet und in einem Schreiben an Bundeskanzler 

Helmut Schmidt am 9. September 1982 vorgestellt wurde. Es brach der „Deregulierung“ eine 

Lanze und forderte eine „Eindämmung der explodierenden Sozialstaatskosten“2. Durch die Au-

toren selbst wie den intensiven öffentlichen Diskurs wurde jenes Papier in den Kontext einer 

„neoliberalen“ Erneuerung der Gesellschaft gestellt, wie sie in jenen Jahren durch den US-Prä-

sidenten Reagan und die britische Premierministerin Thatcher repräsentiert wurde. Schon da-

mals allerdings blieb der Aufruf zum Abbau des Sozialstaats nicht unwidersprochen und 

––– 

2  https://liberalesinstitut.wordpress.com/2012/09/11/30-jahre-lambsdorff-papier-entscheidende-wendemarke-in-der-wirt-
schafts-und-gesellschaftspolitik/  
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diskutierten durchaus einflussreiche Publikationen eine „Zukunft des Sozialstaats“, einen „Um-

bau des Sozialstaats“ oder erkannten eine neue Verbindung von sozialer und ökologischer 

Frage, die „ökosoziale Frage“.3 Auch bald vierzig Jahre später beklagen Autoren wie Christoph 

Butterwegge einen seit damals durchgängigen Abbau des Sozialstaats. Die empirische Evi-

denz dafür ist allerdings dünn. Zwar stagnierte die Sozialleistungsquote in den letzten Jahr-

zehnten in Deutschland zeitweise, ein Rückgang lässt sich jedoch nicht beobachten.4 Es sollte 

allerdings zu denken geben, dass der erste große Krisendiskurs in der Sozialpolitik die Folge 

einer durch Rohstoffprobleme verursachten wirtschaftlichen Wachstumskrise war.  

Dies lenkt den Blick auf den dritten Kontext, die Diskussion um Soziale Nachhaltigkeit (Opielka 

2017). Derzeit scheint es noch möglich, die erheblichen Transferkosten hin zu einer klima-

freundlichen, nachhaltigen Wirtschaft und Gesellschaft aus den Überschüssen eines robusten 

Wirtschaftswachstums aufzubringen, ob es sich um den Verzicht auf die Nutzung der Atom-

kraft, um den Ausstieg aus der Kohleverstromung oder um die Reduzierung von Verkehrs-

Emissionen handelt. Zunehmend wird jedoch thematisiert, besonders heftig von Seiten eines 

erstarkenden Rechtspopulismus, dass Klima- und Zukunftsfragen gegenüber gegenwärtigen 

Verteilungsfragen nachgeordnet seien, ohnehin sei fraglich, ob menschliches Handeln für den 

Klimawandel verantwortlich sei (Probst/Pelletier 2017). Uns scheint, dass der Konflikt um die 

Prioritätenentscheidung zwischen sozialen und ökologischen Folgekosten des Industriesys-

tems künftig weiter zunehmen wird, möglicherweise sogar im dramatischen Umfang. Dies wird 

den Sozialstaat unter Druck setzen und wirft die Frage auf, ob seine Architektur unter Druck 

eher den bereits Benachteiligten zusätzliche Nachteile aufbürdet oder ob eventuell geringere 

Verteilungsspielräume vor allem denjenigen zugutekommen, die benachteiligt sind.  

1.2 Die Gegenwart: Literaturstudie Demographie und Digitalisierung 

Landen wir, mit dieser Studie, in der Gegenwart. Hier werden die ersten Forschungsergebnisse 

der Wissenschaftlichen Begleitung und Koordination des Zukunftslabors vorgestellt. Eine sys-

tematische Literaturstudie setzt in ganzheitlicher Betrachtung die Megatrends Demographie 

und Digitalisierung in Beziehung zu den sozialen Sicherungssystemen und ihrer nachhaltigen 

Entwicklung. Ergeben sich aus diesen Megatrends – wir sprechen im Folgenden zumeist von 

––– 

3  Fohmann-Ritter et al. 1983, Opielka 1985, Opielka/Ostner 1986 
4  Dazu Opielka 2008 und auf Grundlage von Angaben des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales: http://www.sozialpoli-

tik-aktuell.de/tl_files/sozialpolitik-aktuell/_Politikfelder/Finanzierung/Datensammlung/PDF-Dateien/abbII1a.pdf  
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„Schlüsselfaktoren“ – spezifische Herausforderungen? Können sie national, nur EU-weit oder 

nur global politisch bearbeitet werden? Wie steht Schleswig-Holstein in Bezug zu diesen Me-

gatrends? Die vorliegende Veröffentlichung ist zugleich Bestandteil eines komplexen Prozes-

ses, der den Namen Zukunftslabor trägt. Sie wird in einer partizipativen Auftaktveranstaltung 

im Mai 2019 der Öffentlichkeit präsentiert und diskutiert. Die Veranstaltung wird durch den 

Offenen Kanal Schleswig-Holstein dokumentiert. Methodisch wird bereits die Auftaktveran-

staltung die Grundprinzipien des Zukunftslabors offenlegen und realisieren: wissenschaftliche 

Expertise trifft auf interessierte BürgerInnen, der so entstehende Diskurs wird öffentlich doku-

mentiert und zurückgespiegelt. Neben analogen Kommunikationen wird das Zukunftslabor 

durch digitale Formate geprägt, dazu gehört die Software (App) „Mentimeter“. 

Die vorliegende Literaturstudie besteht zentral aus zwei Teilstudien, die im Rahmen der wis-

senschaftlichen Begleitung von zwei angesehenen Experten erstellt wurden. Die Teilstudie zu 

den Auswirkungen der demographischen Entwicklung auf die Soziale Sicherung wurde von 

Bruno Kaltenborn verfasst, der seit den 1990er Jahren zahlreiche Expertisen für Ministerien 

und Stiftungen zu arbeitsmarkt-, familien- und sozialpolitischen Fragen erarbeitete.5 Im Jahr 

2006-7 wirkte er an einem Gutachten des ISÖ im Auftrag der Konrad-Adenauer-Stiftung mit, 

das das Modell „Solidarisches Bürgergeld“ des damaligen Thüringer Ministerpräsidenten Die-

ter Althaus unter finanz- und sozialpolitischen Gesichtspunkten analysierte und breite Beach-

tung fand.6 Die Teilstudie zur Auswirkung der Digitalisierung auf die Soziale Sicherung erstellte 

Alexander Spermann, der sich gleichfalls seit den 1990er Jahren einen Namen als Politikbera-

ter zum Schnittfeld Arbeitsmarkt und Sozialpolitik gemacht hat.7 Beide Teilstudien werden er-

gänzt durch die vorliegende Darstellung und Reflexion auf die Idee des Zukunftslabors selbst. 

Abgeschlossen wird die Literaturstudie im letzten Kapitel mit der Vorstellung und Diskussion 

der sogenannten „Morphologischen Matrix“. Sie ist ein wichtiges methodisches Element der 

Zukunftsforschung und wird im Zukunftslabor dafür genutzt, nachvollziehbar den Schritt von 

der Bestandsaufnahme möglicher Zukünfte in Form von Zukunftsszenarien hin zur Entwick-

lung konkreter Reformszenarien für die Zukunft der Sozialpolitik zu entwickeln. Das ISÖ hat 

dabei – nicht zuletzt aufgrund zahlreicher früherer, zumindest in Teilen vergleichbarer Projekte 

– die Erwartung, dass komplexe und widersprüchliche Probleme und Diskurse durch 

––– 

5  Unter www.wipol.de finden sich vielfältige Hinweise zu seiner Expertise. 
6  https://www.isoe.org/projekte/abgeschlossene-projekte/finanz-und-sozialpolitische-analyse-eines-solidarischen-buerger-

geldes/  
7  Unter https://www.alexander-spermann.de/ finden sich umfassende Hinweise zu seiner Arbeit. 
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wissenschaftliche Aufbereitung und Analyse einer besseren Lösung zugeführt werden können. 

Wir gehen davon aus, dass Politik rational, vernünftig gestaltet werden kann und muss, trotz 

unterschiedlicher Normen und Werte, oder wie man heute sagt: trotz unterschiedlicher Norma-

tive.  

Beide Teilstudien liefern interessante und teils überraschende Ergebnisse. Die Teilstudie zur 

Demographie macht deutlich, wie sozial nachhaltig – im konservativen Sinn von Sozialer Nach-

haltigkeit (Opielka 2017) – das deutsche Sozialversicherungssystem des Bismarck-Typ insti-

tutionalisiert wurde. Vor allem die 1889 eingeführte Gesetzliche Rentenversicherung erweist 

sich auch nach gut 130 Jahren als lebendiges und lebensfähiges Ergebnis sozialen Ingenieur-

geistes. Die Kombination aus lohnbezogenen Beiträgen mit Beitragsbemessungsgrenze, Um-

lageverfahren und einem Bundeszuschuss zum Ausgleich „versicherungsfremder Leistungen“, 

sowie dem Verzicht auf die Integration von Beamten, Freiberuflern und gut verdienenden Selb-

ständigen bewegte im Jahr 2018 Ausgaben und Einnahmen im Umfang von etwa 307 Milliar-

den Euro.8 Bruno Kaltenborn kann in seiner differenzierten und luziden Analyse zeigen, wie 

vielfältig und umfassend die Projektionen bis weit in die zweite Hälfte des 21. Jahrhunderts 

reichen. Immerhin sind die Neu-RentnerInnen des Jahres 2083 bereits geboren, sollte das Ren-

teneintrittsalter dann bei 65 Jahren liegen. Versicherungsmathematik und demographische 

Forschung zeigen deutlich, dass die Alterung der Gesellschaft die Sozialsysteme unter erheb-

lichen Druck setzt. Einfache Lösungen sind nicht in Sicht, solange das Bismarck-System in 

seiner Grundstruktur nicht verändert wird.  

Die Teilstudie zu den Auswirkungen der Digitalisierung auf die Sozialsysteme ist auch deshalb 

kürzer und datenärmer, weil es sich um ein sehr bewegliches und unsicheres Forschungsfeld 

handelt. Wie das Zukunftslabor insgesamt konzentriert sie sich nicht auf die sehr langfristigen, 

sondern eher auf mittelfristige Zeithorizonte (2030+). Doch selbst dafür sind die Projektionen 

riskant. Alexander Spermann verbindet seine Analyse mit einer Methodenkritik der bisherigen 

Projektionen der Arbeitsmarkteffekte der Digitalisierung. Seine Ergebnisse sind einerseits be-

ruhigend, wir müssen in Deutschland nicht mit einem Kollaps des Arbeitsmarktes rechnen. 

Andererseits sind teils erhebliche soziale Spaltungen zu erwarten, die nahe legen, die Architek-

tur des deutschen Sozialstaats einer gründlichen Inspektion zu unterziehen. 

––– 

8  https://www.deutsche-rentenversicherung.de/Allgemein/de/Navigation/6_Wir_ueber_uns/02_Fakten_und_Zah-
len/02_kennzahlen_finanzen_vermoegen/2_rechnungsergebnisse_rentenbestand/ausgaben_letzten_2_jahre_node.html  
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Im vierten Teil dieser Literaturstudie geht der Blick nach vorne. Das ISÖ-Team präsentiert und 

diskutiert die im Zukunftslabor für die Entwicklung der Zukunftsszenarien und schließlich der 

Reformszenarien zur Anwendung kommende Methode der „Morphologischen Matrix“. Der Bei-

trag der Literaturstudie im Zukunftslabor ist die Bestandsaufnahme der zentralen sozialen 

Probleme, auf die sozialpolitische Reformen antworten sollen. Zugleich stellt die Fokussierung 

auf Herausforderungen von Demographie und Digitalisierung, die am Beginn des Zukunftsla-

bors steht, eine auf den ersten Blick willkürliche Auswahl dar, bei der die Gefahr besteht, dass 

andere wesentliche Herausforderungen an die Soziale Sicherung übersehen werden, vom Wer-

tewandel bis hin zum Klimawandel. Mit der Methode der Morphologischen Matrix wird daher 

versucht, andere Megatrends über Variablen und Indikatoren in die Analyse zu integrieren.  

Die Reformszenarien, die schließlich das Ergebnis des Zukunftslabors bilden werden, lassen 

sich jedoch nicht unmittelbar aus einer solchen Bestandsaufnahme entwickeln. Als Zwischen-

schritt soll die Bestandsaufnahme daher in Zukunftsszenarien verdichtet werden, in komple-

xen Beschreibungen möglicher – sowohl wünschenswerter wie befürchteter – Zukünfte. Da-

mit die wissenschaftliche Logik der Arbeitsschritte deutlicher wird, erscheint es sinnvoll, den 

gesamten Projektablauf an dieser Stelle zu skizzieren. Ziel des Zukunftslabors ist es, mög-

lichst viele Stakeholder zu beteiligen. Das erfordert Transparenz, denn im Verlauf des Projek-

tes werden Entscheidungen getroffen, werden bestimmte Diskussions- und damit Ideen-

stränge nicht mehr weiterverfolgt, andere stehen im Zentrum. 

1.3 Der Ablauf des Zukunftslabors 

Der Ablauf des Projektes Zukunftslabor bestimmt sich einerseits aus den Vorgaben und Er-

wartungen der Landesregierung Schleswig-Holstein als Auftraggeber, andererseits aus den 

Vorstellungen und Ideen des mit der Umsetzung beauftragten Wissenschaftlerteams. In einem 

ersten Schritt soll im Interesse der Transparenz aus der Leistungsbeschreibung für die Wis-

senschaftliche Begleitung und Koordination ausführlich zitiert werden. Im zweiten Schritt wird 

der bisherige Stand der Ablaufplanung vorgestellt und diskutiert. 

 

Leistungsbeschreibung 

Die zunehmende Digitalisierung wird die Rahmenbedingungen in der Arbeitswelt verändern. 
Wenn auch die Prognosen zur Auswirkung der Digitalisierung differieren, ist sicher, dass mehr 
Flexibilität bei der Ausübung der Arbeit, schneller wechselnde Qualifikationsanforderungen 
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und die möglicherweise sinkende Nachfrage nach menschlicher Arbeitskraft ein Neudenken 
in Kernbereichen der sozialen Sicherungssysteme und des Arbeitsmarktes erfordern. 

Es stellt sich die Frage, wie sichergestellt werden kann, dass die Menschen in Deutschland in 
Zukunft sozial ausreichend abgesichert sind. 

Eine weitere Herausforderung für die sozialen Sicherungssysteme ist der demografische Wan-
del. Die Geburtenrate sinkt, die Bevölkerung wird zunehmend älter. Dadurch stehen immer 
mehr Rentner immer weniger Berufstätigen gegenüber, die in die Sozialversicherungssysteme 
einzahlen. In einigen Branchen herrscht Fachkräftemangel. 

Im Koalitionsvertrag für die 19. Wahlperiode des schleswig-holsteinischen Landtages haben 
sich die Regierungsparteien darauf geeinigt, ein „Zukunftslabor“ mit den Akteurinnen und den 
Akteuren der Arbeitsmarktpolitik und aus der Wissenschaft ins Leben zu rufen. Im Rahmen 
dieses Projektes soll die Umsetzbarkeit neuer Absicherungsmodelle, z.B. ein Bürgergeld, ein 
Grundeinkommen oder die Weiterentwicklung der sozialen Sicherungssysteme diskutiert und 
bewertet werden. Die Ergebnisse sollen die bundespolitische Debatte anregen bzw. ergänzen. 

Zwischenzeitlich wurde eine interministerielle Arbeitsgruppe (IMAG) bestehend aus dem Chef 
der Staatskanzlei sowie den Staatssekretären des Finanzministeriums, des Ministeriums für 
Bildung, Wissenschaft und Kultur, des Ministeriums für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technolo-
gie und Tourismus sowie des federführenden Ministeriums für Soziales, Gesundheit, Familie, 
Jugend und Senioren eingerichtet. 

Darüber hinaus wurde ein Beirat gegründet, der sich aus Vertretern der Arbeitgeber- und Arbeit- 
nehmerverbände, der Landesarbeitsgemeinschaft der Wohlfahrtsverbände, der Kranken- und 
Rentenversicherungsträger, der Bundesagentur für Arbeit, der Kommunalen Landesverbände, 
des Landes Schleswig-Holstein, der im Landtag vertretenen politischen Parteien zusammen-
setzt. 

Der Beirat soll die veränderten Bedingungen einer digitalisierten und dem demografischen 
Wandel unterworfenen Gesellschaft und der damit einhergehenden Herausforderungen an die 
sozialen Sicherungssysteme mit Unterstützung wissenschaftlicher Expertisen offen erörtern. 
Er hat Beratungs- und Unterstützungsfunktion und gibt hierzu einvernehmliche Empfehlungen 
ab. 

Der Auftrag beinhaltet 
1. die Bestandsanalyse bestehender sozialer Sicherungssysteme vor dem Hintergrund 

der demografischen Entwicklung und der fortschreitenden Digitalisierung sowie eine 
Prognose zu den Auswirkungen auf die sozialen Sicherungssysteme, 

2. die Darstellung verschiedener alternativer Modelle sowie der Entwicklungsmöglichkeit 
bestehender sozialer Sicherungssysteme, 

3. die Aufbereitung und Auswertung der Erfahrungen auf Bundes- und EU-Ebene. 
Die Umsetzung erfolgt durch schriftliche Gutachten, Stellungnahmen, Vorträge und Teilnahme 
an Diskussionsrunden, teilweise aufgrund von Einzelanforderungen aus der IMAG und dem 
Beirat. Anforderungen und Umsetzung müssen koordiniert werden. Veranstaltungen sollen 
moderiert, vor- und nachbereitet werden. Das Gesamtprojekt soll dokumentiert werden. 
 

A. Ermittlung der Grundlagen und deren Vermittlung an IMAG und Beirat 

° Zusammenstellung und Darlegung der fortschreitenden Digitalisierung sowie des demogra-
fischen Wandels im Kontext mit ihren Auswirkungen auf die Leistungsfähigkeit der sozialen 
Sicherungssysteme – in Form von schriftlichen Gutachten und Vorträgen 



ZUKUNFTSLABOR SOZIALE SICHERUNG 

15 

 

° Darstellung alternativer sozialer Sicherungsmodelle, insbesondere Bürgergeld und Grundein-
kommen – in Form von schriftlichen Gutachten, Stellungnahmen, Vorträgen, Teilnahme an Dis-
kussionsveranstaltungen 
(insbesondere 
 zum erfassten bzw. zu erfassenden Personenkreis 
 zur Ableitung der Höhe der Sicherung 
 zum Finanzbedarf, Finanzierung 
 zur institutionellen Ausformung, Verwaltung 
 zur Berücksichtigung von Sonderbedarfen 
 zu den Auswirkungen auf steuerfinanzierte Sozialtransfers 
 zu den Auswirkungen auf Sozialversicherungen 
 zu den Auswirkungen auf öffentliche Infrastrukturen, Dienstleistungen 
 zu den Auswirkungen auf die Gestaltung der Arbeitsmarktpolitik 
 zur Sicherung von Selbständigen 
 zu den gesellschaftspolitischen Ansätzen) 
sowie der Entwicklungsmöglichkeit bestehender sozialer Sicherungssysteme – schriftliche 
Gutachten, Vorträge, Teilnahme an Diskussionsveranstaltungen 
 (Rentenversicherung 
 Kranken- und Pflegeversicherung 
 Unfallversicherung 
 Arbeitslosenversicherung) 
° Zusammenstellung der Erfahrungen im In- und im europäischen Ausland (privates Projekt in 
Berlin/öffentliche Projekte in den Niederlanden, in Finnland, in der Schweiz) – in Form von 
schriftlichen Gutachten, Stellungnahmen, Vorträgen, Teilnahme an Diskussionsveranstaltun-
gen 

B. Bearbeitung von Einzelbedarfen (Fragestellungen) der Gremien IMAG und Beirat, Rück-
kopplungen (Vorträge), Beratungen 

Zurzeit stehen folgende Einzelfragen an: 
- Ist eine umlagefinanzierte Sozialversicherung noch allein zukunftsfähig oder bedarf es ei-

nes Wechsels hin zu einer teilweisen Steuerfinanzierung? 
- Liegen Erkenntnisse über die Wirkungen von „Lebensarbeitskonten“ entsprechend den Re-

gelungen in Frankreich vor und wäre dieses Modell auch in Deutschland umsetzbar? 
- Müsste das Sozialversicherungsrecht für den Fall der Schaffung ergänzender Modelle (z.B. 

Grundeinkommen) angepasst werden? 

C. Berichte, Dokumentation 

° Zwischenberichte an die IMAG über den Diskussionstand im Beirat: Es sind Zwischenberichte 
zu fertigen, die die Fragestellungen, die Einschätzungen und Bewertungen innerhalb des Bei-
rates wiedergeben. Die Zwischenberichte werden jeweils innerhalb der von der IMAG gesetz-
ten Frist erstellt. Die Rückkopplung wird mit der IMAG abgestimmt. 
° Das Projekt insgesamt ist zu dokumentieren und ein Abschlussbericht über die wesentlichen 
Ergebnisse der Diskussion und Bewertung durch den Beirat nach Beendigung des Projektes 
innerhalb von drei Monaten zu erstellen. 
 
D. Moderation, Koordinierung 

° Moderation der Sitzungen des Beirates und ggf. anderer Diskussionsveranstaltungen 
° Koordinierung der Sitzungen des Beirates, anderer Diskussionsveranstaltungen, Vorträgen in 
Abstimmung mit der IMAG (zeitlich, inhaltlich) 
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Es handelt sich offensichtlich um einen höchst anspruchsvollen Leistungskatalog, den das 

Zukunftslabor in seiner Ablaufplanung in einem Zeitraum von etwas mehr als zwei Jahren – 

gerechnet vom Beginn der Wissenschaftlichen Begleitung und Koordination – zu berücksich-

tigen hat. In Abstimmung mit dem Auftraggeber entwickelte die Wissenschaftliche Begleitung 

und Koordination für die Umsetzung eine Ablaufplanung, die in Tabelle 1 vorgestellt wird (ohne 

die Termine mit IMAG und Beirat). Sie soll zunächst inhaltlich erläutert werden, bevor an einer 

wichtigen Schnittstelle – dem Übergang zu den Reformszenarien (im Schaubild: „Szenarioent-

wicklung (SE)“) – die wissenschaftliche Strategie erörtert wird. 

Im Zentrum des Zukunftslabors steht die Entwicklung von Reformszenarien für die Zukunft der 

Sozialen Sicherung in Deutschland und ihre Folgenabschätzung, indem durch ein Team des 

DIW (Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung) in Berlin (Stefan Bach, Herman Buslei, Peter 

de Haan) die Aufkommens- und Verteilungswirkungen sowie die Arbeitsmarktwirkungen von 

grundlegenden Reformen der sozialen Sicherungssysteme quantifiziert werden. Die Analysen 

sollen auf Grundlage des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) sowie eines darauf aufbauen-

den Mikrosimulationsmodells durchgeführt werden, das die wesentlichen monetären Sozial-

leistungen abbildet und mit dem Reformszenarien simuliert werden können. Die Entwicklung 

und damit auch die Auswahl möglicher Reformszenarien ist voraussetzungs- und anspruchs-

voll. Sie geschieht damit in einem mehrstufigen Prozess (Phasen 1 bis 7). 

Im ersten Schritt werden die beiden in dieser Literaturstudie dokumentierten Teilstudien zu 

den Auswirkungen von Demographie und Digitalisierung auf die Soziale Sicherung in Deutsch-

land erstellt, eingeordnet und in einer öffentlichen Veranstaltung am 2. Mai 2019 in Kiel disku-

tiert. 

Im zweiten Schritt werden unter Einbeziehung der Stakeholdergruppen Beirat und IMAG aus 

den Befunden der Literaturstudie Zukunftsszenarien generiert, mögliche – sowohl wünschens-

werte wie problematische – Zukünfte. Da die Literaturstudie auf Deutschland fokussiert, die 

Reformszenarien jedoch im EU-Rahmen gedacht werden müssen und internationale Erfahrun-

gen reflektieren sollen, wird parallel zur Entwicklung der Zukunftsszenarien eine sogenannte 

„Erfahrungsstudie (ES)“ erstellt. Vorgesehen sind Expertisen zu Finnland (KELA), UK (Universal 

Credit), Italien (Bürgereinkommen), sowie ein historisch-systematischer Überblick zu Grund-

einkommens-Experimenten. Zukunftsszenarien und Erfahrungsstudie werden wie die vorlie-

gende Literaturstudie veröffentlicht und stehen damit dem fachlichen Austausch wie der Kritik 

zur Verfügung. 
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Tabelle 1: Ablaufplanung Zukunftslabor Schleswig-Holstein 

Zeit Teilstudien  Diskurse  
  analog Partner digital 

1-2019 Literaturstudie (LS)    
2-2019 LS    

3 LS    
4 Zukunftsszenarien 

(ZS) 
Erfahrungsstudie (ES)    

5 ZS ES 2.5.19 (LS)   
6 ZS ES    
7 Reformszenarien (RS)   MM 
8 RS   MM 
9 RS ZW (RS)  MM 

10 Vertiefung Reformen (VR)    
11 VR    
12 Folgenabschätzung (FA)    

1-2020 VR FA    
2 ES FA ZW (FA)   
3 VR/ES FA    
4 FA    
5 FA    
6 Entwurf Abschlussbericht (EAB) ZK?   
7 EAB    
8 Öffentliche Diskurse  X  
9 Öffentliche Diskurse  X  

10 Öffentliche Diskurse  X  
11 Abschlussbericht (AB)  X  
12 Abschlussbericht ZK   

1-2021 Veröffentlichung AB    

Anmerkungen zur Zeitplanung: 
Analoge Diskurse: Zukunftsworkshops (ZW) (öffentlich bzw. mit Stakeholdergruppen, d.h. 
teilöffentlich oder geschlossen) zur Literaturstudie (LS), Zukunftsszenarien (ZS) usf.; 
Zukunftskonferenz (ZK) (groß, öffentlich) 
Diskurse mit Partnern: Hierzu gehören Veranstaltungen mit Partnern des Zukunftslabors 
(minimal: die Organisationen im Projektbeirat, optimal: relevante gesellschaftliche Sta-
keholder, Bildungseinrichtungen, Medien) 
Digitale Diskursplattform: Hierzu gehören Veröffentlichungsformate für Teilstudien und 
eingeladene Kommentare (z.B. aus Projektbeirat), regelmäßige kurze Videoclips zu Themen 
des Zukunftslabors, Unterstützer und Paten des Zukunftslabors, Livestreaming von Zukunfts-
workshops und -konferenzen, Mitwirkung an der Identifikation von Schlüsselfaktoren (mit 
Morphologischer Matrix – MM), evtl. Facebook-Gruppe Zukunftslabor 
Anmerkungen zu den Teilstudien: 
Erfahrungsstudie: Vorgesehen sind Expertisen zu Finnland (KELA), UK (Universal Credit), 
Italien (Bürgereinkommen), sowie ein historisch-systematischer Überblick zu Grundeinkom-
mens-Experimenten 
Zukunftsszenarien: Identifikation und Operationalisierung von Schlüsselfaktoren (morpho-
logische Matrix) 

Die Auswahl der drei exemplarischen Erfahrungen mit Grundeinkommen bzw. grundeinkom-

mensähnlichen Modellen folgt dabei der theoretischen Überlegung, die drei klassischen Typen 
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des Wohlfahrtsregimes – konservativ (Italien), liberal (UK), sozialdemokratisch (Finnland) – in 

der Typologie von Gøsta Esping-Andersen zu berücksichtigen (Opielka 2008). 9 Zudem spielen 

die Verfügbarkeit von Daten und die Aktualität der Experimente eine wesentliche Rolle. Da der 

Datenzugang im Forschungsprozess nicht einfach kalkuliert werden kann, gehen wir davon 

aus, dass die Erfahrungsstudie im Verlauf des Zukunftslabors mehrfach aktualisiert wird. So 

ist zum aktuellen Projektzeitpunkt noch nicht klar, ob eine wissenschaftliche Evaluation des 

italienischen Bürgereinkommens erfolgt. In der Projektphase „Folgenabschätzung“ wird der 

Erfahrungsstudie als Blaupause beziehungsweise als Referenz für die Auswirkung der favori-

sierten Reformszenarien eine wichtige Rolle zukommen. 

Besonders kritisch ist die dritte Projektphase, der Übergang von Zukunftsszenarien zu Reform-

szenarien (RS). Dies soll am Beispiel der bisherigen Diskussion im Zukunftslabor erläutert wer-

den. Nach Vorstellung der Landesregierung sollen im Zukunftslabor beispielsweise drei Re-

formalternativen untersucht werden: Grundeinkommen, Bürgergeld und die Weiterentwicklung 

des existierenden Sozialversicherungssystem. Diese drei Alternativen wurden intuitiv mit den 

drei Partnern der Regierungskoalition assoziiert: die Grünen als Vertreter eines Grundeinkom-

mens, die FDP als Vertreterin des Bürgergeldes, die CDU als Vertreterin einer Weiterentwick-

lung des Sozialversicherungssystems. In der Realität zeigt sich jedoch, dass die Grünen kei-

neswegs einhellig für ein Grundeinkommen plädieren, ebenso wenig wie die FDP einvernehm-

lich ein Bürgergeld favorisiert. Aus der CDU wiederum stammt der Vorschlag „Solidarisches 

Bürgergeld“, für den vor einigen Jahren sogar eine Kommission des CDU-Parteivorstandes ein-

gerichtet wurde. Außerhalb der Regierungskoalition plädiert die SPD in einem Strategiepapier 

aus dem Frühjahr 2019 für ein Bürgergeld, auch wenn das dort angedeutete Konzept mit den 

üblicherweise als Bürgergeld bezeichneten Modellen wenig gemein zu haben scheint. 

Möglicherweise liegen die Linien für Reformalternativen daher quer zu den Parteien. Dieser 

individualisierten Perspektive soll das Zukunftslabor Rechnung tragen. Es wird daher versucht, 

die Entwicklung der Reformszenarien mithilfe der sogenannten „Morphologischen Matrix“ zu 

––– 

9  Die Auswahl der Untersuchungsregionen für die Erfahrungsstudie folgt, wie oben beschrieben, der Theorie der Wohlfahrtsre-
gime von Esping-Andersen, die ich in Opielka (2008) um einen Wohlfahrtsregime-Typus („Garantismus“) erweitert habe. Wir 
werden auf die Begründung dieser Auswahl in der Erfahrungsstudie detaillierter eingehen. An dieser Stelle soll zur Erläuterung 
der Wohlfahrtsregimetheorie ausreichen, dass es sich bei Wohlfahrtsstaatssystemen um einen Komplex aus rechtlichen und 
organisatorischen Merkmalen handelt, die systematisch miteinander verwoben sind. Dabei können drei Modelle oder Ideal-
typen von Wohlfahrtsstaaten identifiziert werden: konservativ, liberal und sozialdemokratisch. Es existieren allerdings keine 
eindimensionalen Nationen im Sinne eines reinen Falles. Heute präsentiert jedes Land einen Systemmix, wobei fast immer 
ein Idealtyp dominiert. Deutschland gilt in allen seriösen Analysen noch immer als Prototyp des konservativen Wohlfahrtsre-
gime, vor allem aufgrund seines nach Berufsgruppen (also korporatistisch) gegliederten Sicherungssystems und der hohen 
Relevanz familien- und unterhaltszentrierter Regeln. 
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versachlichen und damit transparent auf gute Gründe zurückzuführen. Vorgesehen ist dafür 

ein Zukunftsworkshop mit den zentralen Stakeholdern des Zukunftslabors, für die sowohl die 

IMAG als Koordinationsgremium der Landesregierung wie der Beirat als Vertretung der rele-

vanten gesellschaftlichen Gruppen des Landes stehen. In diesem Zukunftsworkshop, für den 

sich die Akteure mindestens einen Tag Zeit einräumen müssen, soll die vom Forschungsteam 

im zweiten Projektschritt vorbereitete Verdichtung auf Zukunftsszenarien zum einen nachvoll-

zogen und gegebenenfalls neu akzentuiert werden. Zum anderen soll eine Auswahl und zumin-

dest erste Konkretion von Reformalternativen mit Hilfe der Morphologischen Matrix erfolgen. 

Ziel ist es, dass sich die Beteiligten nicht primär als VertreterInnen ihrer Stakeholder-Gruppen 

wahrnehmen, sondern als „Zukunftslaboranten“, die das überparteiliche (im englischen: „non-

partisan“) Wohl im Blick haben. Gleichwohl wird die Vielzahl an Selektionen sowohl bei Wirk-

lichkeitsdeutungen wie bei Wunschvorstellungen Subjektivität und Gruppenzugehörigkeit 

nicht außer Kraft setzen. In der Aggregation der im Zukunftsworkshop vertretenen Positionen 

wird erkennbar, wo die grundlegenden Entscheidungslinien verlaufen, so dass die Entschei-

dung für bestimmte Reformszenarien nachvollziehbar und begründet gelingen kann. Darüber 

hinaus sollen die Reformszenarien in geeigneter Weise öffentlich diskutiert werden können, 

beispielsweise über eine Online-Plattform oder in digitalen wie analogen Diskussionsveran-

staltungen. 

Im vierten Projektschritt werden die generierten Reformszenarien einer wissenschaftlichen 

Vertiefung unterzogen („Vertiefung Reformen (VR)“), in der auch die sozial- und EU-rechtliche 

Dimension untersucht wird. Auch hier soll ein Beispiel die Komplexität der Abstimmung ver-

deutlichen. Angenommen, ein Reformszenario sieht ein Grundeinkommensmodell vor, möchte 

dies aber mit einem „Bürgerjahr“ oder „Republikanischem Jahr“ in Form einer allgemeinen 

Dienstpflicht verbinden. Ein solches Reformszenario muss dann auf seine verfassungsrechtli-

che wie EU-rechtliche Realisierbarkeit überprüft werden, die Arbeitsmarkteffekte müssen dis-

kutiert werden, die Relevanz für die Migrations- ebenso wie für die Jugendpolitik und so weiter. 

Ein anderes Beispiel wäre die Weiterentwicklung des deutschen Sozialversicherungssystems 

zu einer „Grundeinkommensversicherung“ in Form einer Bürgerversicherung nach dem Modell 

der Schweizer Rentenversicherung AHV. Hier würden sich zahlreiche rechtliche aber auch öko-

nomische wie technische Probleme ergeben, von Niveaufragen bis hin zur Gestaltung von 

Überleitungsregeln, die zumindest grundsätzlich geklärt werden müssen, bevor eine Folgenab-

schätzung in Form einer Mikrosimulation sinnvoll geschehen kann. Die Vertiefung erfordern 

aber auch systemimmanente Reformen wie sie beispielsweise aus einer Zusammenlegung 
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und Koordination vorhandener Mindestsicherungsleistungen resultieren, eine Erfahrung, die 

derzeit im Vereinigten Königreich bei der Einführung des „Universal Credit“ nicht ohne Verwer-

fungen beobachtet werden kann.  

Der fünfte Projektschritt wird im Ablaufplan als „Folgenabschätzung (FA)“ bezeichnet. Er be-

steht im Wesentlichen aus der bereits beschriebenen ökonomischen Mikrosimulation, die 

gleichwohl auch Folgen bedenken muss, die nicht im engeren Sinn ökonomisch sind, sondern 

beispielsweise rechtliche, politikwissenschaftliche und soziologische Gesichtspunkte beinhal-

ten können. Auch hier soll ein Beispiel zur Veranschaulichung dienen. So könnte eines der Re-

formszenarien die Einführung eines Bürgergeldes oder Grundeinkommens in Form einer „Ne-

gativen Einkommensteuer“ sein, einer Verlängerung des Einkommensteuertarifs „nach links“, 

in den Bereich der Ansprüche auf eine „negative“ Steuer, sofern das jeweilige verfügbare Ein-

kommen unterhalb des Niveaus der Grundsicherung liegt. Üblicherweise wird bei Modellen ei-

ner Negativen Einkommensteuer auf eine Vermögensprüfung verzichtet. Wenn das Grundsi-

cherungsniveau relativ auskömmlich ist, kommt gewöhnlich die Frage auf, ob Personen mit 

größerem Vermögen im Gegenzug durch Vermögensabgaben, beispielsweise durch eine Er-

höhung der Erbschaftssteuer oder durch die Wiedereinführung einer Vermögenssteuer an den 

Kosten dieser Reform nachhaltig beteiligt werden. Alternativ wird sowohl in der Literatur wie 

in den bisherigen, an diesem Modell angelehnten Experimenten mit einem partiellen Grundein-

kommen, einem Teil-Grundeinkommen operiert, so beim italienischen „Bürgereinkommen“, in-

dem die Wohnkosten nur mit einer Pauschale oder gar nicht mit dem Grundeinkommen abge-

deckt werden. Wie immer dieses Reformszenario nun ausgestaltet wird, so müssen diese Rah-

menbedingungen analysiert und erörtert werden, um die Mikrosimulation in einen sozial- und 

möglicherweise gesellschaftspolitischen Rahmen einzubetten. Am Ende des fünften Projekt-

abschnittes steht der Entwurf des Abschlussberichtes (EAB), der die wesentlichen Elemente 

des Abschlussberichtes enthalten wird, aber sicherlich noch nicht alle Details.  

Im sechsten Schritt des Zukunftslabors soll eine möglichst breite öffentliche Diskussion des 

Berichtsentwurfes stehen. Zum einen ist an dieser Stelle eine öffentliche Zukunftskonferenz 

möglich, in der eine Vielzahl von Akteuren Stellung nimmt, Bürgerinnen und Bürger, Vertrete-

rinnen und Vertreter der Stakeholder wie kritische Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler. 

Wünschenswert wäre, dass im Herbst 2020 verschiedene „Partner“ des Zukunftslabors, Ver-

bände und Institutionen, die im Beirat vertreten sind, aber auch weitere Akteure wie Akademien, 

Hochschulen, Betroffenenorganisation, Firmen oder Medien Diskurse zu den vorgelegten 



ZUKUNFTSLABOR SOZIALE SICHERUNG 

21 

 

Vorschlägen organisieren. Solche öffentlichen Veranstaltungs- und Diskussionsformate sind 

natürlich auch in früheren Projektphasen sehr erwünscht. Hier ist die Zivilgesellschaft in 

Schleswig-Holstein gefragt. 

Der letzte und siebte Schritt des Zukunftslabors ist der Abschlussbericht (AB), der ebenfalls 

mit einer öffentlichen Zukunftskonferenz verbunden wird. In ihm fließen die öffentlichen Dis-

kurse über seinen Entwurf ein. Er soll der überregionalen, nationalen und vielleicht auch inter-

nationalen Bedeutung des Zukunftslabors Rechnung tragen. Sollten sich die Ergebnisse des 

Zukunftslabors, wie erwartet, für die bundespolitische Diskussion um die Reform des Sozial-

staats eignen, dann ergeben sich daraus Initiativen der Landesregierung, beispielsweise im 

Bundesrat, aber auch Impulse für die Diskussion der Parteien und Verbände. Wünschenswert 

könnte auch sein, dass die Ergebnisse des Zukunftslabor so konkret sind, dass sich die Lan-

desregierung in der nächsten Legislaturperiode in Kooperation mit interessierten Kommunen 

des Landes und den zuständigen nationalen Sicherungsträgern wie der Bundesagentur für Ar-

beit für ein Modellvorhaben entscheidet, in dem experimentell unter wissenschaftlicher Beglei-

tung das versucht wird, was bis dahin konzeptionell durchdacht wurde.  

Die im Ablaufplan enthaltene Zeitplanung ist ambitioniert und wird die zentralen Projektak-

teure, vornehmlich die Wissenschaftliche Begleitung und Koordination, die Geschäftsstelle Zu-

kunftslabor im federführenden Sozialministerium des Landes Schleswig-Holstein, sowie IMAG 

und Beirat auch terminlich unter hoffentlich „guten“ Stress setzen. Nicht immer ist alles plan-

bar und daher können die geplanten Meilensteine möglicherweise teilweise nur mit Verzöge-

rungen eingehalten werden. Gründlichkeit und Präzision sind dabei die Leitmarken, die Erwar-

tungen der Öffentlichkeit sind groß und berechtigt.  

1.4 Stakeholder: Die Beteiligten des Zukunftslabors 

Die bisherigen Ausführungen zeigen, dass das Zukunftslabor Schleswig-Holstein ein komple-

xes Arrangement im sozialpolitischen Raum bildet. Die Initiative ging von der Landesregierung 

aus, doch sie soll dort nicht bleiben, sie soll möglichst viele Stakeholder in Schleswig-Holstein 

erreichen, also Personen und Gruppen, die einen „Stake“, ein Interesse an der Zukunft des So-

zialstaats haben. Veröffentlichungen und öffentliche Diskursformate sind dafür unerlässlich 

und spielen für das Zukunftslabor eine wesentliche Rolle. Zum Abschluss der Vorstellung des 
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Zukunftslabors soll daher noch explizit die Unterscheidung zwischen engeren und weiteren 

Stakeholdern diskutiert werden.  

Die engeren Stakeholder wurden bereits ausführlich vorgestellt. Zum einen ist dies die Lande-

regierung Schleswig-Holstein, die über die Interministerielle Arbeitsgruppe (IMAG) und das fe-

derführende Sozialministerium unter Minister Dr. Heiner Garg den materiellen und politischen 

Rahmen organisiert. Sie benannte einen Beirat, der sowohl die im Landtag vertretenen Parteien 

wie die relevanten sozialpolitischen Verbände und Institutionen versammelt. Auf der anderen 

Seite steht die Wissenschaftliche Koordination und Begleitung, das ISÖ – Institut für Sozial-

ökologie gemeinnützige GmbH in Siegburg, das seit 1987 wissenschaftliche Politikberatung 

betreibt. Das ISÖ gewann als Unterauftragnehmer die in dieser Literaturstudie vertretenen Ex-

perten Bruno Kaltenborn und Alexander Spermann, darüber hinaus das Deutsche Institut für 

Wirtschaftsforschung (DIW) mit Stefan Bach, Hermann Buslei und Peter de Haan. Im Projekt-

verlauf werden seitens des ISÖ neben seinen Researchern und Junior Researchern auch Senior 

Fellows und Forschungspartner beispielsweise mit sozial- und verfassungsrechtlicher Exper-

tise mitwirken.  

Die weiteren Stakeholder können zum jetzigen Zeitpunkt nur exemplarisch genannt werden, 

zumal sie teilweise indirekt im Beirat vertreten sind. Hierzu gehören beispielsweise die Wohl-

fahrtsverbände mit ihren Mitgliedsorganisationen, die über die Landesarbeitsgemeinschaft 

der Freien Wohlfahrtspflege Schleswig-Holstein dem Beirat angehören, aber auch Sozialver-

bände und Betroffenenorganisationen, die nicht im Beirat vertreten sind. Zu den weiteren Sta-

keholdern können alle gesellschaftlichen Gruppen gezählt werden, die ein Interesse an der Dis-

kussion über die Zukunft der Sozialen Sicherung haben, wie Bildungseinrichtungen, in denen 

SchülerInnen und Studierenden darüber diskutieren und arbeiten, aber auch Medien, die ein 

Forum für diese Debatten bilden. Dazu gehören auch Fachkräfte und ihre Verbände, beispiels-

weise der Sozialen Arbeit, die sich für die Inklusion von Benachteiligten einsetzen. Schließlich 

sind alle Bürgerinnen und Bürger, vor allem, aber nicht nur in Schleswig-Holstein Stakeholder 

des Zukunftslabors. In einer weiten, aber durchaus realistischen Sicht gehören zu den Stake-

holdern auch unsere Kinder und Enkel, die von unseren heutigen Entscheidungen abhängen.  

Als Leiter der Wissenschaftlichen Koordination und Begleitung des Zukunftslabors Schleswig-

Holstein (kurz „ZLabSH“) wurde ich wiederholt gefragt, welche inhaltliche Position ich im Zu-

kunftslabor eigentlich einnehme, welches Reformszenario mein Favorit sei, und zugleich 

werde ich von anderen Beteiligten wegen dieser Frage misstrauisch beäugt, es solle doch ein 
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ergebnisoffener Prozess sein. Die meisten von uns, ob BürgerInnen im Allgemeinen oder Wis-

senschaftlerInnen im Besonderen, haben mehr oder weniger klare Vorstellungen einer wün-

schenswerten Zukunft, zumindest haben sie Normen und Werte, die sogenannten Normative, 

sie sind links, rechts oder in der Mitte, oder sie können mit den Großideologien nichts anfangen 

und basteln sich eine Privatideologie. Ich selbst bin vor allem neugierig. Wissenschaftler müs-

sen so sein. Wenn sie die Ergebnisse eines Forschungsprozesses schon bei seinem Beginn 

kennen, dann forschen sie nicht, Forschung ist immer eine geistige und oft reale Expedition, 

eine Laborsituation mit Ungewissheiten. Diese Annahme über das riskante Wesen wissen-

schaftlicher Erkenntnis ist für die Zukunftsforschung unerlässlich und vor allem dann, wenn 

sie sich hochkomplexe Forschungsgegenstände aussucht, wozu die Soziale Sicherung gewiss 

gehört. Jens Beckert hat in seinem Buch „Imaginierte Zukunft“ das Feld realistisch geöffnet 

und vorschnellen Annahmen eine zutreffende Absage erteilt, denn „angesichts einer offenen 

Zukunft sind die Fakten in Wahrheit ontologisch unbestimmt. Daher ist es unmöglich festzu-

stellen, welche Vorstellungen Wunschdenken sind und welche nicht.“ (Beckert 2018, S. 465) In 

dieser Literaturstudie werden demographische und ökonomische Fakten analysiert und disku-

tiert, aber was genau aus diesen Fakten folgt, ist unbestimmt. Die teils äußerst widersprüchli-

chen Vorstellungen über die Zukunft der Sozialen Sicherung bewegen sich in einem offenen 

Raum. Unsere Aufgabe als Wissenschaftler ist seine analytische Durchdringung, offenzulegen, 

warum welche Vorstellungen welche Folgen haben und damit allen Stakeholdern die Chance 

zu geben darüber nachzudenken, ob sie diese oder jene Folgen wirklich wollen.  

Die Grundhaltung wissenschaftlicher Suche nach Wahrheit im Wissen um ihren Zielcharakter 

prägt die Haltung der Wissenschaftlichen Begleitung und Koordination des Zukunftslabors 

Schleswig-Holstein. Sie wird die beteiligten politischen und zivilgesellschaftlichen Akteure da-

ran erinnern, dass sie heute immer auch als Treuhänder der Zukunft, der künftigen Generatio-

nen, handeln und damit Soziale Nachhaltigkeit und nicht kurzsichtiger Bestandsegoismus lei-

ten müssen. Zugleich wird sie die Normative und Einseitigkeiten der Politik, ihre verständliche 

Sehnsucht nach positiver Resonanz in Wählerstimmen, der Währung der Demokratie, würdi-

gen, Demokratie ist stets auch ein Ringen um Kompromisse. Das Zukunftslabor Schleswig-

Holstein wird erfolgreich sein, wenn diese subtile Balance zwischen Sachlichkeit und Eifer ge-

lingt und am Ende möglichst alle Beteiligten stolz auf das Ergebnis sind, vielleicht ein Schles-

wig-Holstein-Vorschlag für die Zukunft der Sozialen Sicherung. 
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2 Wirkungen des anstehenden demographischen 

Wandels auf die sozialen Sicherungssysteme in 

Deutschland 

Bruno Kaltenborn 

 

Kurzfassung 

Deutschland steht in den nächsten Dekaden ein tiefgreifender demographischer Wandel be-

vor. Eine geringe Geburtenrate und eine steigende Lebenserwartung als die Determinanten der 

natürlichen Bevölkerungsentwicklung tragen zu einer weiter alternden und gleichzeitig 

schrumpfenden Bevölkerung bei. Zuwanderung von jungen Erwachsenen wirkt der natürlichen 

Bevölkerungsentwicklung entgegen, kann diese bei einem positiven Wanderungssaldo auf 

dem Niveau der letzten Dekaden von 100.000 bis 200.000 Personen jährlich allerdings nicht 

aufhalten, sondern nur abmildern. Nach den vorliegenden aktuellen amtlichen Bevölkerungs-

vorausberechnungen des Statistischen Bundesamtes und von Eurostat wird die Bevölkerung 

von 82,8 Mio. Ende 2017 auf 67,6 bis 80,7 Mio. Ende 2060 zurückgehen (vgl. Tabelle 2). Damit 

verbunden ist ein Anstieg der Relation von Personen im Ruhestandsalter ab 65 Jahren zu je-

weils 100 Personen im Erwerbsalter (20 bis 64 Jahre) von 35,5 Ende 2017 auf 58,5 bis 69,4 

Ende 2060. 

Die schrumpfende und vor allem alternde Bevölkerung ist eine Herausforderung für die sozia-

len Sicherungssysteme. Betroffen sind hauptsächlich die gesetzliche Rentenversicherung, die 

gesetzliche Krankenversicherung und die soziale Pflegeversicherung, weil im Ruhestandsalter 

hier typischerweise keine oder nur vergleichsweise geringe Beiträge gezahlt werden und 

gleichzeitig die meisten Leistungen beansprucht werden. Für die Gebietskörperschaften erge-

ben sich hingegen tendenziell Entlastungen bei Ausgaben für Kinderbetreuung und andere fa-

milienpolitische Leistungen sowie bei Bildungsausgaben, allerdings Belastungen für Beamten-

versorgung und Beihilfe; insgesamt dürfte es bei den Gebietskörperschaften künftig fiskali-

schen Spielraum geben. Geht man von unveränderten Beitragssätzen zur Sozialversicherung 

aus, dann beträgt der Gegenwartswert der Finanzierungslücke bei der Rentenversicherung 
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(unter Berücksichtigung regelgebunden steigender Bundeszuschüsse) etwa das Anderthalb-

fache des jährlichen Bruttoinlandsprodukts,10 bei der Krankenversicherung sind es rund 80% 

und bei der Pflegeversicherung rund 40% des jährlichen Bruttoinlandsprodukts. 

Tabelle 2: Eckdaten aktueller amtlicher Bevölkerungsvorausberechnungen 

Merkmal Ist (Ende) 
2017a 

Projektion für (Ende) 2060 

   Minimum Maximum 

Geburtenrate  1,57 1,4 1,64 

Lebenserwartung Jungen 78,4 Jahre 84,7 Jahre 86,7 Jahre 

bei Geburt Mädchen 83,2 Jahre 88,6 Jahre 90,4 Jahre 

Fernere Lebenserwar- Männer 17,80 Jahre 21,9 Jahre 23,7 Jahre 

tung von 65-jährigen Frauen 21,00 Jahre 24,9 Jahre 26,5 Jahre 

Wanderungssaldo  +416.000 +100.000 +200.000 

Bevölkerung  82,8 Mio. 67,6 Mio. 80,7 Mio. 

Altenquotientb 
15-64 Jahre 32,8 53,7 64,1 

20-64 Jahre 35,5 58,5 69,4 
a Lebenserwartung: 2015/17. 
b Ältere ab 65 Jahren je 100 Personen im Erwerbsalter von 15 bzw. 20 bis 64 Jahren. 

Anmerkung: Berücksichtigt wurden die acht Varianten der 13. koordinierten Bevölkerungsvorausberech-
nung (Statistisches Bundesamt 2015b; 2015c), die später aktualisierte Variante (Statistisches Bundes-
amt 2017) und die Basisvariante der Bevölkerungsvorausberechnung von Eurostat (2017). 

Quelle: Eurostat (2017); Statistisches Bundesamt (2015b; 2015c; 2017; 2018c; 2019); Sta-
tistisches Bundesamt (GENESIS Online-Datenbank, Statistik 12612-0009) (Geburtenrate 2017); 
Statistisches Bundesamt (GENESIS Online-Datenbank, Statistik 12411-0005) (Bevölkerung und 
Altenquotient Ende 2017); E-Mail des Statistischen Bundesamts vom 16. Januar 2019 (fernere 
Lebenserwartung von 65-Jährigen im Jahr 2060 der Variante 2-A der 13. koordinierten Be-
völkerungsvorausberechnung); Eurostat-Datensatz „Bevölkerungsvorausberechnung auf natio-
naler Ebene (2015-2080)“; eigene Berechnungen. 

Werden jenseits der gesetzlich festgelegten Bundeszuschüsse zur Renten- und Krankenversi-

cherung wie bislang die Ausgaben dieser beiden Versicherungszweige sowie der Pflegeversi-

cherung durch Beiträge gedeckt, so müssen die Beitragssätze infolge der zu erwartenden de-

mographischen Entwicklung deutlich steigen. Für die Rentenversicherung ergibt sich bis Mitte 

der 2030er Jahre - nach dem Erreichen des Ruhestandsalters der geburtenstarken Jahrgänge 

von Mitte der 1950er bis Ende der 1960er Jahre - ein Anstieg des Beitragssatzes von derzeit 

––– 

10 Steigt künftig der Beitragssatz zur gesetzlichen Rentenversicherung, so ergibt sich auch eine Entlastung durch die daraus 
resultierende Reduktion der Rentenanpassungen. 
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18,6% auf etwa 22% bis 23%, 2060 müsste er um etwa weitere zwei Prozentpunkte und bis 

2080 um nochmals etwa einen weiteren Prozentpunkt erhöht werden. In der Krankenversiche-

rung dürfte aufgrund des amtlich vorausberechneten demographischen Wandels der erforder-

liche Beitragssatz (einschließlich kassenindividueller Zusatzbeitragssatz) von derzeit 15,5% 

bis 2040 auf 18% bis 21% und 2060 auf 19% bis 23% steigen. In der Pflegeversicherung dürfte 

der erforderliche Beitragssatz für Personen mit Kind(ern) von derzeit 3,05% bis 2040 auf bis 

zu 4% und bis 2060 auf 4% bis 6% steigen. In der Summe der drei Sozialversicherungen ergibt 

sich danach ein Anstieg des Beitragssatzes von derzeit 37,15% auf 44% bis 48% um 2040 und 

auf 47% bis 54% um 2060. Gleichzeitig würde das Rentenniveau netto vor Steuern von derzeit 

48,3% auf 42% bis 44% um 2040 und auf rund 41% um 2060 sinken. Trotz des sinkenden Ren-

tenniveaus dürfte bis Mitte der 2030er Jahre der Anteil Älterer, die bedürftigkeitsgeprüfte Für-

sorgeleistungen beziehen oder als armutsgefährdet gelten, nur moderat zunehmen. 

Die ausschließliche Betrachtung der künftig erforderlichen Erhöhungen der Beitragssätze 

überzeichnet allerdings die Folgen des anstehenden demographischen Wandels, da gleichzei-

tig die Gebietskörperschaften tendenziell entlastet werden (siehe oben). Um dies zu berück-

sichtigen, kann die Entwicklung der demographieabhängigen Ausgaben in Relation zum Brut-

toinlandsprodukt betrachtet werden. Sie steigen nach den vorliegenden Projektionen bis 2060 

je nach Annahmen um drei bis neun Prozent des jeweiligen Bruttoinlandsprodukts. 

Die skizzierten Vorausberechnungen hängen in unterschiedlicher Intensität von den zugrunde 

liegenden demographischen und weiteren Annahmen ab: 

 Geburtenrate: Eine Erhöhung der Geburtenrate führt kurz- und mittelfristig aufgrund zusätz-
licher Ausgaben für Kinderbetreuung, weitere familienpolitische Leistungen und Bildung 
sowie ggf. einer geringeren Erwerbsbeteiligung der Eltern zu moderaten zusätzlichen Be-
lastungen für die öffentliche Hand, sehr langfristig per Saldo zu moderaten Entlastungen. 

 Lebenserwartung: Ein weiterer Anstieg der Lebenserwartung führt zu hohen zusätzlichen 
fiskalischen Belastungen, weil Ältere deutlich überproportional Leistungen der Renten-, 
Kranken- und Pflegeversicherung in Anspruch nehmen und unterproportional zu ihrer Fi-
nanzierung beitragen. 

 Wanderungsbewegungen: Wanderungsgewinne führen nicht nur zu einer Vergrößerung, 
sondern auch zu einer Verjüngung der Bevölkerung, da Wanderungsbewegungen ganz 
überwiegend junge Erwachsene betreffen. Inwieweit zusätzliche Zuwanderung zu fiskali-
schen Be- oder Entlastungen führt, hängt entscheidend von der Qualifikation der Zuwande-
rer und der Geschwindigkeit ihrer Arbeitsmarktintegration ab. Langfristig fiskalisch vorteil-
haft sind bereits Zuzüge, wenn mehr als 20% der Zuwanderer im Durchschnitt wie Deut-
sche und weniger als 80% wie die im Inland lebenden AusländerInnen Steuern und Abga-
ben entrichten und Sozialleistungen erhalten.  
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 Lebensarbeitszeit: Eine langfristige sukzessive Verlängerung der Lebensarbeitszeit - ins-
besondere infolge einer Erhöhung der Regelaltersgrenze über 67 Jahre hinaus ab 
2031 - führt zu zusätzlichen Steuer- und Beitragseinnahmen und verschiebt die Rentenzah-
lungen. Allerdings fallen dadurch die Rentenanpassungen höher aus und infolge der länge-
ren Lebensarbeitszeit steigen die individuellen Rentenansprüche. Insgesamt ergeben sich 
dauerhaft positive Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte, während der Phase der 
Verlängerung der Lebensarbeitszeit deutlich, anschließend nachlassend. 

 Wirtschaftliche Entwicklung: Produktivitäts- und Wirtschaftswachstum haben nur geringe 
Auswirkungen auf öffentliche Finanzierungsdefizite und Beitragssätze zur Sozialversiche-
rung. Dies liegt daran, dass mit dem Wachstum dieser Größen nicht nur die Einnahmen, 
sondern auch die Ausgaben für Sozialleistungen annähernd proportional steigen. Gleich-
wohl sind bei stärkerem Wachstum erforderliche Senkungen der Leistungsniveaus bzw. 
erforderliche Erhöhungen von Steuer- und Beitragssätzen ggf. weniger einschneidend. 

 Arbeitsmarktentwicklung: Eine hohe Arbeitsmarktbeteiligung und eine geringe Er-
werbs- bzw. Arbeitslosenquote wirken sich unmittelbar positiv und vergleichsweise deut-
lich auf die öffentlichen Haushalte aus. 

 Gesundheit im Alter: Inwieweit die zusätzlichen Lebensjahre infolge steigender Lebenser-
wartung in Gesundheit oder Krankheit verbracht werden, hat ebenfalls deutliche fiskalische 
Auswirkungen. Auch generell steigende Gesundheitsausgaben infolge des medizinisch-
technischen Fortschritts können sich fiskalisch erheblich auswirken. 

Von den drei demographischen Determinanten Geburtenrate, Lebenserwartung und Wande-

rungsbewegungen wirken sich also vor allem die Lebenserwartung und die Wanderungsbewe-

gungen und mit Einschränkungen auch die Lebensarbeitszeit auf die sozialen Sicherungssys-

teme aus. Insgesamt weisen die vorliegenden Projektionen der demographischen Entwicklung 

und ihrer Folgen für die sozialen Sicherungssysteme auf Reformbedarf hin, allerdings lassen 

sich aus ihnen keine konkreten Reformen direkt ableiten. 

2.1 Einleitung 

Deutschland steht in den nächsten Dekaden ein tiefgreifender demographischer Wandel be-

vor. Eine geringe Geburtenrate und eine steigende Lebenserwartung als die Determinanten der 

natürlichen Bevölkerungsentwicklung tragen zu einer weiter alternden und gleichzeitig 

schrumpfenden Bevölkerung bei. Die Alterung stellt die sozialen Sicherungssysteme vor große 

Herausforderungen: Personen im Erwerbsalter tragen insbesondere durch Sozialbeiträge und 

Steuern deutlich überproportional zur Finanzierung bei, Personen im Ruhestandsalter hinge-

gen erhalten deutlich überproportional Leistungen für Gesundheit und Pflege sowie Renten. 

Anders als andere relevante Einflussgrößen für die sozialen Sicherungssysteme, etwa die 
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wirtschaftliche Konjunktur, der technische Fortschritt, die Globalisierung und die Erwerbsbe-

teiligung, ist die Bevölkerungsentwicklung träge. Geburten, Todesfälle sowie Zu- und Abwan-

derungen beeinflussen Größe und Altersstruktur der Bevölkerung nur sehr langsam. Daher ist 

die künftige Bevölkerung hinsichtlich Größe und Altersstruktur vergleichsweise gut vorherseh-

bar. Gleichzeitig sind langfristige Bevölkerungsvorausberechnungen erforderlich und üblich. 

Inzwischen reichen sie bis 2080. 

Für adäquate Entscheidungen über Reformen der sozialen Sicherungssysteme ist zunächst 

die Kenntnis der voraussichtlichen Entwicklung ohne Reformmaßnahmen erforderlich. Hierzu 

liegen bereits Erkenntnisse aus verschiedenen Vorausberechnungen vor, die in der vorliegen-

den Literaturauswertung systematisch aufgearbeitet werden. Im folgenden Abschnitt 2.2 wird 

zunächst die bisherige Entwicklung der drei demographischen Determinanten - Geburtenrate, 

Lebenserwartung und Wanderungsbewegungen - aufgezeigt, bevor Annahmen und Ergeb-

nisse verschiedener Bevölkerungsvorausberechnungen dargestellt werden. Im zentralen Ab-

schnitt 2.3 wird auf die Konsequenzen des demographischen Wandels für die sozialen Siche-

rungssysteme eingegangen. Dabei wird auch die Sensitivität gegenüber den genannten drei 

demographischen Determinanten sowie der Lebensarbeitszeit thematisiert. Die infolge des 

künftigen Anstiegs der Lebenserwartung zusätzlichen Lebensjahre können in Gesundheit oder 

Krankheit verbracht werden, die (fiskalischen) Folgen hiervon werden ebenfalls erörtert. In Ab-

schnitt 2.4 wird schließlich ein kurzes Fazit gezogen. 

Mein Dank gilt insbesondere Martin Werding und den anderen Autorinnen und Autoren der zi-

tierten Publikationen, die zahlreiche methodische Fragen zu ihren Studien beantwortet und ge-

naue Werte zu Abbildungen in ihren Veröffentlichungen zur Verfügung gestellt haben. 

2.2 Bevölkerungsvorausberechnungen 

Die künftige Entwicklung der Bevölkerung in Deutschland wird bestimmt durch die natürliche 

Bevölkerungsbewegung, also Geburten und Sterbefälle bzw. die Lebenserwartung, und den 

Außenwanderungssaldo, der sich aus Zuzügen nach und Fortzügen aus Deutschland ergibt. 

Bevölkerungsvorausberechnungen treffen typischerweise Annahmen über diese drei Determi-

nanten vor dem Hintergrund ihrer bisherigen Entwicklung. Daher wird hier zunächst ein 
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Überblick über die bisherige Entwicklung gegeben.11 Sie wird mittels Maßzahlen skizziert, an-

hand derer üblicherweise die Annahmen für Bevölkerungsvorausberechnungen beschrieben 

werden. 

Abbildung 2: Geburtenrate 1954 bis 2017 

 

Anmerkung: West: Westdeutschland; Ost: Ostdeutschland; DDR: ehemalige Deutsche Demokratische 
Republik; Geburtenrate ist die zusammengefasste Geburtenziffer je Frau im Alter von 15 bis 49 Jahren; 
ab 2011 berechnet auf Basis der Bevölkerung nach dem Zensus 2011. 

Quelle: Luy/Pötzsch 2010, S. 600f.; Statistisches Bundesamt (GENESIS Online-Datenbank, 
Statistik 12612-0009) (insgesamt 1972 bis 2017); Statistisches Bundesamt 
(https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/GesellschaftStaat/Bevoelkerung/Geburten/Tabel-
len/GeburtenZiffer.html) (West und Ost 2010 bis 2017). 

Geburten werden hier anhand der zusammengefassten Geburtenziffer je Frau im Alter von 15 

bis 49 Jahren dargestellt (Geburtenrate). Diese Geburtenrate bezieht sich auf ein Kalenderjahr 

und ist daher ein periodenbezogenes Maß.12 Die Geburtenrate gibt die Zahl der Kinder einer 

hypothetischen Frau an, die im betreffenden Kalenderjahr die gesamte Zeit ihrer Gebärfähig-

keit erlebt. Abbildung 2 zeigt die Entwicklung der Geburtenrate seit 1954 in West- und 

––– 

11 Der Zensus 2011 bildet eine aktualisierte demographische Grundlage mit relevantem Einfluss auf die Ergebnisse der Bevöl-
kerungsfortschreibung (zur Geburtenrate: Pötzsch 2016b), zudem gab es methodische Anpassungen bei der Fortschreibung 
(Kaus/Mundil-Schwarz 2015). 

12 Hingegen bezieht sich die Kohortenfertilität auf die Fertilität von Frauen eines Geburtsjahrganges. Anders als die perioden-
bezogene Geburtenrate lässt sich die Kohortenfertilität erst ermitteln, wenn davon ausgegangen werden kann, dass es künf-
tig keine Geburten der Frauen des betreffenden Geburtsjahrganges mehr gibt. 
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Ostdeutschland und seit 1972 in Deutschland jeweils bis 2017. In beiden Teilen Deutschlands 

betrug die Geburtenrate 1965 etwa 2,5 und ging dann bis 1975 auf 1,5 zurück. Während sie im 

Westen Deutschlands bis 1990 jeweils etwas geringer war, stieg sie in der DDR bis 1980 auf 

1,9 an, um dann bis 1990 auf 1,5 zu fallen. Von 1991 bis 2013 schwankte die Geburtenrate in 

Westdeutschland leicht um 1,4. In Ostdeutschland fiel sie deutlich bis 1993 auf 0,8, stieg dann 

wieder an, erreichte 2007 die westdeutsche Geburtenrate und übersteigt sie seither leicht. Aus-

gehend von einer Geburtenrate von 1,42 im Jahr 2013 im vereinten Deutschland nahm sie an-

schließend auf 1,50 (2015) und 1,59 (2016) zu, um dann 2017 leicht auf 1,57 zurückzugehen.13 

Zum dauerhaften Erhalt des Bevölkerungsbestandes wäre eine Geburtenrate von etwa 2,1 er-

forderlich. Eine geringere Geburtenrate führt - ohne Wanderungsgewinne - zu einem Bevölke-

rungsrückgang und damit - ohne Verkürzung der Lebenserwartung - auch zur Alterung der Be-

völkerung. 

Ein zentrales Maß für die Sterblichkeit bzw. die Lebenserwartung ist die Lebenserwartung bei 

Geburt. Für die Bevölkerungsvorausberechnungen werden hierzu die Lebenserwartungen auf 

Basis von Periodensterbetafeln herangezogen. In Periodensterbetafeln werden für einen be-

stimmten Zeitraum die Sterbe- bzw. Überlebenswahrscheinlichkeiten innerhalb eines Lebens-

jahres dargestellt.14 Die Lebenserwartung ab Geburt auf Basis einer Periodensterbetafel gibt 

die durchschnittliche Lebenserwartung einer hypothetischen Geburtskohorte an, die am An-

fang des betreffenden Zeitraums geboren wurde und in ihm ihr gesamtes Leben verbringt. Da-

mit bleiben künftige Entwicklungen, die die Sterbewahrscheinlichkeiten von Personen in spä-

teren Lebensjahren verändern, unberücksichtigt (z.B. medizinischer Fortschritt, kriegerische 

Auseinandersetzungen). Periodensterbetafeln werden üblicherweise jeweils für mehrere Ka-

lenderjahre zusammen erstellt. In Abbildung 3 werden die resultierenden Lebenserwartungen 

jeweils als Wert für das mittlere berücksichtigte Jahr interpretiert. 1871/81 betrug im Deut-

schen Reich die Lebenserwartung eines neugeborenen Jungen lediglich 35,6 Jahre, ein neuge-

borenes Mädchen hatte eine Lebenserwartung von 38,4 Jahren. Knapp 100 Jahre später hatte 

sich die Lebenserwartung fast verdoppelt, in Westdeutschland (1970/72) betrug sie 67,4 bzw. 

73,8 Jahre und in der DDR (1971/72) 68,5 bzw. 73,3 Jahre. In den folgenden etwa 45 Jahren 

hat sich die Lebenserwartung dann bis 2015/17 nur noch um 13% (Ostdeutschland und 

––– 

13 Der Geburtenanstieg bis 2016 geht nach Pötzsch (2018, S. 86) „sowohl auf langfristige Prozesse als auch auf kurzfristig 
eingetretene Veränderungen“ zurück. 

14 Hingegen beziehen sich Kohortensterbetafeln und die aus ihnen ermittelten Lebenserwartungen ab Geburt auf eine Geburts-
kohorte. Sie lassen sich erst aufstellen, wenn das letzte Mitglied einer Geburtskohorte verstorben ist. 
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Mädchen in Westdeutschland) bzw. um 17% (Jungen in Westdeutschland) erhöht. Zuletzt be-

trug sie im vereinten Deutschland 78,4 Jahre für neugeborene Jungen und 83,2 Jahre für neu-

geborene Mädchen. Erstmals hat es 2015/17 einen leichten Rückgang der Lebenserwartung 

von Neugeborenen gegeben, und zwar gegenüber 2014/16 minimal bei Mädchen in West- und 

Ostdeutschland.15 

Abbildung 3: Lebenserwartung bei Geburt 1871/81 bis 2015/17 

 

Anmerkung: 1871/81 bis 1932/34: Deutsches Reich; West: Westdeutschland; Ost: Ostdeutschland; DDR: 
ehemalige Deutsche Demokratische Republik; Grundlage der Berechnung sind Periodensterbetafeln 
(ggf. allgemeine bzw. abgekürzte Periodensterbetafeln); Ergebnisse mehrjähriger Sterbetafeln werden 
als Wert für das mittlere Jahr interpretiert; Zwischenwerte linear interpoliert; Sterbetafeln der DDR 
1952/53 bis 1956/57 und West- und Ostdeutschlands ab 1999/2001 jeweils ohne Berlin. 

Quelle: Statistisches Bundesamt (2012, S. 471-479; 2013; 2015a; 2016a; 2016b; 2016c; 2018b; 
2019). 

Parallel zur Lebenserwartung bei Geburt hat sich auch die fernere Lebenserwartung von 

65-Jährigen deutlich erhöht (Deutsche Rentenversicherung Bund 2018, S. 292).16 Bei den Män-

nern nahm sie von 9,55 Jahren (1871/81) über 13,77 Jahre (1986/88) auf zuletzt 17,80 Jahre 

––– 

15 Nach Mitteilung des Statistischen Bundesamts vom 6. Februar 2019 liegt dies daran, dass im Jahr 2014 die Sterblichkeit in 
Deutschland ebenso wie in vielen anderen Ländern außergewöhnlich gering war; die Gründe hierfür seien noch Gegenstand 
wissenschaftlicher Diskussion. 

16 Zudem hat sich auch der Anteil der Personen, die das Alter von 65 Jahren erreichen, deutlich erhöht (Deutsche Rentenversi-
cherung Bund 2018, S. 292). 
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(2015/17) zu. Bei den Frauen war der Anstieg ausgehend von 9,96 Jahren über 17,30 Jahre 

auf 21,00 Jahre noch deutlicher.  

Abbildung 4 zeigt die Wanderungsbewegungen von 1950 bis 2017.17 Die Zuzüge haben deutli-

chen Schwankungen unterlegen. 1970, 1989 bis 1995 und seit 2012 gab es jeweils mehr als 

eine Million Zuzüge jährlich. Auf erhöhte Zuzüge folgen meist anschließend höhere Fortzüge, 

wenngleich auf niedrigerem Niveau. 

Abbildung 4: Außenwanderungen 1950 bis 2017 

 

Anmerkung: bis 1990: nur Westdeutschland; 1951 bis 1956: ohne Saarland; bis 1974: ohne Wanderungs-
bewegungen zwischen dem Inland und den Ostgebieten des Deutschen Reiches; bis 1990: ohne Her-
kunfts-/Zielgebiet „ungeklärt“ und „ohne Angabe“; 2008 bis 2011: zahlreiche Melderegisterbereinigun-
gen infolge der Einführung der persönlichen Steuer-Identifikationsnummer, daher Fortzugszahlen nur 
bedingt mit dem jeweiligen Vorjahr vergleichbar; 2016: Ergebnisse aufgrund methodischer Änderungen 
und technischer Weiterentwicklungen nur bedingt mit den Vorjahreswerten vergleichbar, Genauigkeit 
aufgrund von Unstimmigkeiten in Zusammenhang mit der melderechtlichen Behandlung von Schutzsu-
chenden eingeschränkt. 

Quelle: Statistisches Bundesamt (2018a, S. 5-7; 2018c). 

Offenbar verlässt ein Teil der Einwanderinnen und Einwanderer Deutschland kurzfristig wieder. 

Entsprechend sind die Ausschläge beim Außenwanderungssaldo oftmals deutlicher als bei 

––– 

17 „Der Wanderungssaldo wird tendenziell zu hoch ausgewiesen, denn nicht alle Fortziehenden melden sich ab und fehlen des-
halb in der Wanderungsstatistik. Ein Korrekturbedarf im fortgeschriebenen Bevölkerungsbestand, wie zum Beispiel nach dem 
Zensus 2011, entsteht überwiegend aufgrund unterschätzter Fortzüge.“ (Statistisches Bundesamt 2015b, S. 37). 
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den Zuzügen. Von 1991 bis 2017 kamen durchschnittlich 295.000 jährlich mehr Personen nach 

Deutschland als auswanderten. Einen Außenwanderungssaldo von weniger als 200.000 gab 

es seit 1991 lediglich in den Jahren 1997/98, 2000, und 2003 bis 2010, 2008 und 2009 war er 

sogar leicht negativ. Zuletzt (2017) zogen 416.000 Personen mehr nach Deutschland als aus-

wanderten. Generell sind einwandernde Personen durchschnittlich jünger als auswandernde, 

wodurch selbst bei einem ausgeglichenen Wanderungssaldo die Bevölkerung verjüngt wird 

(Statistisches Bundesamt 2015b, S. 40f.). 

Amtliche Bevölkerungsvorausberechnungen für Deutschland werden sowohl vom Statisti-

schen Bundesamt als auch von Eurostat in mehrjährigem Abstand vorgelegt. Dabei werden 

regelmäßig mehrere Varianten mit unterschiedlichen Annahmen berechnet (Tabelle 3). Diese 

Bevölkerungsvorausberechnungen stellen keine verlässlichen Prognosen dar. Vielmehr sollen 

sie aufzeigen, „wie sich bereits heute angelegte Strukturen und erkennbare Veränderungen auf 

die künftige Bevölkerungsentwicklung auswirken“ (Pötzsch 2016a, S. 38). 

Die zuletzt auf nationaler Ebene vorgelegte 13. koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung 

(Statistisches Bundesamt 2015a; 2015b) berücksichtigt die tatsächliche Entwicklung bis zum 

Jahr 2013 (Basisjahr) unter Berücksichtigung der Ergebnisse des Zensus 2011 und macht eine 

Vorausberechnung bis 2060.18 Zu den drei relevanten Determinanten - Geburtenrate, Lebens-

erwartung und Außenwanderungssaldo - trifft sie jeweils zwei alternative Annahmen: 

 Geburten: Im Basisjahr 2013 betrug die Geburtenrate in Deutschland 1,4 und schwankte 
zuvor seit vier Dekaden um diesen Wert (Abbildung 2). Dementsprechend geht eine An-
nahme dauerhaft von einer konstanten Geburtenrate von 1,4 aus (G1). Alternativ wird bis 
2028 ein sukzessiver Anstieg auf 1,6 und dann Konstanz unterstellt (G2).19 

 Lebenserwartung: Bei der Lebenserwartung wird in beiden Varianten von einer weiteren 
Zunahme ausgegangen. Für jede Altersgruppe wurden jeweils für Männer und Frauen hin-
sichtlich des Sterberisikos ein langfristiger und ein kurzfristiger Trend gebildet (seit 
1871/81 bzw. 1970/72). Da generell die Sterberisiken von Jüngeren inzwischen gering 
sind, muss eine weitere Erhöhung der Lebenserwartung ab Geburt ganz überwiegend aus 
verminderten Sterberisiken Älterer resultieren. Eine Annahme wird anhand einer Kombina-
tion aus der kurzfristigen Trendentwicklung seit 1970/1972 und der langfristigen Trend-
entwicklung seit 1871/1881 jeweils bis 2010/12 gebildet. Dadurch ergibt sich bis 2060 ein 
Anstieg der Lebenserwartung ab Geburt auf 84,8 Jahre für Jungen und auf 88,8 Jahre für 
Mädchen (L1). Eine zweite Annahme wird ausschließlich anhand der kurzfristigen 

––– 

18 Pötzsch (2016a) vergleicht Annahmen und Ergebnisse der 9. bis 13. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung, teilweise 
auch mit der zwischenzeitlich tatsächlich eingetretenen Entwicklung. 

19 Pötzsch (2018, S. 94-96) erörtert die Plausibilität der Annahmen. 
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Trendentwicklung seit 1970/72 gebildet. Daraus resultiert ein Anstieg der Lebenserwar-
tung ab Geburt auf 86,7 Jahre für Jungen und auf 90,4 Jahre für Mädchen bis 2060 (L2). 

 Außenwanderungen: Hinsichtlich des Außenwanderungssaldos wird davon ausgegangen, 
dass er sukzessive sinkt und ab 2021 jährlich konstant 100.000 (W1) bzw. 200.000 (W2) 
Personen mehr ein- als auswandern.20 Von 2014 bis 2060 ergibt sich dadurch ein Wande-
rungssaldo von +6,25 Mio. bzw. +10,75 Mio. Personen (Statistisches Bundesamt 2015b, 
S. 40). „Für die Geschlechts- und Altersstruktur des Wanderungssaldos wurde von den em-
pirischen Altersverteilungen der Zu- und Fortzüge ausgegangen.“ (Statistisches Bundes-
amt 2015b, S. 40) Dementsprechend ist der Wanderungssaldo bei Männern etwas größer 
als bei Frauen und betrifft bei beiden Geschlechtern ganz überwiegend junge Erwachsene 
(siehe Abbildung 5 für die jährlichen Wanderungssalden der Jahre 2021 bis 2060). 

Abbildung 5: Annahmen zum jährlichen Außenwanderungssaldo nach Geschlecht und 

Altersgruppen in den Jahren 2021 bis 2060 nach der 13. koordinierten Bevölke-

rungsvorausberechnung (2015) 

 
Anmerkung: J.: Jahre. 

Quelle: E-Mail des Statistischen Bundesamts vom 16. Januar 2019. 

Durch die Kombination von jeweils zwei alternativen Annahmen zu drei Determinanten erge-

ben sich insgesamt acht Varianten21, die in der 13. koordinierten Bevölkerungsvorausberech-

––– 

20 Pötzsch (2016a, S. 43) beschreibt die tragenden Erwägungen für die Wanderungsannahmen. 
21 Außerdem wurden noch drei Modellrechnungen vorgelegt (langfristiger Wanderungssaldo von null bzw. 300.000 Personen 

jährlich sowie eine bestandserhaltende Geburtenrate von 2,1). 
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nung berücksichtigt wurden. Tabelle 3 zeigt für vier der acht Varianten die jeweiligen Annah-

mekombinationen.22 Die Variante 3 ist für die Altersstruktur der Bevölkerung tendenziell die 

ungünstigste, denn die Geburtenrate verharrt bei 1,4, die Lebenserwartung steigt sehr deutlich 

und der Wanderungssaldo beträgt dauerhaft lediglich +100.000 Personen jährlich. Die Vari-

ante 1 unterstellt stattdessen einen geringeren Anstieg der Lebenserwartung. Die Variante 2 

geht zudem langfristig von einem Wanderungssaldo von +200.000 Personen jährlich aus. Die 

Variante 6 schließlich nimmt überdies einen Anstieg der Geburtenrate bis 2028 auf 1,6 an. Sie 

ist damit für die Altersstruktur tendenziell die günstigste. 

2017 wurde die Variante 2 an die bis 2015 eingetretene Entwicklung angepasst und nunmehr 

als Variante 2-A bezeichnet (Statistisches Bundesamt 2017). Im Gegensatz zur Variante 2 

geht sie insbesondere von einer höheren Geburtenrate aus (1,5) und berücksichtigt bis 2018 

höhere Wanderungssalden (Wanderungssaldo 2016 bis 2060: +10,2 Mio. Personen). 

Eurostat (2017) macht ausgehend vom Basisjahr 2015 eine Bevölkerungsvorausberechnung 

bis 2080. Deren Basisvariante geht im Vergleich zur Variante 2-A der 13. koordinierten Bevöl-

kerungsvorausberechnung langfristig von einer höheren Geburtenrate und in den ersten Deka-

den von einem höheren Wanderungssaldo aus (2016 bis 2060: +11,6 Mio. Personen). Zudem 

unterstellt sie einen etwas höheren Anstieg der Lebenserwartung ab Geburt. Gegenüber der 

Basisvariante der vorhergehenden Bevölkerungsprojektion aus dem Jahr 2014 (Europäische 

Kommission 2014) wurden eine höhere Geburtenrate, eine geringere Lebenserwartung und ein 

höherer Wanderungssaldo unterstellt; die Basisvariante der aktuellen Bevölkerungsvorausbe-

rechnung ist für die Altersstruktur der Bevölkerung damit tendenziell günstiger als die vorher-

gehende. 

Darüber hinaus gibt Tabelle 3 einen Überblick über ausgewählte weitere Bevölkerungsvoraus-

berechnungen, die Projektionen für die sozialen Sicherungssysteme zugrunde liegen (siehe 

Abschnitt  2.3).23 Die einzelnen Annahmen liegen grundsätzlich jeweils im Spektrum der 13. 

koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung. Das Standardszenario der Bevölkerungsvo-

rausberechnung von Bahnsen/Manthei et al. (2018) ähnelt der Variante 6 der 13. koordinierten 

Bevölkerungsvorausberechnung, geht jedoch sofort von einer Geburtenrate von 1,6 aus und 

––– 

22 In Tabelle 3 wurden jene Varianten berücksichtigt, die in Basis- bzw. Referenzszenarien für die Projektion der Konsequenzen 
für die sozialen Sicherungssysteme herangezogen wurden (vgl. Abschnitt 2.3). 

23 Nicht berücksichtigt wurden in Tabelle 3 Bevölkerungsvorausberechnungen, die auf den Annahmen der inzwischen überhol-
ten 12. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung aus dem Jahr 2009 basieren, auch wenn sie einer in Abschnitt 2.3 
berücksichtigten Projektion für die sozialen Sicherungssysteme zugrunde liegen. 
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unterstellt langfristig lediglich einen Wanderungssaldo von +150.000 (anstelle von +200.000) 

Personen. Die Bevölkerungsvorausberechnung von Bahnsen et al. (2018) und Bahnsen/Raffel-

hüschen (2019) ähnelt der Variante 1 der 13. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung, 

geht jedoch von einer Geburtenrate von 1,5 aus. Aretz et al. (2016) haben die Variante 1 der 

13. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung mit einem weiteren Anstieg der Lebenser-

wartung bis 2080 fortgeschrieben. Die Referenzvariante der Bevölkerungsvorausberechnung 

von Werding (2018) entspricht weitgehend der Variante 3 der 13. koordinierten Bevölkerungs-

vorausberechnung, geht jedoch langfristig von einem Wanderungssaldo von +150.000 (an-

stelle von +100.000) Personen aus. Die der Referenzvariante von Werding/Läpple (2019) zu-

grunde liegende Bevölkerungsvorausberechnung bis 2080 ist bis 2060 weitgehend analog zur 

Variante 2-A der 13. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung. 
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Abbildung 6 zeigt die sich aus verschiedenen aktuellen amtlichen Vorausberechnungen erge-

bende Bevölkerung bis 2060. In allen Varianten gibt es jeweils kurzfristig noch einen Aufwuchs, 

bei den dargestellten Varianten der 13. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung für ei-

nige wenige Jahre und nach der Basisvariante von Eurostat bis 2030, bevor anschließend die 

Bevölkerung kontinuierlich zurückgeht. In der Variante 3 der 13. koordinierten Bevölkerungs-

vorausberechnung sinkt die Bevölkerung bis 2060 auf 69,2 Mio.  

Abbildung 6: Bevölkerung bis 2060 nach verschiedenen aktuellen amtlichen Voraus-

berechnungen 

 
Anmerkung: Angaben jeweils zum Jahresende, Eurostat jeweils für den Anfang den Folgejahres; StaBu: 
Statistisches Bundesamt; zu den Annahmen der Varianten siehe Tabelle 3. 

Quelle: Statistisches Bundesamt (2015c; 2017); Eurostat-Datensatz „Bevölkerungsvorausbe-
rechnung auf nationaler Ebene (2015-2080)“. 

Die im Vergleich zur Variante 3 reduzierte Lebenserwartung der Variante 1 würde sogar zu ei-

nem Bevölkerungsrückgang auf 67,6 Mio. bis 2060 führen. Der im Vergleich zur Variante 1 hö-

here Wanderungssaldo der Variante 2 würde den Bevölkerungsrückgang deutlich abschwä-

chen, bis 2060 würde die Bevölkerung lediglich auf 73,1 Mio. zurückgehen. Die im Vergleich 

zur Variante 2 höhere Geburtenrate der Variante 6 würde 2060 zu einer nochmals größeren 

Bevölkerung führen, nämlich 76,9 Mio. Bei den Ausgangsvarianten der 13. koordinierten Bevöl-

kerungsvorausberechnung aus dem Jahr 2015 führen die unterschiedlichen Annahmen beim 
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Wanderungssaldo also zu einer Variation der Bevölkerung im Jahr 2060 um etwa 5,5 Mio. Per-

sonen (Geburtenrate: knapp 4 Mio.; Lebenserwartung: etwa 1,5 Mio.). 

Die 2017 erstellte Variante 2-A der 13. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung führt 

2060 mit 76,5 Mio. zu einer ähnlich großen Bevölkerung wie die ursprüngliche Variante 6. Im 

Vergleich zur Variante 6 geht die Variante 2-A von einer geringeren Geburtenrate, im Gegenzug 

jedoch anfangs von einem deutlich höheren Wanderungssaldo aus. 

Die Basisvariante der Bevölkerungsprojektion von Eurostat (2017) führt 2060 zu einer mit 

80,7 Mio. deutlich größeren Bevölkerung als die 13. koordinierte Bevölkerungsvorausberech-

nung.24 

Im Kontext der sozialen Sicherung ist der sogenannte Altenquotient von besonderem Inte-

resse. Er gibt an, wie viele Personen im Ruhestandsalter auf 100 Personen im Erwerbsalter 

kommen. Idealtypisch gibt er darüber Auskunft, wie viele RuheständlerInnen von 100 Erwerb-

stätigen versorgt werden müssen. Für die beiden Personengruppen werden in der Literatur 

unterschiedliche Altersabgrenzungen verwendet. Hier wird für das Ruhestandsalter die Alters-

grenze von 65 Jahren verwendet, für das Erwerbsalter werden alternativ die 15- bzw. die 20- bis 

64-Jährigen herangezogen. Der Altenquotient (Erwerbsalter: 20 bis 64 Jahre) ist von 23,6 im 

Jahr 1991 auf 35,5 im Jahr 2017 gestiegen (Deutsche Rentenversicherung Bund 2018, S. 290). 

Abbildung 7 zeigt für verschiedene Bevölkerungsvorausberechnungen die resultierenden 

Altenquotienten. Der künftige Verlauf des Altenquotienten ist unabhängig von dessen genauer 

Definition jeweils ähnlich: Bis Mitte der 2030er-Jahre steigt der Altenquotient zunächst deut-

lich an, der weitere Anstieg ist dann moderater. Der anfänglich deutliche Anstieg hängt mit 

dem Erreichen des Ruhestandsalters der geburtenstarken Jahrgänge von Mitte der 1950er bis 

Ende der 1960er-Jahre zusammen. In der Variante 3 der 13. koordinierten Bevölkerungsvo-

rausberechnung verdoppelt sich der Altenquotient (Erwerbsalter: 20 bis 64 Jahre) binnen vier-

einhalb Dekaden auf 69,4. Etwas schwächer fällt der Anstieg bei geringerer Lebenserwartung 

(Variante 1) aus, hier beträgt der Altenquotient 2060 etwa 64,9. Bei den übrigen Varianten be-

trägt er 2060 zwischen 58,5 (Variante 6) und 61,1 (Variante 2). 

  

––– 

24 Die von Eurostat erstellten Bevölkerungsprojektionen beziehen sich jeweils auf den Jahresanfang, die übrigen auf das Jah-
resende. Hier und im Folgenden wird die von Eurostat für den Jahresanfang projizierte Bevölkerung zur besseren Vergleich-
barkeit der Jahresangaben jeweils als Bevölkerung am Ende des Vorjahres interpretiert. 
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Abbildung 7: Altenquotient bis 2060 nach verschiedenen amtlichen Bevölkerungs-

vorausberechnungen 

 

 
Anmerkung: Angaben jeweils zum Jahresende, Eurostat jeweils für den Anfang den Folgejahres; Alten-
quotient: Relation der Zahl der Personen ab 65 Jahren zu den Personen von 15 bzw. 20 bis 64 Jahren; 
StaBu: Statistisches Bundesamt; zu den Annahmen der Varianten siehe Tabelle 3. 

Quelle: Statistisches Bundesamt (2015c; 2017); Eurostat-Datensatz „Bevölkerungsvorausbe-
rechnung auf nationaler Ebene (2015-2080)“; eigene Berechnungen.  
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2.3 Konsequenzen für die sozialen Sicherungssysteme 

Der in Abschnitt 2.2 skizzierte anstehende demographische Wandel und die damit verbundene 

Schrumpfung und Alterung der Bevölkerung hat Konsequenzen für die sozialen Sicherungs-

systeme in Deutschland. Zu den voraussichtlichen Konsequenzen liegen mehrere Studien auf 

unterschiedlicher methodischer Basis vor. Generationenbilanzierung und Vorausberechnun-

gen zur Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen haben den Anspruch, umfassend die demo-

graphischen Konsequenzen für die sozialen Sicherungssysteme abzubilden. Derartige Studien 

werden in Abschnitt 2.3.1 vorgestellt. Von besonderem Interesse sind dabei die mit dem Si-

mulationsmodell von Werding (2013) erstellten Vorausberechnungen, da sie einerseits gleich-

zeitig grundsätzlich alle demographieabhängigen Ausgaben abbilden und gleichzeitig eine dif-

ferenzierte Fortschreibung der einzelnen Positionen erfolgt. Daneben gibt es Studien, die Vo-

rausberechnungen für einzelne, besonders demographiesensible Zweige der sozialen Siche-

rungssysteme vornehmen, dies betrifft vor allem die Rentenversicherung, daneben auch die 

Kranken- und Pflegeversicherung. Einen Überblick über solche Studien gibt Abschnitt 2.3.2. 

Die zitierten Vorausberechnungen können und sollen Handlungsbedarf aufzeigen, damit sie 

nicht eintreffen. Dementsprechend sind sie nicht als Prognosen zu interpretieren, die wahr-

scheinlich eintreten werden. 

In die Literaturauswertung werden grundsätzlich nur „aktuelle“ Studien einbezogen, die bei ih-

ren demographischen Annahmen auf die im Jahr 2015 publizierte 13. koordinierte Bevölke-

rungsvorausberechnung zurückzugreifen konnten, die ihrerseits erstmals die erhebliche Revi-

sion zu Größe und Struktur der Bevölkerung infolge des Zensus 2011 berücksichtigt hat. Damit 

ist auch gewährleistet, dass die im Juli 2014 in Kraft getretenen Rentenreform (abschlagsfreie 

Altersrente ab 63 Jahren für „besonders langjährig Versicherte“; Leistungserhöhung bei Er-

werbsminderungsrenten für Rentenzugänge ab Juli 2014; Einführung der sogenannten „Müt-

terrente“ für Rentenbestand und -zugänge), die Anfang 2015 in Kraft getretene Gesundheitsre-

form (Einführung eines einkommensabhängigen kassenindividuellen Zusatzbeitrags), das An-

fang 2015 in Kraft getretene Erste Pflegestärkungsgesetz (Leistungsverbesserungen; Einfüh-

rung des Pflegevorsorgefonds) berücksichtigt werden konnten. Studien, die sich speziell Vo-

rausberechnungen für die soziale Pflegeversicherung (siehe Unterabschnitt 2.3.2.3) widmen, 

wurden nur dann einbezogen, wenn sie zudem das Ende 2015 beschlossene Zweite Pflege-

stärkungsgesetz berücksichtigen, mit dem die früheren drei Pflegestufen ab Anfang 2017 
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durch fünf Pflegegrade ersetzt wurden, womit erhebliche Leistungsverbesserungen verbunden 

waren. 

Nur einzelne Studien haben die 2017 beschlossene Rentenreform bereits berücksichtigt 

(schrittweise erfolgende Angleichung der ost- an die westdeutschen Renten bis Juli 2024; suk-

zessive Leistungserhöhung bei Erwerbsminderungsrenten für Rentenzugänge von 2018 bis 

2024). Die vorliegenden Studien konnten regelmäßig die 2018 beschlossenen Leistungsaus-

weitungen (sukzessive Leistungserhöhung bei Erwerbsminderungsrenten für Rentenzugänge 

von 2019 bis 2031; Erhöhung der sogenannten „Mütterrente“ für Rentenbestand und -zugänge 

ab 2019)25 sowie die geplante Einführung einer sogenannten Grundrente für Versicherte mit 

Beitrags-, Kindererziehungs- und Pflegezeiten von mindestens 35 Jahren (CDU/CSU/SPD 

2018, S. 91) noch nicht berücksichtigen. Das gleiche gilt für das Ende 2018 beschlossene und 

Anfang 2019 in Kraft getretene Pflegepersonal-Stärkungsgesetz, das zu steigenden Personal-

kosten in der Kranken- und Altenpflege führt. 

Die vorliegenden Studien wurden regelmäßig nicht originär erstellt, um (allein) die Wirkungen 

des anstehenden demographischen Wandels auf die sozialen Sicherungssysteme aufzuzei-

gen. Anlass war vielmehr meist die Prüfung der Konsequenzen eines oder mehrerer spezifi-

scher Reformszenarien für die sozialen Sicherungssysteme oder die Abschätzung der Konse-

quenzen von Zuwanderung26. In diesen Fällen wird grundsätzlich das in den Studien verwen-

dete Basis- oder Referenzszenario o.ä. als Projektion für die Konsequenzen des anstehenden 

demographischen Wandels für die sozialen Sicherungssysteme herangezogen, sofern es 

keine expliziten Hinweise darauf gibt, dass diese nicht so verstanden werden sollen.27 

2.3.1 Vorausberechnungen für die sozialen Sicherungssysteme insgesamt 

Mit der Generationenbilanzierung (Unterabschnitt 2.3.1.1) und den Vorausberechnungen zur 

Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen (Unterabschnitt 2.3.1.2) gibt es zwei methodische An-

sätze zur Ermittlung der langfristigen Nachhaltigkeit der öffentlichen Finanz- und Sozialpolitik 

unter Berücksichtigung des demographischen Wandels. 

––– 

25 Werding (2019) ermittelt - mit den gleichen Annahmen wie Werding (2018) (vgl. Unterabschnitt 2.3.1.2) (E-Mail der Ruhr-
Universität Bochum vom 18. März 2019) - die Auswirkungen der Rentenreform bis 2045. 

26 Sofern derartige Studien lediglich die künftigen Folgen einer bereits erfolgten einmaligen Flüchtlingszuwanderung themati-
sieren, werden sie hier nicht berücksichtigt. 

27 Bonin (2014, S. 15f.) bezeichnet sein Referenzszenario mit der Annahme, dass es keine Wanderungsbewegungen gebe, als 
kontrafaktisch. 
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2.3.1.1 Generationenbilanzierung 

Ausgangsbasis für die Generationenbilanzierung sind die durchschnittlichen altersspezifi-

schen fiskalischen Ströme zwischen Bürgerin bzw. Bürger und öffentlicher Hand (insbeson-

dere Gebietskörperschaften und Sozialversicherungen) am aktuellen Rand (Nettozahlungspro-

fil). Neben dem Alter kann bei der Durchschnittsbildung nach weiteren Kriterien differenziert 

werden, etwa nach Geschlecht, Bildungsgrad, Staatsangehörigkeit oder Migrationshinter-

grund. Bei den fiskalischen Strömen werden neben den direkten Zahlungen zwischen Bürgerin 

bzw. Bürger und öffentlicher Hand (z.B. Einkommensteuer, Rentenzahlungen) auch Sachleis-

tungen (z.B. Bildung, Rehabilitationsmaßnahmen) sowie nur indirekt einem Individuum zure-

chenbare Zahlungen (z.B. indirekte Steuern) berücksichtigt. In Kindheit und Jugend ist das 

Nettozahlungsprofil typischerweise negativ, im Erwerbsalter positiv und im Ruhestandsalter 

wieder negativ. Die künftigen fiskalischen Ströme einer Generation bis zum Lebensende (künf-

tiger Nettofinanzierungsbeitrag) lassen sich auf Basis von Annahmen über die Sterblichkeit 

und über die künftige Entwicklung der Nettozahlungsprofile ermitteln. Angaben zur künftigen 

Sterblichkeit sind Bestandteil von Bevölkerungsvorausberechnungen (siehe Abschnitt 2.2). Die 

Nettozahlungsprofile werden ausgehend vom Status quo im einfachsten Fall nicht oder aus-

schließlich mit einer konstanten jährlichen Wachstumsrate fortgeschrieben. Ggf. können 

durch geeignete Annahmen auch die Folgen künftiger Änderungen relevanter Parameter (z.B. 

sukzessive Anhebung der Regelaltersgrenze auf 67 Jahre ab dem Geburtsjahrgang 1964) be-

rücksichtigt werden. Der künftige Nettofinanzierungsbeitrag kann nicht nur für bereits lebende, 

sondern auch für künftige Generationen berechnet werden. Um künftige mit gegenwärtigen 

Zahlungen vergleichbar zu machen, ist eine Diskontierung auf den heutigen Wert (Gegenwarts-

wert) mit einem geeigneten Diskontfaktor erforderlich. Der Gegenwartswert der künftigen Net-

tofinanzierungsbeiträge ist bei Geburt typischerweise nahe null, steigt dann bis zu einem Alter 

von ca. 25 Jahren an, nimmt anschließend bis zum Beginn des Ruhestandsalters auf deutlich 

unter null ab, um dann mit zunehmendem Alter wieder anzusteigen, ohne jedoch wieder positiv 

zu werden. 

Mit den skizzierten Berechnungen lässt sich im Rahmen der Generationenbilanzierung schließ-

lich ermitteln, inwieweit die öffentliche Hand langfristig einen Budgetüberschuss oder -defizit 

realisiert (implizite Staatsschuld). Dabei müssen auch öffentliche Ausgaben berücksichtigt 

werden, die sich nicht individuell zurechnen lassen und daher nicht in den künftigen Nettofi-

nanzierungsbeiträgen enthalten sind. Die sonstigen öffentlichen Ausgaben (z.B. Verwaltung, 
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Verteidigung, Infrastruktur) mit Ausnahme der Zinsen28 werden hierzu üblicherweise mit einem 

einheitlichen Wert pro Kopf auf die Bevölkerung verteilt. Dieser Pro-Kopf-Betrag kann ggf. mit 

der genannten konstanten jährlichen Wachstumsrate fortgeschrieben werden. Damit werden 

systematisch (z.B. mit der Bevölkerungsgröße oder im Zeitablauf) steigende oder fallende Pro-

Kopf-Ausgaben ausgeschlossen, mithin wird von Skaleneffekten und technischem Fortschritt 

abstrahiert. Die von der öffentlichen Hand gezahlten Zinsen werden indirekt durch den Dis-

kontfaktor berücksichtigt. 

Die implizite Staatsschuld kann schließlich mit der expliziten, offen ausgewiesenen Staats-

schuld zusammengerechnet werden, um die sogenannte Nachhaltigkeitslücke zu ermitteln. 

Diese gibt den Gegenwartswert künftig erforderlicher Einnahmenerhöhungen bzw. Ausgaben-

kürzungen an, um langfristig einen ausgeglichenen Staatshaushalt zu erreichen. Welches Aus-

maß an sofortiger und dauerhafter Änderung der Finanzpolitik erforderlich ist, um die Nach-

haltigkeitslücke auf null zu reduzieren, gibt der sogenannte Konsolidierungsbedarf an. Er kann 

beispielsweise als sofort und dauerhaft erforderliche Verbesserung des Saldos der öffentli-

chen Haushalte in Relation zum Bruttoinlandsprodukt ausgedrückt werden. 

Ein Forscherteam um Raffelhüschen legt jährlich eine aktualisierte Generationenbilanzierung 

vor, zuletzt Bahnsen/Manthei et al. (2018). Sie differenzieren die Nettozahlungsprofile nach 

Alter und Geschlecht, für die zukünftigen Zuwanderer wird das gleiche Nettozahlungsprofil wie 

für die bereits ansässige Bevölkerung unterstellt.29 Die berechnete implizite Staatsschuld be-

trägt 132% des jährlichen Bruttoinlandsprodukts und ist damit fast doppelt so hoch wie die 

explizite Staatsschuld in Höhe von 68% (vgl. Tabelle 4). Zur impliziten Staatsschuld trägt die 

gesetzliche Rentenversicherung (unter Berücksichtigung der regelgebunden steigenden Bun-

deszuschüsse)30 mit 153%, die gesetzliche Krankenversicherung mit 83% und die soziale Pfle-

geversicherung mit 33% bei. Für die Pflegeversicherung sind das Zweite Pflegestärkungsge-

setz (Ersatz der früheren drei Pflegestufen ab Anfang 2017 durch fünf Pflegegrade, verbunden 

mit Leistungsverbesserungen) erst teilweise und die Erhöhung des Beitragssatzes Anfang 

2019 noch nicht berücksichtigt.31 Unter vollständiger Berücksichtigung der genannten Ände-

rungen ermitteln Bahnsen/Raffelhüschen (2019, S. 32) mit vergleichbarer Methodik eine 

––– 

28 Die sonstigen öffentlichen Ausgaben haben nach Bonin (2014, S. 23) eine Größenordnung von etwa einem Viertel der öffent-
lichen Ausgaben. 

29 E-Mail der Universität Freiburg vom 13. Februar 2019. 
30 E-Mail der Universität Freiburg vom 13. Februar 2019. 
31 E-Mail der Universität Freiburg vom 13. Februar 2019. 



DEMOGRAPHIE UND SOZIALE SICHERUNG 

47 

 

Nachhaltigkeitslücke für die Pflegeversicherung von 41,7% des Bruttoinlandsprodukts. Nach 

Bahnsen/Manthei et al. (2018) haben die sonstigen Sozialversicherungen und die Gebietskör-

perschaften (unter Berücksichtigung der regelgebunden steigenden Bundeszuschüsse zur ge-

setzlichen Rentenversicherung) ein implizites Vermögen.  

Tabelle 4: Implizite und explizite Staatsschulden nach Bahnsen/Manthei et al. 

(2018) 

Staatsschuld Staatliche Ebene in Prozent des BIP 

Implizite Staatsschuld Gesetzliche Rentenversicherunga 153,0% 

Gesetzliche Krankenversicherung 83,4% 

Soziale Pflegeversicherung 33,1% 

Sonstige Sozialversicherungenb -7,5% 

Sozialversicherungen insgesamt 261,9% 

Gebietskörperschaftena -130,2% 

insgesamt 131,8% 

Explizite Staatsschuld insgesamt 68,1% 

Nachhaltigkeitslücke insgesamt 199,8%c 

a Unter Berücksichtigung der regelgebunden steigenden Bundeszuschüsse zur gesetzlichen Renten-
versicherung. 

b Arbeitslosenversicherung, gesetzliche Unfallversicherung und landwirtschaftliche Alterskassen. 
c Zur Reduktion auf null ist eine sofortige und dauerhafte Reduktion aller staatlichen Leistungen um 

8,1% oder eine sofortige und dauerhafte Erhöhung aller Steuern und Sozialabgaben um 9,4% erfor-
derlich. 

Anmerkung: Die Berechnung unterstellt insbesondere konstante Beitragssätze zur Sozialversicherung; 
zu den Annahmen siehe auch Tabelle 6; BIP: Bruttoinlandsprodukt. 

Quelle: Bahnsen/Manthei et al. 2018, S. 7, 12 und E-Mail der Universität Freiburg vom 13. 
Februar 2019.  

Bei den Gebietskörperschaften dürfte dies vor allem daran liegen, dass wegen der geringen 

Geburtenrate deren Ausgaben für Kinderbetreuung und weitere familienpolitische Leistungen 

sowie für Bildung künftig zurückgehen. Die Berechnung der absoluten Nachhaltigkeitslücke in 

Höhe von 200% des Bruttoinlandsprodukts ist sehr sensitiv gegenüber der angenommenen 

Differenz zwischen Realzins (hier: 3%) und Trendwachstumsrate (hier: 1,5%) (siehe auch Ta-

belle 7). Diesbezüglich weniger sensitiv ist der dauerhafte jährliche Konsolidierungsbedarf, um 

die Nachhaltigkeitslücke auf null zu reduzieren. Hierfür wäre eine sofortige und dauerhafte 

Reduktion aller staatlichen Leistungen um 8,1% oder eine sofortige und dauerhafte Erhöhung 

aller Steuern und Sozialabgaben um 9,4% erforderlich.  
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Die Generationenbilanzierung von Bonin (2014, 2015) bis zum Jahr 2200 berücksichtigt auch 

künftige Generationen. Er verwendet ein (kontrafaktisches) Basisszenario ohne jegliche künf-

tige Wanderungsbewegungen als Referenz zur Abschätzung der Konsequenzen künftiger Zu-

wanderung in alternativen Szenarien. Dabei differenziert er die Nettozahlungsprofile nicht nur 

nach Alter und Geschlecht und die Geburtenraten nicht nur nach dem Alter, sondern unter-

scheidet hier auch zwischen Deutschen einerseits und AusländerInnen andererseits. An künf-

tigen institutionellen Änderungen berücksichtigt er ausschließlich die Wirkungen des Nachhal-

tigkeitsfaktors bei der Rentenanpassung und die mit der sukzessiven Erhöhung der Regelal-

tersgrenze verbundene Verlängerung der Lebensarbeitszeit (Bonin 2014, S. 29). Analog zu 

Bahnsen/Manthei et al. (2018) unterstellt er eine Wachstumsrate aller künftigen Pro-Kopf-Zah-

lungsströme um 1,5% jährlich und eine Diskontrate von 3% jährlich (siehe auch Tabelle 7). In-

soweit sind die Ergebnisse der beiden Studien zur Nachhaltigkeitslücke gut miteinander ver-

gleichbar. 

Im Basisszenario ohne jegliche Zuwanderung beträgt nach den Berechnungen von Bonin 

(2014, 2015) die Nachhaltigkeitslücke 146,6% des Bruttoinlandsprodukts. Um die Nachhaltig-

keitslücke in einem Szenario ohne Zuwanderung auf null zu senken, müsste nach Bonin (2014) 

der Saldo der öffentlichen Haushalte sofort und dauerhaft um 3,3% des Bruttoinlandsprodukts 

gesenkt werden oder alle öffentlichen Einnahmen um 4,3% erhöht und alle öffentlichen Ausga-

ben um 4,3% gesenkt werden.32 Bei einer jährlichen Zuwanderung von 200.000 Personen mit 

einem Nettozahlungsprofil entsprechend den in Deutschland lebenden AusländerInnen würde 

sich die Nachhaltigkeitslücke auf 206,1% des Bruttoinlandsprodukts erhöhen. Die Nachhaltig-

keitslücke hat hier eine ähnliche Größenordnung wie nach den Berechnungen von Bahn-

sen/Manthei et al. (2018), die allerdings langfristig von einer höheren Geburtenrate, einem ge-

ringeren Anstieg der Lebenserwartung, einem geringeren Wanderungssaldo und einem güns-

tigeren Nettozahlungsprofil der Zugewanderten ausgehen. 

Nach den Berechnungen von Bonin (2014, 2015) ist der mit der Zuwanderung verbundene An-

stieg des Konsolidierungsbedarfs geringer als der Anstieg der Nachhaltigkeitslücke, da die 

Konsolidierung auf einer größeren Einnahmen- und Ausgabenbasis bzw. auf Grundlage einer 

größeren Bevölkerung erfolgt. Fiskalisch vorteilhaft ist, dass Zuwanderung überwiegend im 

jungen Erwachsenenalter erfolgt, in dem der Gegenwartswert der künftigen 

––– 

32 Bonin (2014, 2015) verwendet andere Maße zur Abbildung des Konsolidierungsbedarfs als Bahnsen/Manthei et al. (2018). 
Daher sind die Angaben zum Konsolidierungsbedarf nicht direkt miteinander vergleichbar. 
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Nettofinanzierungsbeiträge am höchsten ist; dieser Vorteil entfällt allerdings für die Nachkom-

men der Zugewanderten. Falls lediglich etwa 80% der Zugewanderten ein Nettozahlungsprofil 

wie AusländerInnen und 20% wie Deutsche haben, bleibt der Konsolidierungsbedarf gegenüber 

einem Szenario ohne Zuwanderung unverändert. Falls die Zugewanderten im Durchschnitt ein 

Nettozahlungsprofil wie die ansässige Bevölkerung haben oder alle eine mittlere Qualifikation 

haben, sinkt der Konsolidierungsbedarf deutlich. Im theoretischen Fall einer jährlichen Zuwan-

derung von 200.000 hoch qualifizierten Personen würden Nachhaltigkeitslücke und Konsoli-

dierungsbedarf fast auf null sinken. Bonin (2014, 2015) berücksichtigt bei den künftigen Ren-

tenanpassungen offenbar die künftige Entwicklung der durchschnittlichen Bruttoentgelte 

nicht. Dies führt dazu, dass bei der Zuwanderung qualifizierter Personen mit höheren Löhnen 

die künftigen Rentenanpassungen und daher auch die resultierende Nachhaltigkeitslücke et-

was unterschätzt werden, bei Zuwanderung gering qualifizierter Personen mit geringeren Löh-

nen werden die genannten Größen hingegen etwas überschätzt. Insgesamt wird dadurch der 

Einfluss der Qualifikation der Zuwanderer auf die Nachhaltigkeitslücke etwas überschätzt.  
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Tabelle 5: Nachhaltigkeitslücke und Konsolidierungsbedarf in Abhängigkeit von der 

Zuwanderung nach Bonin (2014) 

 Zugewanderte  Lückea Konsolidierungsbedarf 

Anzahl Nettozahlungsprofil % des % des Einn. u. Kopfbetrag 

 wie der Nachkom-
men wie 

BIP BIP Ausg.b jhrl.c 

0 - - 146,6% 3,3% 4,3% 1.082 EUR 

100.000 jhrl. AusländerInnen 30% Eltern 177,6% 3,5% 4,7% 1.155 EUR 

200.000 jhrl.  70% Deutsche 206,1% 3,7% 5,0% 1.206 EUR 

300.000 jhrl.   234,3% 3,8% 5,2% 1.245 EUR 

200.000 jhrl.  Deutsche 196,1% k.A. k.A. 1.149 EUR 

200.000 jhrl.  Ausl. 249,0% k.A. k.A. 1.443 EUR 

200.000 jhrl. 80,7% Ausl., 
19,3% Deutsche 

30% Eltern 
70% Deutsche 

187,0% 3,3% 4,5% 1.093 EUR 

200.000 jhrl. 40% Ausl., 
60% Deutsche 

 146,6% 2,6% 3,4% 857 EUR 

200.000 jhrl. mittlere Qualif.  140,7% 2,5% 3,3% 818 EUR 

200.000 jhrl. hohe Qualif.  3,4% 0,1% 0,1% 20 EUR 

200.000 jhrl. 50% mittl. Qualif., 
50% hohe Qualif. 

 72,1% 1,3% 1,7% 419 EUR 

200.000 jhrl. 70% mittl. Qualif., 
30% hohe Qualif. 

 99,6% 1,8% 2,3% 579 EUR 

200.000 jhrl. 20% geringe Qualif., 
50% mittl. Qualif., 
30% hohe Qualif. 

 116,2% 2,1% 2,7% 676 EUR 

200.000 jhrl. 20% geringe Qualif., 
70% mittl. Qualif., 
10% hohe Qualif. 

 143,7% 2,6% 3,4% 835 EUR 

200.000 jhrl. Bevölkerung insg.  126,3% 2,2% 2,9% 735 EUR 

a Nachhaltigkeitslücke. 
b Erforderliche sofortige und dauerhafte Erhöhung der Einnahmen und dauerhafte Reduktion der Aus-

gaben, um die Nachhaltigkeitslücke auf null zu reduzieren. 
c Sofort und dauerhaft erforderlicher jährlicher Betrag je Kopf, um die Nachhaltigkeitslücke auf null zu 

reduzieren. 

Anmerkung: Die Berechnung unterstellt insbesondere konstante Beitragssätze zur Sozialversicherung; 
zu den Annahmen siehe auch Tabelle 6; Einn.: Einnahmen; BIP: Bruttoinlandsprodukt; Ausg.: Ausgaben; 
jhrl.: jährlich; Ausl.: AusländerInnen; mittl.: mittlere; Qualif.: Qualifikation; insg.: insgesamt. 

Quelle: Bonin 2014. 
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2.3.1.2 Analysen zur Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen 

Vorausberechnungen zur Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen fokussieren auf die demo-

graphieabhängigen öffentlichen Ausgaben. Dabei handelt es sich ganz überwiegend um sozi-

ale Sicherungssysteme. Ähnlich wie bei der Generationenbilanzierung werden zunächst die 

bisherigen demographieabhängigen öffentlichen Ausgaben differenziert nach Alter und Ge-

schlecht benötigt. Diese alters- und geschlechtsspezifischen Ausgaben werden auf Grundlage 

einer projizierten Bevölkerungsentwicklung und ökonomischen Rahmendaten in die Zukunft 

fortgeschrieben. Damit kann zunächst eine Projektion der jährlichen demographieabhängigen 

öffentlichen Ausgaben (in Relation zum Bruttoinlandsprodukt) erstellt werden. Mit weiteren 

Annahmen kann zudem der international verwendete sogenannte Tragfähigkeitsindikator S2 

berechnet werden. Er gibt die Verbesserung der Primärsalden des öffentlichen Gesamthaus-

halts (Saldo ohne Zinszahlungen) an, der ab sofort und dauerhaft erforderlich ist, um auf Dauer 

alle Ausgaben sowie die bis zum Basisjahr aufgelaufenen Schulden durch Einnahmen zu de-

cken. Für die Berechnung wird meist angenommen, die übrigen öffentlichen Ausgaben sowie 

die öffentlichen Einnahmen seien konstant in Relation zum Bruttoinlandsprodukt. Der Tragfä-

higkeitsindikator S2 ist vergleichbar mit dem Konsolidierungsbedarf der Generationenbilanzie-

rung in Relation zum Bruttoinlandsprodukt. 

Die individuell zurechenbaren öffentlichen Ausgaben bei der Generationenbilanzierung sollten 

konzeptionell grundsätzlich den demographieabhängigen öffentlichen Ausgaben der Tragfä-

higkeitsanalysen entsprechen. Dementsprechend sollten auch die jeweils sonstigen öffentli-

chen Ausgaben konzeptionell vergleichbar sein. Allerdings werden die sonstigen öffentlichen 

Ausgaben unterschiedlich fortgeschrieben: Die Fortschreibung bei der Generationenbilanzie-

rung mit der Bevölkerungsgröße ist eher aufgabenorientiert, während die Fortschreibung mit 

dem Wirtschaftswachstum bei den Tragfähigkeitsanalysen eher auf die ökonomischen Mög-

lichkeiten abstellt. Auch die Projektion der öffentlichen Einnahmen erfolgt unterschiedlich: Bei 

der Generationenbilanzierung sind altersspezifische Zahlungsprofile Ausgangspunkt, die ggf. 

mit einer (konstanten) jährlichen Wachstumsrate fortgeschrieben werden. Bei den Tragfähig-

keitsanalysen hingegen werden die öffentlichen Einnahmen insgesamt mit dem Wirtschafts-

wachstum fortgeschrieben. 

Bei der Interpretation der Ergebnisse ist zu berücksichtigen, dass die Analysen jeweils grund-

sätzlich vom Status quo der gesetzlichen Parameter ausgehen. Bereits beschlossene, jedoch 
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erst künftig wirksame Änderungen (z.B. sukzessive Anhebung der Regelaltersgrenze auf 

67 Jahre ab dem Geburtsjahrgang 1964) werden ebenso wie regelgebundene Anpassungen 

(bspw. jährliche Rentenanpassung) grundsätzlich berücksichtigt. 

Das Bundesministerium der Finanzen legt seit 2005 in mehrjährigem Abstand Berichte zur 

Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen vor. Der aktuelle vierte Bericht (Bundesministerium der 

Finanzen 2016) basiert auf der Projektion von Werding (2016a), der darüber hinaus mit ähnli-

cher Methodik weitere Vorausberechnungen vorgelegt hat (Aretz et al. 2016; Werding 2016b; 

2018; Werding/Läpple 2019). Die genannten Tragfähigkeitsberechnungen basieren alle auf 

dem von Werding (2013) entwickelten Simulationsmodell. In dem Simulationsmodell werden 

vor dem Hintergrund eines makroökonomischen Wachstumsmodells demographieabhängige 

öffentliche Ausgaben der gesetzlichen Rentenversicherung, der gesetzlichen Krankenversi-

cherung, der sozialen Pflegeversicherung, der Bundesagentur für Arbeit und Grundsicherung 

(SGB II und SGB XII), für die Beamtenversorgung, für die Beihilfe für Beamte, für Kinderbetreu-

ung und Bildung sowie für familienpolitische Leistungen vorausberechnet. Im Vergleich zu den 

vorgestellten Studien zur Generationenbilanzierung (vgl. Unterabschnitt 2.3.1.1) werden die 

Zahl der Leistungsfälle und die Ausgaben je Leistungsfall bei den Tragfähigkeitsanalysen 

grundsätzlich differenzierter fortgeschrieben. Zudem berücksichtigen die Vorausberechnun-

gen von Werding (2016a, S. 44; 2016b, S. 2; 2018, S. 16-18), Aretz et al. (2016, S. 16) und Wer-

ding/Läpple (2019, S. 17) die Auswirkungen künftiger Änderungen der Beitragssätze zur Sozi-

alversicherung auf die demographieabhängigen öffentlichen Ausgaben (insb. Rentenanpas-

sungen und Krankenversicherung der RentnerInnen); gleichwohl werden - einer Rechenkonven-

tion folgend - die daraus resultierenden veränderten Einnahmen nicht berücksichtigt.33 Wer-

ding (2016b, S. 2; 2018, S. 13), Aretz et al. (2016, S. 12) und Werding/Läpple (2019, S. 17) be-

rücksichtigen auch die Ausgaben nach dem SGB XII als demographieabhängig, Werding 

(2016a, S. 2) und das Bundesministerium der Finanzen (2016, S. 12-15) hingegen betrachten 

sie als demographieunabhängig und damit als konstant in Relation zum Bruttoinlandsprodukt. 

Während Werding (2016a, S. 31) und das Bundesministerium der Finanzen (2016, S. 13) die 

alters- und geschlechtsspezifischen Leistungsausgaben der gesetzlichen Krankenversiche-

rung mit dem Bruttoinlandsprodukt je Kopf fortschreiben, gehen Werding (2016b, S. 2) und 

Aretz et al. (2016, S. 13f.) von einem Anstieg entsprechend der Wachstumsrate von 

––– 

33 E-Mail der Ruhr-Universität Bochum vom 18. Februar 2019. 
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Arbeitsproduktivität und Löhnen aus, Werding (2018, S. 15) und Werding/Läpple (2019)34 neh-

men einen um 0,5 Prozentpunkte jährlich höheren Anstieg an. Werding (2016b, S. 2) und Aretz 

et al. (2016, S. 14) schreiben die alters- und geschlechtsspezifischen Leistungsausgaben der 

Pflegeversicherung entsprechend der gesetzlichen Intention (§ 30 SGB XI) lediglich mit der In-

flationsrate fort, Werding (2016a, S. 33; 2018, S. 16), Werding/Läpple (2019)35 und das Bun-

desministerium der Finanzen (2016, S. 13) hingegen schreiben sie mit der Wachstumsrate von 

Arbeitsproduktivität und Löhnen fort. Die 2016 publizierten Vorausberechnungen gehen davon 

aus, dass die Struktur der geschlechts- und altersspezifischen öffentlichen Ausgaben für Ge-

sundheit und Pflege unverändert bleibt. Werding (2018, S. 15) und Werding/Läpple (2019)36 

hingegen nehmen an, dass sich der Anstieg der alters- und geschlechtsspezifischen Leis-

tungsausgaben um neun Monate je Jahr der Zunahme der Lebenserwartung verzögert (soge-

nannte Kompressionsthese, vgl. hierzu Unterabschnitt 2.3.2.2). 

Werding (2016a; 2018) differenziert nicht zwischen Deutschen einerseits und Ausländerinnen 

und Ausländern andererseits und geht davon aus, dass Zuwanderer im Durchschnitt der be-

reits ansässigen Bevölkerung entsprechen; Werding (2016b, S. 2), Aretz et al. (2016, S. 9) und 

Werding/Läpple (2019, S. 15) hingegen nehmen an, dass die alters- und geschlechtsspezifi-

schen Erwerbsquoten der Zugewanderten erst nach 13 Jahren das Niveau der im Inland leben-

den AusländerInnen erreichen und gehen von einer höheren Erwerbslosenquote für Auslände-

rInnen als für Deutsche aus.37 

Den Analysen von Werding (2016a) und des Bundesministeriums der Finanzen (2016) liegen 

eine optimistische (T+) und eine pessimistische (T-) Basisvariante zugrunde. Beide Varianten 

gehen für den fünfjährigen Vorausberechnungszeitraum der Mittelfristigen Finanzplanung zu-

nächst von deren Annahmen aus. Im Anschluss unterscheiden sich die Varianten hinsichtlich 

der Annahmen zu Demographie, der Auswirkung der Anhebung der Regelaltersgrenze auf die 

Lebensarbeitszeit und das Rentenzugangsalter, die Arbeitslosigkeit und die Wachstumsrate 

der totalen Faktorproduktivität (im einzelnen Tabelle 7). Die jeweils identischen Basisszena-

rien von Aretz et al. (2016) und Werding (2016b) unterscheiden sich in allen vorgenannten Kri-

terien von der optimistischen und pessimistischen Basisvariante der zuvor genannten Studien, 

––– 

34 E-Mail der Ruhr-Universität Bochum vom 18. März 2019. 
35 E-Mail der Ruhr-Universität Bochum vom 18. März 2019. 
36 E-Mail der Ruhr-Universität Bochum vom 18. März 2019. 
37 Vgl. auch E-Mail der Ruhr-Universität Bochum vom 18. Februar 2019. 
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liegen jedoch zwischen ihnen (im einzelnen Tabelle 7). Werding (2018) und Werding/Läpple 

(2019, S. 17) treffen für ihre Referenzvarianten nochmals abweichende Annahmen, insbeson-

dere gehen sie von einer stärker steigenden Lebenserwartung und einem mit +150.000 bzw. 

+200.000 jährlich langfristig höheren Wanderungssaldo aus. Zudem ermitteln sie die Erwerbs-

losenquote endogen38, wodurch sich eine höhere Erwerbslosenquote ergibt. Die Annahmen 

des Referenzszenarios der Tragfähigkeitsanalyse der Europäischen Kommission (2018), die 

hinsichtlich der Demographie auf Vorausberechnungen von Eurostat (2017) basiert, liegen 

wiederum im Wesentlichen zwischen der optimistischen und pessimistischen Basisvariante 

von Werding (2016a) und dem Bundesministerium der Finanzen (2016). Das Spektrum der von 

der Europäischen Kommission (2018) berücksichtigten demographieabhängigen Ausgaben 

ist geringer als bei den übrigen Studien; daher sind die resultierenden Niveaus nicht unmittel-

bar miteinander vergleichbar.39 Besondere Unsicherheiten bestehen generell bei der Projektion 

der Gesundheitsausgaben (einschließlich Pflege). Im einfachsten Fall, der allen Referenz- bzw. 

Basisvarianten der genannten Tragfähigkeitsanalysen zugrunde liegt, werden die alters- und 

geschlechtsspezifischen Ausgaben der Kranken- und Pflegeversicherung proportional, i.d.R. 

mit einer allgemeinen Wachstumsrate, fortgeschrieben.40 

Tabelle 7 zeigt die demographieabhängigen Ausgabenquoten der Basis- bzw. Referenzvarian-

ten verschiedener Tragfähigkeitsanalysen im Zeitverlauf. Nach der pessimistischen Basisvari-

ante von Werding (2016a) und dem Bundesministerium der Finanzen (2016) steigen die de-

mographieabhängigen Ausgaben (ohne Ausgaben nach dem SGB XII) von 26,0% im Jahr 2015 

sukzessive um 6,7 Prozentpunkte auf 32,7% des Bruttoinlandsprodukts im Jahr 2060. Nach 

der optimistischen Basisvariante gibt es lediglich einen Anstieg um 3,1 Prozentpunkte auf 

29,1%. Das Basisszenario von Aretz et al. (2016) erreicht trotz der meist etwas günstigeren 

Annahmen im Jahr 2060 allerdings einschließlich der Ausgaben nach dem SGB XII mit 32,6% 

fast die gleiche Ausgabenquote wie die pessimistische Basisvariante; ungünstig wirkt sich hier 

insbesondere die getrennte Modellierung des Arbeitsmarktverhaltens von Deutschen und 

––– 

38 Dafür wird angenommen, dass die Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung in voller Höhe, die Beiträge zur Rentenver-
sicherung zu 66% und die Beiträge zur Arbeitslosenversicherung zur Hälfte als Steuern aufgefasst werden und zu Beschäfti-
gungsreaktionen führen. Zudem wird angenommen, dass eine Erhöhung (Reduktion) der als Steuern empfundenen Abgaben 
um 1% im Folgejahr zu einer Reduktion (Erhöhung) der Beschäftigung um 0,4% führt (Werding 2018, S. 11, und Wer-
ding/Läpple 2019, S. 15, jeweils mit Verweis auf Werding 2016a, S. 138f.). Die Sensitivitätsanalysen mit einer endogenen 
Erwerbslosenquote von Aretz et al. (2016, S. 27) und Werding (2016a, S. 138f.) basieren auf den gleichen Annahmen. 

39 Für einen systematischen Vergleich mit der vorherigen Tragfähigkeitsanalyse der Europäischen Union vgl. Werding (2016a, 
S. 107-125) und Bundesministerium der Finanzen (2016, S. 50-55). 

40 Zu Sensitivitätsanalysen vgl. unten, zur genaueren Begründung vgl. Unterabschnitt 2.3.2.2. 
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Ausländerinnen und Ausländern aus41. Noch deutlicher fällt der Ausgabenanstieg (einschließ-

lich Ausgaben nach dem SGB XII) bis auf 34,9% bzw. 35,5% im Jahr 2060 in der Referenzvari-

ante von Werding (2018) bzw. Werding/Läpple (2019) aus.  

Tabelle 7: Demographieabhängige Ausgabenquoten der Basis- bzw. Referenzvarianten 

verschiedener Tragfähigkeitsanalysen im Zeitverlauf 

Studie und Variante 2010 2015 2020 2030 2040 2050 2060 2070 2080 

 in Prozent des Bruttoinlandsprodukts 

Werding T- 27,1% 26,0% 26,3% 28,6% 30,3% 31,4% 32,7%   

(2016a)a T+ 27,1% 26,0% 26,0% 26,6% 28,0% 28,5% 29,1%   

Aretz et al. (2016) 27,9% 26,3%b     32,6%  34,3% 

Werding (2018) 27,9% 26,3%b 26,8% 28,7% 31,4% 33,1% 34,9% 36,5% 38,1% 

Werding/Läpple 
(2019) 

27,9%  27,2% 29,6% 32,3% 33,8% 35,5% 36,9% 38,1% 

EU-Komm. (2018)c  23,5%d 23,8% 25,6% 26,7% 27,3% 27,7% 27,7%  
a Ohne Ausgaben nach dem SGB XII. 
b Die Angabe bezieht sich auf 2014. 
c Diese Studie berücksichtigt weniger demographieabhängige Ausgaben als die anderen Studien, da-

her sind die Angaben nicht direkt miteinander vergleichbar. 
d Die Angabe bezieht sich auf 2016. 

Anmerkung: EU-Komm.: Europäische Kommission. 

Quelle: Aretz et al. 2016, S. 12, 16 und E-Mail der Ruhr-Universität Bochum vom 18. Februar 
2019; Bundesministerium der Finanzen 2016, S. 16; Europäische Kommission 2018, S. 289f.; 
Werding (2016a, S. 144; 2018, S. 41); Werding/Läpple 2019, S. 36f.; eigene Berechnungen. 

Hier dürften sich die Annahme einer deutlicheren Zunahme der Lebenserwartung und die deut-

lich höhere Erwerbslosenquote infolge endogener Ermittlung auswirken. Da das von der Euro-

päischen Kommission (2018) berücksichtigte Ausgabenspektrum kleiner ist, lassen sich die 

Niveaus der ermittelten Ausgabenquoten nicht unmittelbar miteinander vergleichen. Der An-

stieg beträgt bis 2060 etwa 4,2 Prozentpunkte und liegt damit - erwartungsgemäß entspre-

chend der Annahmen - zwischen der pessimistischen und der optimistischen Basisvariante. 

Der vergleichsweise geringe Anstieg bei der gesetzlichen Krankenversicherung hängt aller-

dings mit der moderaten Fortschreibung ihrer Ausgaben mit dem Bruttoinlandsprodukt je Kopf 

zusammen. Exemplarisch zeigt Tabelle 8 die Ausgabenquoten der Zweige der sozialen Siche-

rung nach Werding (2016a) und Bundesministerium der Finanzen (2016) im Zeitablauf. 

––– 

41 E-Mail der Ruhr-Universität Bochum vom 18. Februar 2019. 
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Tabelle 8: Demographieabhängige Ausgabenquoten bis 2060 nach Werding (2016a) 

Jahr Gesetzl. 
Rentenver-
sicherung 

Gesetzl. 
Kranken-
versichg. 

Soziale 
Pflegever-
sicherung 

Beamten-
versorg., 
Beihilfe 

Leistun-
gen an Ar-
beitslosea 

Bildung 
und 

Familienb 

Summec 

 Ausgabenquote in Prozent des Bruttoinlandsprodukts 

 Pessimistische Variante T- 

2015 9,3% 7,0% 1,0% 2,1% 2,6% 5,7% 26,0% 

2020 9,3% 7,3% 1,0% 2,3% 2,4% 5,6% 26,3% 

2025 9,5% 7,4% 1,2% 2,5% 2,7% 5,6% 27,3% 

2030 10,0% 7,5% 1,3% 2,7% 3,0% 5,8% 28,6% 

2035 10,7% 7,6% 1,5% 2,9% 3,0% 5,9% 29,6% 

2040 11,1% 7,8% 1,7% 3,0% 2,9% 5,8% 30,3% 

2045 11,5% 7,9% 1,9% 3,1% 2,9% 5,7% 30,8% 

2050 12,0% 7,9% 2,2% 3,2% 2,9% 5,6% 31,4% 

2055 12,4% 7,9% 2,4% 3,3% 2,9% 5,7% 32,1% 

2060 12,8% 7,8% 2,5% 3,5% 2,9% 5,8% 32,7% 

 Optimistische Variante T+ 

2015 9,2% 7,0% 1,0% 2,1% 2,6% 5,7% 26,0% 

2020 9,1% 7,2% 1,0% 2,3% 2,2% 5,6% 26,0% 

2025 9,1% 7,3% 1,1% 2,4% 1,9% 5,6% 26,0% 

2030 9,5% 7,4% 1,2% 2,5% 1,6% 5,9% 26,6% 

2035 10,1% 7,4% 1,3% 2,6% 1,6% 6,0% 27,4% 

2040 10,5% 7,5% 1,5% 2,6% 1,5% 6,0% 28,0% 

2045 10,9% 7,5% 1,6% 2,6% 1,5% 5,9% 28,3% 

2050 11,1% 7,5% 1,8% 2,6% 1,5% 5,9% 28,5% 

2055 11,4% 7,4% 1,8% 2,6% 1,5% 6,0% 28,8% 

2060 11,6% 7,3% 1,8% 2,7% 1,5% 6,1% 29,1% 
a Arbeitslosenversicherung, sonstige Ausgaben der Bundesagentur für Arbeit und Grundsicherung für 

Arbeitsuchende. 
b Öffentliche Ausgaben für Kinderbetreuung und Bildung (lt. Abgrenzung des Bildungsfinanzberichts); 

Familienleistungsausgleich (Kindergeld, einkommensteuerliche Kinderfreibeträge) und Elterngeld. 
c Konsolidiert um Zahlungen („Verrechnungsverkehr“) zwischen den Teilbudgets. 

Anmerkung: Fortschreibung der alters- und geschlechtsspezifischen Leistungsausgaben der gesetzli-
chen Krankenversicherung mit dem Bruttoinlandsprodukt je Kopf; jener der sozialen Pflegeversicherung 
mit der Wachstumsrate von Arbeitsproduktivität und Löhnen. 

Quelle: Bundesministerium der Finanzen 2016, S. 16; Werding 2016a, S. 144. 
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Dabei wird deutlich, dass die absolut größten Ausgabensteigerungen bei der Rentenversiche-

rung, gefolgt von der Pflegeversicherung sowie der Beamtenversorgung und Beihilfe zu erwar-

ten sind. 

Werding/Läpple (2019) analysieren den Einfluss der Variation verschiedener Annahmen auf 

die demographieabhängigen Ausgabenquoten bis 2080 (vgl. Tabelle 9): 

 Demographische Annahmen: Eine höhere Fertilität erhöht für über vier Dekaden zunächst 
die Ausgabenquote. Dies liegt an den höheren Ausgaben für Kinderbetreuung, Bildung und 
weitere familienpolitische Leistungen. Erst nach 2060 wird die Ausgabenquote vermindert. 
Ein dauerhaft höherer Wanderungssaldo reduziert hingegen sofort und dauerhaft die Aus-
gabenquote. Eine temporäre Zuwanderungswelle senkt zunächst für einige Dekaden die 
Ausgabenquote. Anschließend steigt sie, da die Zuwanderer dann zur Alterung beitragen. 

 Annahmen zum Arbeitsmarkt: Eine raschere Integration der Zuwanderer in den Arbeits-
markt, eine höhere Frauenerwerbsbeteiligung und eine niedrigere Erwerbslosenquote re-
duzieren sofort und dauerhaft die Ausgabenquote. 

 Annahmen zur Lebensarbeitszeit: Eine sukzessive Erhöhung der Regelaltersgrenze über 
den gesamten Betrachtungszeitraum würde die Ausgabenquote bis zum Ende des Pro-
jektionszeitraums 2080 zunehmend und deutlich vermindern. 

Tabelle 9: Sensitivitätsanalysen für die demographieabhängige Ausgabenquoten im 

Zeitverlauf nach Werding/Läpple (2019) 

Variante 2020 2030 2040 2050 2060 2070 2080 

 Abweichungen vom Referenzszenario in Pro-
zentpunkten des Bruttoinlandsprodukts 

Variation demographischer Annahmen        

hohe Fertilität: Anstieg der Geburtenrate auf 2,0 bis 
2040 statt konstant 1,5 

+0,1 +0,5 +1,0 +1,0 +0,5 -0,4 -1,8 

stark erhöhte Fertilität: Anstieg der Geburtenrate 
auf 2,0 bis 2020 und auf 2,2 bis 2040 statt konstant 
1,5 

+0,2 +1,2 +1,8 +1,1 +0,4 -0,9 -3,0 

hoher Wanderungssaldo: konstant +350.000 ab 
2020 statt konstant +200.000 ab 2021 

±0,0 -0,3 -0,7 -1,0 -1,3 -1,3 -1,3 

stark erhöhter Wanderungssaldo: Anstieg des 
Wanderungssaldos auf +1,0 Mio. bis 2040 und auf 
+1,2 Mio. bis 2060 anstelle konstant +200.000 ab 
2021 

±0,0 -0,5 -2,5 -4,1 -5,5 -6,0 -5,5 

Zuwanderungswelle: deutlich erhöhter Wande-
rungssaldo 2020 bis 2023, danach +200.000 jähr-
lich statt konstant +200.000 ab 2021 

±0,0 -0,6 -0,6 -0,5 -0,2 +0,3 +0,2 

hohe Fertilität und hoher Wanderungssaldo +0,1 +0,2 +0,3 +0,1 -0,7 -1,5 -2,6 
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Variante 2020 2030 2040 2050 2060 2070 2080 

 Abweichungen vom Referenzszenario in Pro-
zentpunkten des Bruttoinlandsprodukts 

junge Bevölkerung: Geburtenrate 1,65 statt 1,5; je 
Dekade 0,4 Jahre geringerer Anstieg der Lebenser-
wartung ab Geburt; Wanderungssaldo langfristig 
+250.000 statt +200.000 jhrl. 

+0,1 +0,2 +0,1 -0,5 -1,0 -1,4 -2,3 

alte Bevölkerung: Geburtenrate 1,35 statt 1,5; je 
Dekade 0,4 Jahre höherer Anstieg der Lebenser-
wartung ab Geburt; Wanderungssaldo langfristig 
+150.000 statt +200.000 jhrl. 

±0,0 -0,3 -0,2 +0,4 +1,2 +2,0 +3,0 

Variation der Annahmen zum Arbeitsmarkt        

schnelle Integration: Zuwanderer haben nach 7 
(statt: 14) Jahren die gleichen Erwerbsquoten wie 
Einheimische, der Abstand zwischen den Erwerbs-
losenquoten wird halbiert 

±0,0 -0,1 -0,2 -0,3 -0,4 -0,5 -0,5 

sofortige Integration: Zuwanderer haben sofort die 
gleichen Erwerbsquoten und Erwerbslosenquoten 
wie Einheimische 

-0,1 -0,3 -0,5 -0,7 -0,9 -1,0 -1,1 

hohe Frauenerwerbsbeteiligung: Frauenerwerbs-
quote erreicht bis 2030 97% (statt 95%) und bis 
2060 98,5% der Quoten der Männer; das durch-
schnittliche Arbeitsvolumen steigt von derzeit 
1.350 auf 1.500 Stunden 2050 (statt konstant 
1.350 Stunden) 

-0,1 -0,3 -0,3 -0,4 -0,5 -0,5 -0,6 

niedrige Erwerbslosenquote: ungünstige Rückwir-
kungen steigender Beitragssätze werden halbiert 
(2030: 3,9% statt 4,6%; 2045: 4,7% statt 7,1%) 

±0,0 -0,5 -1,4 -1,7 -1,6 -1,5 -1,5 

Variation der Lebensarbeitszeit        

dynamische Altersgrenze: ab 2032 Erhöhung der 
Regelaltersgrenze um vier Monate je Jahr längerer 
Lebenserwartung (2060: 70 Jahre) (Lebensarbeits-
zeit erhöht sich um 9 Monate je Jahr der Anhebung 
der Regelaltersgrenze) 

±0,0 -0,1 -0,6 -1,2 -1,9 -2,3 -3,0 

Quelle: Werding/Läpple 2019, S. 37. 

Die zitierten Studien aus dem Jahr 2016 zur Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen enthalten 

auch Berechnungen zum Tragfähigkeitsindikator S2. Nach Werding (2016a) und dem Bundes-

ministerium der Finanzen (2016) müsste im Fall der pessimistischen Basisvariante T- der pri-

märe Finanzierungssaldo der öffentlichen Haushalte ab sofort und dauerhaft um 3,8% verbes-

sert werden, um die künftigen Ausgaben und den Schuldenstand des Basisjahres durch Ein-

nahmen zu decken; in der optimistischen Basisvariante T+ wären es lediglich 1,2% (Tabelle 10 



DEMOGRAPHIE UND SOZIALE SICHERUNG 

63 

 

und Tabelle 11). Beim gleichen Ende des Vorausberechnungszeitraums42 im Jahr 2060 ermit-

teln Aretz et al. (2016) und Werding (2016b) eine Tragfähigkeitslücke von 3,6% (Tabelle 12). 

Bei einem Vorausberechnungszeitraum bis 2080 ist infolge der weiteren demographischen 

Entwicklung die Tragfähigkeitslücke mit 4,2% höher. 

Tabelle 10: Unterschiede zwischen der pessimistischen und optimistischen Basis-

variante der Tragfähigkeitsanalyse von Werding (2016a) 

Variante S2 

pessimistische Basisvariante T- 3,81% 

geringerer Anstieg der Lebenserwartung: Anstieg der Lebenserwartung ab Geburt bis 2060 
auf 84,8 / 88,8 Jahre (statt auf 86,7 / 90,4 Jahre) für Jungen / Mädchen 

3,36% 

steigende Fertilität: Anstieg der Geburtenrate bis 2028 auf 1,6 (statt konstant 1,4) 3,38% 

höhere Zuwanderung: Wanderungssaldo +200.000 (statt +100.000) nach 2020 (Zugewan-
derte entsprechen im Durchschnitt der bereits ansässigen Bevölkerung) 

2,64% 

längere Lebensarbeitszeit: Anstieg des effektiven Renteneintrittsalters von 2012 bis 2037 
um zwei Jahre (statt ein Jahr) 

2,61% 

geringere Erwerbslosigkeit I: Anstieg der Erwerbslosenquote bis 2021 auf 4,0% (statt An-
stieg bis 2030 auf 5,5%) 

1,96% 

geringere Erwerbslosigkeit II: Rückgang der Erwerbslosenquote bis 2030 auf 3,0% 1,30% 

höheres Produktivitätswachstum (= optimistische Basisvariante T+): 
Wachstum der totalen Faktorproduktivität um 1,125% jhrl. (statt 0,875%) 

1,21%a 

a Werding (2016a, S. 73) gibt demgegenüber 1,22% an. 

Anmerkung: S2: konstante Verbesserung des primären Finanzierungssaldos (ohne Zinszahlungen) der 
öffentlichen Haushalte in Prozent des Bruttoinlandsprodukts, die ab sofort und dauerhaft erreicht wer-
den muss, um alle künftigen Ausgaben und den Schuldenstand im Basisjahr durch Einnahmen zu de-
cken; die ermittelten Werte ergeben sich durch sukzessive Änderungen aller Einzelannahmen. 

Quelle: Werding 2016a, S. 63f., 69 und E-Mail der Ruhr-Universität Bochum vom 18. Februar 
2019. 

Die zitierten Studien zur Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen aus dem Jahr 2016 analysie-

ren zudem den Einfluss der Variation verschiedener Annahmen auf den Tragfähigkeitsindika-

tor (Tabelle 10, Tabelle 11, Tabelle 12): 

 Demographische Annahmen: Eine geringere bzw. höhere Fertilität beeinflusst die Tragfä-
higkeitslücke nur wenig und ist hinsichtlich der Richtung nicht eindeutig. Ein Anstieg der 
Geburtenrate bis 2028 auf 1,6 reduziert erst sehr langfristig ab etwa 2055 die öffentlichen 
Ausgaben in Relation zum Bruttoinlandsprodukt; dies liegt an den zunächst anfallenden 
höheren öffentlichen Ausgaben für Kinderbetreuung, Bildung und familienpolitische Leis-
tungen (Werding 2016a, S. 67f.; auch Aretz et al. 2016, S. 25). Eine geringere 

––– 

42 Gleichwohl wird für die Berechnung der Tragfähigkeitslücke von einem unendlichen Zeithorizont ausgegangen, allerdings 
wird für die fernere Zukunft die Projektion für das angegebene Endjahr der Vorausberechnung übernommen. 
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Lebenserwartung und eine höhere Zuwanderung vermindern die Tragfähigkeitslücke spür-
bar (und umgekehrt). Haben die Zugewanderten die gleichen alters- und geschlechtsspe-
zifischen Ausgabenprofile wie die bereits Ansässigen (Werding 2016a, S. 63f., 69), dann 
ist der Effekt etwas größer als bei ungünstigeren Ausgabenprofilen (Aretz et al. 2016, S. 9, 
34).43 

 Annahmen zum Arbeitsmarkt: Eine Reduktion der Erwerbslosigkeit vermindert die Tragfä-
higkeitslücke deutlich (und umgekehrt).44 Auch eine höhere Frauenerwerbsbeteiligung ver-
mindert die Tragfähigkeitslücke spürbar (und umgekehrt). Dabei sind höhere öffentliche 
Ausgaben für Kinderbetreuung und Pflege (infolge eines höheren Anteils Pflegebedürftiger 
in stationären Einrichtungen) sowie langfristig höhere Rentenansprüche der Frauen bereits 
berücksichtigt (Aretz et al. 2016, S. 26; Werding 2016a, S. 89). Ein höheres berufliches Qua-
lifikationsniveau würde die Tragfähigkeitslücke sogar etwas erhöhen. Dies liegt an den hö-
heren öffentlichen Ausgaben für Bildung und höheren Rentenanpassungen infolge eines 
stärkeren Anstiegs der Entgelte (Werding 2016a, S. 89). 

 Ökonomische Annahmen: Ein höheres Produktivitätswachstum reduziert die Tragfähig-
keitslücke, allerdings eher geringfügig (und umgekehrt). Der Effekt ist gering, da mit einer 
verbesserten Produktivität neben der Arbeitsproduktivität und den Löhnen auch die öffent-
lichen Ausgaben zunehmen (Aretz et al. 2016; S. 28, Werding 2016a, S. 69f., 73f.). Eine Va-
riation der Annahmen zum Realzins hat nur geringe Auswirkungen auf die Tragfähigkeits-
lücke und ist hinsichtlich der Richtung nicht eindeutig. Dies liegt daran, dass der Zins zur 
Berechnung der Tragfähigkeitslücke mehrere Funktionen hat, deren Effekte sich tendenzi-
ell neutralisieren (Aretz et al. 2016, S. 28; Werding 2016a, S. 75). Die geringe Zinssensitivi-
tät ist eine wünschenswerte Eigenschaft der Tragfähigkeitslücke (Werding 2016a, S. 75), 
da deren Berechnung damit weitgehend immun gegenüber der (weitgehend willkürlichen) 
Annahme zum Zins ist. 

 Annahmen zu den Gesundheitskosten: In den Basisvarianten und -szenarien der 2016 
publizierten Vorausberechnungen wird jeweils davon ausgegangen, dass die Struktur der 
geschlechts- und altersspezifischen öffentlichen Ausgaben für Gesundheit und Pflege un-
verändert bleibt. Dies führt - auch ohne Berücksichtigung allgemeiner Kostensteigerun-
gen - bei einer steigenden Lebenserwartung zu einer Erhöhung der durchschnittlichen Pro-
Kopf-Ausgaben. Falls mit steigender Lebenserwartung die mit dem Alter steigenden Aus-
gaben später einsetzen („gesundes Altern“), so reduziert dies die Tragfähigkeitslücke sehr 
deutlich. Umgekehrt führt ein genereller überproportionaler Anstieg der Gesundheitsaus-
gaben etwa infolge des medizinischen Fortschritts zu einer sehr deutlichen Erhöhung der 
Tragfähigkeitslücke. 

––– 

43 Nach der Generationenbilanzierung von Bonin (2014; 2015) (Unterabschnitt 2.3.1.1) hängen die fiskalischen Konsequenzen 
von Zuwanderung wesentlich von der (Qualifikations-)Struktur der Zugewanderten ab. 

44 Varianten mit einer endogenen Erwerbslosenquote berücksichtigen, dass die künftig höheren Beitragssätze zur Sozialversi-
cherung die Erwerbslosenquote erhöhen, berücksichtigen jedoch - entsprechend einer Rechenkonvention - nicht die Reduk-
tion der Tragfähigkeitslücke aufgrund der höheren Beitragssätze. Insoweit handelt es sich um kontradiktorische Szenarien. 
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 Annahmen zur Lebensarbeitszeit: Eine Verlängerung der Lebensarbeitszeit würde zu-
nächst die öffentlichen Ausgaben in Relation zum Bruttoinlandsprodukt (Ausgabenquote) 
reduzieren. Allerdings stehen einer verlängerten Lebensarbeitszeit später auch höhere 
Rentenansprüche gegenüber, was langfristig der Reduktion der Ausgabenquote partiell 
entgegenwirkt. Daher hängt der projizierte Effekt einer verlängerten Lebensarbeitszeit auf 
die Tragfähigkeitslücke auch davon ab, inwieweit bis zum Ende des Vorausberechnungs-
zeitraums, ab dem für die fernere Zukunft Konstanz angenommen wird, die höheren Ren-
tenansprüche bereits realisiert werden. Nach den vorliegenden Studien vermindert eine 
Verlängerung der Lebensarbeitszeit zwar die Tragfähigkeitslücke (und umgekehrt), aller-
dings ist das angegebene Ausmaß sehr unterschiedlich: Nach Werding (2016a, S. 69) be-
wirkt - bei gegebener Regelaltersgrenze - eine Erhöhung der Lebensarbeitszeit um ein zu-
sätzliches Jahr bis 2031 eine Reduktion der Tragfähigkeitslücke lediglich um 0,03 Prozent-
punkte, nach Werding (2016b, S. 29) hingegen würde eine sofortige Rückkehr zur Regelal-
tersgrenze von 65 Jahren und einer damit verbundenen Reduktion der Lebensarbeitszeit 
um anderthalb Jahre die Tragfähigkeitslücke um 1,2 Prozentpunkte erhöhen. Zudem 
würde nach Werding (2016b, S. 29) eine weitere Anhebung der Regelaltersgrenze um einen 
Monat jährlich ab 2031 bis 2060 bzw. 2080 verbunden mit einer Verlängerung der Lebens-
arbeitszeit um neun Monate je Jahr der Erhöhung der Regelaltersgrenze die Tragfähigkeits-
lücke um rund einen Prozentpunkt vermindern. 

 

Tabelle 11: Sensitivitätsanalysen für die Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen 

nach Werding (2016a) 

Variante S2 

 T- T+ 

Basisvariante 3,81% 1,22%a 

Variation der Annahmen zum Arbeitsmarkt   

geringere Erwerbslosigkeit: Erwerbslosenquote ab 2030 um 0,8 Prozentpunkte 
geringer (statt 5,5% bzw. 3,0%) 

3,40% 0,79% 

höhere Erwerbslosigkeit: Erwerbslosenquote ab 2030 um 0,8 Prozentpunkte hö-
her (statt 5,5% bzw. 3,0%) 

4,21% 1,64% 

endogene Erwerbslosigkeit: Berücksichtigung von Rückwirkungen steigender 
Beitragssätze zur Sozialversicherung auf Beschäftigung und Wachstum (jedoch 
ohne Berücksichtigung der Auswirkungen höherer Beitragssätze auf die Einnah-
men) 

4,01% 2,53% 

höhere Frauenerwerbsbeteiligung: Erwerbsbeteiligung von Frauen von 15 bis 
64 Jahren erreicht bis 2030 97,5% und bis 2060 99% der Erwerbsquoten gleichalt-
riger Männer (statt 95,5% und 97% in den Basisvarianten) 

3,63% 1,04% 

höhere berufliche Qualifikationen: Anteil der Hochschulabsolventen eines Jahr-
gangs steigt von derzeit 30% bis 2060 kontinuierlich auf 38%, konstanter Anteil 
derjenigen mit Berufsausbildung, Anteil derjenigen ohne beruflichen Abschluss 
sinkt von 14%b auf 6% (statt Konstanz in den Basisvarianten) 

4,03% 1,42% 
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Variante S2 

 T- T+ 

Variation ökonomischer Annahmen   

höheres Produktivitätswachstum: Wachstum der totalen Faktorproduktivität ab 
2020 um 0,4 Prozentpunkte jhrl. höher (statt 0,875% bzw. 1,275% jhrl. in den Ba-
sisvarianten) 

3,80% 1,11% 

geringeres Produktivitätswachstum: Wachstum der totalen Faktorproduktivität 
ab 2020 um 0,4 Prozentpunkte jhrl. geringer (statt 0,875% bzw. 1,275% jhrl. in den 
Basisvarianten) 

3,84% 1,33% 

höherer Zins: Realzins ab 2020 um 0,6 Prozentpunkte jhrl. höher als in den Basis-
varianten (statt 3,0% jhrl. ab 2026 in den Basisvarianten) 

3,69% 1,27% 

geringerer Zins I: Realzins ab 2020 um 0,6 Prozentpunkte jhrl. geringer als in den 
Basisvarianten (statt 3,0% jhrl. ab 2026 in den Basisvarianten) 

3,97% 1,18% 

geringerer Zins II: Realzins steigt bis 2060 auf 3,0% jhrl. (statt 3,0% jhrl. ab 2026 
in den Basisvarianten) 

3,84% 1,14% 

geringerer Zins III: Realzins bleibt konstant bei 1,5% jhrl. (statt 3,0% jhrl. ab 2026 
in den Basisvarianten) 

4,27% 1,19% 

Variation der Gesundheitskosten   

gesundes Altern: Streckung der Altersprofile der Gesundheitsausgaben und Ver-
schiebung der geschlechts- und altersspezifischen Anteile der Pflegebedürftigen 
mit jedem Jahr zusätzlicher Lebenserwartung um 9 Monate 

2,69% 0,31% 

nicht-demographische Kostentreiber: Alters- und geschlechtsspezifische Ge-
sundheitsausgaben steigen um 0,5 Prozentpunkte jhrl. stärker 
(Basisvariante: wie die Wachstumsrate des Bruttoinlandsprodukts pro Kopf) 

5,00% 2,47% 

gesundes Altern und nicht-demographische Kostentreiber: Kombination der bei-
den vorstehenden Varianten 

3,76% 1,45% 

inflationsorientierte Anpassung der Pflegeleistungen: Fortschreibung der Kosten 
je Pflegefall mit der Inflationsrate (statt mit dem Lohnwachstum) 

3,19% 0,63% 

Variation der Lebensarbeitszeit   

fortgesetzte Verlängerung der Lebensarbeitszeit: weiterer Anstieg der Lebensar-
beitszeit von 2030 bis 2060 um weitere ein bzw. gut zwei Jahre auf zuletzt rund 
67 Jahre (T-) bzw. 69,5 Jahre (T+) 

3,37% 0,60% 

a Werding 2016a, S. 69 gibt demgegenüber 1,21% an. 
b Werding 2016a, S. 88 nennt irrtümlich 19% (E-Mail der Ruhr-Universität Bochum vom 27. Februar 

2019). 

Anmerkung: S2: konstante Verbesserung des primären Finanzierungssaldos (ohne Zinszahlungen) der 
öffentlichen Haushalte in Prozent des Bruttoinlandsprodukts, die ab sofort und dauerhaft erreicht wer-
den muss, um alle künftigen Ausgaben und den Schuldenstand im Basisjahr durch Einnahmen zu de-
cken; T-: pessimistische Basisvariante; T+: optimistische Basisvariante; jhrl.: jährlich. 

Quelle: Werding (2016a, S. 69f., 73, 76, 79, 81, 86, 88, 92, 94, 101) und E-Mail der Ruhr-
Universität Bochum vom 27. Februar 2019. 
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Tabelle 12: Sensitivitätsanalysen für die Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen 

nach Aretz et al. (2016) und Werding (2016b) 

Variante S2 

 2060a 2080a 

Basisszenario 3,60% 4,15% 

Variation demographischer Annahmen   

geringere Fertilität: Reduktion der Geburtenrate bis 2060 auf 1,2 (statt konstant 
1,4) 

3,40% 4,02% 

höhere Fertilität: Anstieg der Geburtenrate bis 2030 auf 1,6 (statt konstant 1,4) 3,76% 4,02% 

geringerer Anstieg der Lebenserwartung: Anstieg der Lebenserwartung ab Geburt 
bis 2060 auf 82,9 / 87,2 Jahre (statt auf 84,8 / 88,8 Jahre) für Jungen / Mädchen 

3,08% 3,48% 

höherer Anstieg der Lebenserwartung: Anstieg der Lebenserwartung ab Geburt 
bis 2060 auf 86,7 / 90,4 Jahre (statt auf 84,8 / 88,8 Jahre) für Jungen / Mädchen 

4,11% 4,85% 

geringere Zuwanderung: Wanderungssaldo ±0 jhrl. ab 2023 (statt +100.000 jhrl. ab 
2021)b 

4,15% 4,70% 

höhere Zuwanderung: Wanderungssaldo +200.000 jhrl. ab 2019 (statt +100.000 
jhrl. ab 2021)b 

3,04% 3,62% 

Variation der Annahmen zum Arbeitsmarkt   

geringere Erwerbslosigkeit: Verminderung der Erwerbslosenquote um 1,5 Prozent-
punkte ab 2030 gegenüber dem Basisszenario 

2,65% 3,17% 

höhere Erwerbslosigkeit: Erhöhung der Erwerbslosenquote um 1,5 Prozentpunkte 
ab 2030 gegenüber dem Basisszenario 

4,51% 5,09% 

endogene Erwerbslosigkeit: Berücksichtigung von Rückwirkungen steigender Bei-
tragssätze zur Sozialversicherung auf Beschäftigung und Wachstum (jedoch ohne 
Berücksichtigung der Auswirkungen höherer Beitragssätze auf die Einnahmen) 

4,94% 5,70% 

konstante Frauenerwerbsbeteiligung: Frauenerwerbsbeteiligung bleibt auf dem 
derzeitigen Niveau von 91,5% der Erwerbsquote der Männer 

4,01% 4,61% 

höhere Frauenerwerbsbeteiligung: Frauenerwerbsbeteiligung steigt auf 98% der 
Erwerbsquote der Männer 

3,30% 3,82% 

Variation ökonomischer Annahmen   

geringeres Produktivitätswachstum: Wachstum der totalen Faktorproduktivität 
um 0,5 Prozentpunkte jhrl. geringer (statt 0,75% jhrl. ab 2020) 

3,80% 4,38% 

höheres Produktivitätswachstum: Wachstum der totalen Faktorproduktivität um 
0,5 Prozentpunkte jhrl. höher (statt 0,75% jhrl. ab 2020) 

3,43% 3,97% 

geringerer Zins: Realzins um 0,5 Prozentpunkte jhrl. geringer als im Basisszenario 3,66% 4,41% 

höherer Zins: Realzins um 0,5 Prozentpunkte jhrl. höher als im Basisszenario 3,60% 4,03% 
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Variation der Gesundheitskosten   

gesundes Altern: Streckung der Altersprofile der Gesundheitsausgaben mit jedem 
Jahr zusätzlicher Lebenserwartung um ein Jahr 

2,31% 2,60% 

nicht-demographische Kostentreiber: Alters- und geschlechtsspezifische Gesund-
heitsausgaben steigen um 1,0 Prozentpunkte jhrl. stärker (Basisszenario: wie die 
Wachstumsrate des Bruttoinlandsprodukts pro Kopf) 

6,64% 8,29% 

gesundes Altern und nicht-demographische Kostentreiber: Streckung der Alters-
profile der Gesundheitsausgaben mit jedem Jahr zusätzlicher Lebenserwartung 
um 9 Monate und alters- und geschlechtsspezifische Gesundheitsausgaben stei-
gen um 0,5 Prozentpunkte jhrl. stärker (Basisszenario: wie die Wachstumsrate des 
Bruttoinlandsprodukts pro Kopf) 

3,88% 4,58% 

Variation der Lebensarbeitszeit   

Regelaltersgrenze 65: Sofortige Rückkehr zur Regelaltersgrenze von 65 Jahren 
(anstelle der sukzessiven Erhöhung der Regelaltersgrenze auf 67 Jahre ab dem 
Geburtsjahrgang 1964) 

4,8% 5,4% 

weitere Anhebung der Regelaltersgrenze: ab 2031 weitere Erhöhung der Regelal-
tersgrenze um einen Monat jährlich, so dass sie 2060 gut 69 Jahre und 2080 rund 
71 Jahre beträgt (Lebensarbeitszeit erhöht sich um 9 Monate je Jahr der Anhe-
bung der Regelaltersgrenze) 

2,7% 3,1% 

a Endjahr der Vorausberechnung, ab dem Konstanz unterstellt wird. 
b Alters- und geschlechtsspezifische Erwerbsquoten der Zugewanderten erreichen nach 

13 Jahren das Niveau der im Inland lebender AusländerInnen; Erwerbslosenquote der Aus-
länderInnen höher als jene der Deutschen. 

Anmerkung: S2: konstante Verbesserung des primären Finanzierungssaldos (ohne Zinszahlungen) der 
öffentlichen Haushalte in Prozent des Bruttoinlandsprodukts, die ab sofort und dauerhaft erreicht wer-
den muss, um alle künftigen Ausgaben und den Schuldenstand im Basisjahr durch Einnahmen zu de-
cken; jhrl.: jährlich. 

Quelle: Aretz et al. (2016, S. 9, 24, 28f., 34), Werding (2016b, S. 2, 11, 29) und E-Mail 
der Ruhr-Universität Bochum vom 18. Februar 2019. 

Aretz et al. (2016, S. 16f.) projizieren für die Beitragssätze zur Sozialversicherung einen An-

stieg von 39% im Jahr 2014 auf 48,1% im Jahr 2060 und auf 49,1% im Jahr 2080 (Tabelle 13). 

Werding (2018, S. 16f.) und Werding/Läpple (2019, S. 36) projizieren - insbesondere aufgrund 

der Annahme einer endogenen Erwerbslosenquote - deutlich höhere Beitragssätze zur Sozial-

versicherung. Nach Werding (2018, S. 16f.) führt eine vergleichsweise „junge“ Bevölkerung erst 

ab etwa 2060 zu einem deutlich geringeren Anstieg der Beitragssätze, und umgekehrt für eine 

vergleichsweise „alte“ Bevölkerung erst ab etwa 2060 zu einem deutlich höheren Anstieg der 

Beitragssätze. Änderungen in der demographischen Entwicklung haben also erst langfristig 

spürbare Auswirkungen auf die sozialen Sicherungssysteme. 
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Tabelle 13: Summe der Beitragssätze zur Sozialversicherung nach verschiedenen 

Tragfähigkeitsanalysen im Zeitverlauf 

Studie und Variante 2020 2030 2040 2050 2060 2070 2080 

Aretz et al. (2016): Basisszenario 40,3% 42,8% 45,5% 47,0% 48,1% 48,8% 49,1% 

Werding  Referenzvariante 40,2% 44,2% 48,8% 52,0% 54,7% 57,1% 59,3% 

(2018)  „junge“ Bevölkerunga   48,3%  52,1%  54,7% 

 „alte“ Bevölkerungb   49,0%  57,8%  65,2% 

Werding/Läpple (2019): Referenz-
variante 

40,4% 44,8% 49,6% 53,1% 56,0% 58,4% 60,6% 

a Geburtenrate 1,6 ab 2020 statt 1,4; Anstieg der Lebenserwartung um knapp 6 Monate je Dekade ge-
ringer; „langfristiger“ Wanderungssaldo +200.000 statt +150.000 jährlich. 

b Geburtenrate 1,2 ab 2020 statt 1,4; Anstieg der Lebenserwartung um knapp 6 Monate je Dekade mehr; 
„langfristiger“ Wanderungssaldo +100.000 statt +150.000 jährlich. 

Anmerkung: gesetzliche Krankenversicherung: zur Finanzierung der Ausgaben (unter Berücksichtigung 
des Bundeszuschusses in konstanter Höhe) erforderlicher Beitragssatz (allgemeiner Beitragssatz und 
durchschnittlicher kassenindividueller Zusatzbeitragssatz); soziale Pflegeversicherung: zur Finanzie-
rung der Ausgaben erforderlicher durchschnittlicher Beitragssatz für Personen mit und ohne Kind. 

Quelle: Aretz et al. 2016, S. 16f.; Werding 2018, S. 16; Werding/Läpple 2019, S. 36; E-Mail 
der Ruhr-Universität Bochum vom 18. Februar 2019; eigene Berechnungen. 

Tabelle 14: Durchschnittliche Beitragssätze zur Sozialversicherung während eines 

idealtypischen Erwerbslebens nach Werding/Läpple (2019) 

Geburtsjahr 
Erwerbsleben Durchschnittlicher 

Zeitraum Dauer Beitragssatz 

1940 1960 bis 2005 45 Jahre 34,2% 

1950 1970 bis 2015 45,33 Jahre 37,4% 

1960 1980 bis 2026 46,33 Jahre 39,5% 

1970 1990 bis 2037 47 Jahre 41,6% 

1980 2000 bis 2047 47 Jahre 44,1% 

1990 2010 bis 2057 47 Jahre 47,1% 

2000 2020 bis 2067 47 Jahre 50,7% 

2010 2030 bis 2077 47 Jahre 54,1% 

Anmerkung: Referenzvariante. 

Quelle: Werding/Läpple 2019, S. 2. 

Anhand der bisherigen und projizierten Entwicklung der Beitragssätze ermitteln Wer-

ding/Läpple (2019, S. 21) die durchschnittlichen Beitragssätze verschiedener 
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Geburtsjahrgänge während eines idealtypischen Erwerbslebens (Tabelle 14). Diese durch-

schnittlichen Beitragssätze interpretieren sie als Indiz für intergenerationale (Un-)Gerechtig-

keit. Danach steigt ausgehend vom Geburtsjahrgang 1940 der durchschnittliche Beitragssatz 

während des Erwerbslebens von 34,2% weitgehend sukzessive bis zum Geburtsjahrgang 2010 

auf 54,1%. 

2.3.2 Vorausberechnungen für einzelne soziale Sicherungssysteme 

Vom anstehenden demographischen Wandel sind die Rentenversicherung und die Kran-

ken- und Pflegeversicherung besonders betroffen. In den drei folgenden Unterabschnit-

ten 2.3.2.1, 2.3.2.2 und 2.3.2.3 wird ein Überblick über Vorausberechnungen für die drei Sozi-

alversicherungszweige gegeben. 

2.3.2.1 Rentenversicherung 

In der gesetzlichen Rentenversicherung waren Ende 2016 etwa 37,6 Mio. Personen (aktiv) ver-

sichert (Tabelle 15); der Beitragssatz beläuft sich seit 2018 auf 18,6%. Die Beiträge (ohne Bei-

träge des Bundes für Kindererziehungszeiten) machen etwa 71% der Einnahmen der gesetzli-

chen Rentenversicherung aus, die Bundesmittel etwa 29%. Hinzu kommen noch Erstattungen 

des Bundes nach dem Anspruchs- und Anwartschaftsüberführungsgesetz (AAÜG) für Ansprü-

che und Anwartschaften aus Zusatz- und Sonderversorgungssystemen der ehemaligen DDR 

(2017: 5,3 Mrd. EUR). Auf die Finanzierung der 25,6 Mio. Renten (Ende 2017) - überwiegend 

Altersrenten - und des Zuschusses zur Krankenversicherung der RentnerInnen entfallen über 

96% der Ausgaben in Höhe von 299 Mrd. EUR. Hinzu kommen die Ausgaben für Rehabilitation 

in Höhe von 6,4 Mrd. EUR (2,1%) und für Verwaltung in Höhe von 4 Mrd. EUR bzw. 1,4% an allen 

Ausgaben. 
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Regelsysteme der Alterssicherung jenseits der gesetzlichen Rentenversicherung (1) 

Beamte: Als gesondertes Regelsystem der Alterssicherung für Beamte (einschließlich Rich-

ter/innen und Soldatinnen und Soldaten) von Bund, Ländern, Kommunen und Sozialversiche-

rungen gibt es die Beamtenversorgung. Mitte 2014 gab es insgesamt 1,79 Mio. aktive Beamte, 

davon 69% bei den Ländern (Deutscher Bundestag 2016b, S. 25f.). Anfang 2015 wurden etwa 

1,25 Mio. VersorgungsempfängerInnen ab 65 Jahren alimentiert, davon 54% von den Ländern 

(Deutscher Bundestag 2016b, S. 27). Für die Versorgungsleistungen (ohne Beihilfe) wurden im 

Jahr 2014 knapp 46 Mrd. EUR (Beihilfe: 9 Mrd. EUR) aufgewendet, davon etwa 22 Mrd. EUR 

(Beihilfe: 4,4 Mrd. EUR) von den Ländern (Deutscher Bundestag 2016b, S. 30f.). Bund und Län-

der speisen mit der Versorgungsrücklage einen Kapitalstock zur partiellen Finanzierung künf-

tiger Versorgungsleistungen (einschließlich Beihilfe). Der Bund füllt sie bis 2031 (§ 14a 

BBesG), um anschließend bis 2046 den Bundeshaushalt von der Finanzierung der Versor-

gungsleistungen zu entlasten (§ 7 VersRücklG). Seit 2007 wird für neu berufene Bundesbe-

amte mit dem Versorgungsfonds ein Kapitalstock zur partiellen Finanzierung ihrer Versor-

gungsleistungen (einschließlich Beihilfe) ab 2020 aufgebaut (§ 14, § 17 VersRücklG). Inzwi-

schen sind dem auch einige Länder gefolgt (Deutscher Bundestag 2016b, S. 30). Ende 2017 

betrug die Versorgungsrücklage des Bundes 12,1 Mrd. EUR, der Versorgungsfonds des Bundes 

enthielt 3,8 Mrd. EUR (jeweils ohne mittelbare Bundesverwaltung) (Bundesministerium der Fi-

nanzen 2018, S. 31). 

Haug (2018, S. 88f.) beziffert Ende 2015 bei einem nominalen Diskontsatz von 5% den Gegen-

wartswert der Anwartschaften auf eine Alterssicherung der Beamtenversorgung auf 1,2 Billio-

nen Euro bzw. 41% des Bruttoinlandsprodukts. Allein für den Bund (ohne mittelbare Bundes-

verwaltung) gibt das Bundesministerium der Finanzen (2018, S. 27) bei einem Diskontsatz von 

1,8% (2,47%) den Gegenwartswert der Anwartschaften auf Pensionsleistungen mit 520 Mrd. 

EUR (460 Mrd. EUR) an; hinzu kommen 167 Mrd. EUR (143 Mrd. EUR) für Beihilfeleistungen. 

Dabei sind die genannten Gegenwartswerte sehr sensitiv gegenüber dem angenommenen Dis-

kontsatz. Die Bundesregierung projiziert bis 2050 einen mit 0,19% unveränderten Anteil der 

Versorgungsausgaben für den unmittelbaren Bundesbereich am Bruttoinlandsprodukt und 

stark rückläufige Versorgungsausgaben in den Bereichen Bahn und Post (von 0,3% auf 0,1% 

des Bruttoinlandsprodukts) (Deutscher Bundestag 2017a, S. 81f.).45 Das Bundesministerium 

der Finanzen (2016, S. 16) und Werding (2016a, S. 144) projizieren einen Anstieg aller Versor-

gungsleistungen (einschließlich Beihilfe) von 2,1% im Jahr 2015 sukzessive auf 2,7% bis 3,5% 

bis 2060 (vgl. auch Unterabschnitt 2.3.1.2).46 
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Regelsysteme der Alterssicherung jenseits der gesetzlichen Rentenversicherung (2) 

Freie Berufe: Als gesondertes Regelsystem der Alterssicherung für die verkammerten Freien 

Berufe (insb. Ärztinnen und Ärzte, Rechtsanwältinnen und -anwälte) gibt es 90 berufsständi-

sche Versorgungswerke mit 996.000 Mitgliedern, davon 836.000 BeitragszahlerInnen (Ende 

2016) (https://www.abv.de/daten-und-fakten.html). Die Finanzierung erfolgt in einer Mi-

schung aus Umlage und Kapitaldeckungsverfahren ohne öffentliche Zuschüsse47. Im Jahr 

2016 hatten sie Beitragseinnahmen in Höhe von 9,5 Mrd. EUR und Vermögenserträge in Höhe 

von 7,7 Mrd. EUR (Vermögen: 196,2 Mrd. EUR) (https://www.abv.de/verlaessliche-struk-

tur.html). Die Ausgaben für die Renten an die 243.000 RentnerInnen beliefen sich auf 5,4 Mrd. 

EUR (https://www.abv.de/verlaessliche-struktur.html). 

Landwirte: Als gesondertes Regelsystem der Alterssicherung gibt es die Alterssicherung der 

Landwirte, die als Teilsicherung konzipiert ist. Im Jahr 2017 gab es 196.000 Versicherte und 

588.000 RentnerInnen (Sozialversicherung für Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau 2018, S. 

4). Von den Ausgaben in Höhe von 2,8 Mrd. EUR wurden 2,3 Mrd. EUR vom Bund finanziert 

(Sozialversicherung für Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau 2018, S. 5). 

  

––– 

45 Die zugrunde liegenden Annahmen erscheinen allerdings eher optimistisch. So wird angenommen, dass - jenseits des Bun-
deseisenbahnvermögens und der Postnachfolgeunternehmen, die keine neuen Beamten berufen - nur die Hälfte aller Stellen 
wieder besetzt wird (Deutscher Bundestag 2017a, S. 70). Zudem wird davon ausgegangen, dass sich die höhere Lebenswar-
tung von 60-Jährigen Beamtinnen und Beamten gegenüber der Bevölkerung insgesamt bis 2060 auf rund ein halbes Jahr 
halbiert (Deutscher Bundestag 2017a, S. 71). 

46 Für eine ältere Projektion ausgehend vom Basisjahr 2009 zur Beamtenversorgung und Beihilfe von Bund und Ländern vgl. 
Benz (2015). 

47  Beiträge zu den berufsständischen Versorgungswerken und zur Alterssicherung der Landwirte mindern analog der Beiträge 
zur gesetzlichen Rentenversicherung begrenzt als Sonderausgaben das zu versteuernde Einkommen (§ 10 EStG). 
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Tabelle 15: Eckdaten zur gesetzlichen Rentenversicherung 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

a Außerdem erstattet der Bund die Ausgaben nach dem Anspruchs- und Anwartschaftsüberführungs-
gesetz (AAÜG) für Ansprüche und Anwartschaften aus Zusatz- und Sonderversorgungssystemen der 
ehemaligen DDR (2017: 5,3 Mrd. EUR). 

Anmerkung: Aktiv Versicherte: Versicherte, die am Stichtag eine rentenrechtliche Zeit oder einen Son-
dertatbestand aufweisen; KVdR: Krankenversicherung der RentnerInnen. 

Quelle: Beitragssatzverordnung; Deutsche Rentenversicherung Bund (2018, S. 15, 188f., 220, 
242f., 247, 258, 262); eigene Berechnungen. 

Merkmal Wert 

Aktiv Versicherte (Ende 2016) 37,6 Mio. 

Renten (Ende 2017) 25,6 Mio. 

davon: Altersrenten 18,2 Mio. 

davon: Erwerbsminderungsrenten 1,8 Mio. 

davon: Hinterbliebenenrenten 5,7 Mio. 

Bewilligte Rehabilitationsleistungen (2017) 1,4 Mio. 

Beitragssatz (seit 2018) 18,6% 

Rentenniveau netto vor Steuern (2017) 48,3% 

Einnahmen (2017) 299,5 Mrd. EUR 

davon: Beiträge (ohne Kindererziehungszeiten) 212,0 Mrd. EUR 

davon: Beiträge des Bundes 
für Kindererziehungszeiten 

13,2 Mrd. EUR 

davon: Bundeszuschüssea 73,0 Mrd. EUR 

Ausgaben (2017) 298,9 Mrd. EUR 

davon: Renten 268,9 Mrd. EUR 

davon: KVdR 19,1 Mrd. EUR 

davon: Rehabilitation 6,4 Mrd. EUR 

davon: Verwaltung und Verfahren 4,0 Mrd. EUR 
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Rentenanpassungen 

Die Renten der gesetzlichen Rentenversicherung werden jährlich zum 1. Juli regelgebunden 

angepasst.48 Sie erfolgt anhand von drei multiplikativ verknüpften Faktoren (§ 68 SGB VI): 

 Entgeltfaktor: Der Entgeltfaktor ist die Veränderung der durchschnittlichen beitragspflich-

tigen Entgelte (kurzfristig erfolgt die Rentenanpassung zunächst anhand der Veränderung 

der Bruttolöhne und -gehälter je ArbeitnehmerIn nach der Volkswirtschaftlichen Gesamt-

rechnung, diese Änderung wird jedoch jeweils im Folgejahr wieder neutralisiert). 

 Beitragssatzfaktor: Aufgrund des Beitragssatzfaktors führt eine Erhöhung des Beitragssat-

zes zu einer annähernd proportionalen Reduktion der Renten (und umgekehrt). 

 Nachhaltigkeitsfaktor: Durch den Nachhaltigkeitsfaktor führt eine Erhöhung des sogenann-

ten Rentnerquotienten zu einem Viertel zu einer Reduktion der Renten (und umgekehrt). 

Der Rentnerquotient ist das Verhältnis der Zahl der rechnerischen Standardrenten zur An-

zahl der rechnerischen beitragspflichtigen DurchschnittsverdienerInnen. Damit sollen ne-

ben dem Beitragssatzfaktor die RentnerInnen an den Lasten infolge des demographischen 

Wandels beteiligt werden. 

Anpassung der Beitragssätze zur Rentenversicherung und des Bundeszuschusses 

 Der Beitragssatz zur gesetzlichen Rentenversicherung wird zum 1. Januar angepasst, falls 

bei unverändertem Beitragssatz zum Ende des Kalenderjahres die sogenannte Nachhaltig-

keitsrücklage 0,2 Monatsausgaben unter oder 1,5 Monatsausgaben überschreiten würde 

(§ 158 SGB VI). Dabei erfolgt jeweils eine Anpassung gerade in dem Ausmaß, das erfor-

derlich ist, um die genannten Restriktionen einzuhalten. 

 Der allgemeine und damit größte Teil des Bundeszuschusses wird regelgebunden entspre-

chend der Entwicklung der Bruttolöhne und -gehälter je ArbeitnehmerIn und mit der Ände-

rung des Beitragssatzes, der ohne den zusätzlichen Bundeszuschuss einschließlich Erhö-

hungsbetrag erforderlich wäre, angepasst (§ 213 Abs. 2 SGB VI). 

 Der zusätzliche Bundeszuschuss wird entsprechend der Änderung des in der jeweils aktu-

ellen Steuerschätzung prognostizierten Aufkommens aus der Umsatzsteuer (ohne Berück-

sichtigung von Anpassungen des Steuersatzes) fortgeschrieben (§ 213 Abs. 3 SGB VI). Der 

Erhöhungsbetrag zum zusätzlichen Bundeszuschuss wird entsprechend der Entwicklung 

der Summe der Bruttolöhne und -gehälter fortgeschrieben. 
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Haug (2018, S. 88f.) beziffert auf Grundlage eines nominalen Diskontsatzes von 5% den Ge-

genwartswert der Anwartschaften auf eine Alterssicherung aus der gesetzlichen Sozialversi-

cherung Ende 2015 auf 6,7 Billionen Euro bzw. 225% des Bruttoinlandsprodukts.49 Dabei ist 

das Ergebnis allerdings sehr sensitiv gegenüber dem angenommenen Diskontsatz. Eine Re-

duktion des Diskontsatzes um einen Prozentpunkt erhöht die Anwartschaften um etwa ein 

Fünftel. 

Vorausberechnungen zur Rentenversicherung50 beinhalten meist Angaben zum Beitragssatz 

und zum Sicherungsniveau vor Steuern (Rentenniveau)51. Diese beiden Größen werden daher 

in diesem Unterabschnitt bevorzugt als Vergleichsgrößen herangezogen.52 

Die Bundesregierung legt einmal jährlich mit dem Rentenversicherungsbericht eine amtliche 

Vorausberechnung für das laufende und die nächsten 14 Jahre vor (zu den Annahmen siehe 

Tabelle 19). Darauf aufbauend hat das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (2016) eine 

Vorausberechnung bis 2045 veröffentlicht (zu den Annahmen Tabelle 19). Die entsprechenden 

Vorausberechnungen hieraus und aus den letzten vier Rentenversicherungsberichten für Ren-

tenniveau und Beitragssatz zur gesetzlichen Rentenversicherung zeigt Abbildung 8. Danach 

sinkt das Rentenniveau von derzeit (2017) 48,3% weitgehend kontinuierlich, am stärksten zwi-

schen Mitte der 2020er und Mitte der 2030er Jahre, wenn die geburtenstarken Jahrgänge das 

Rentenalter erreichen. Im Verlauf der Rentenversicherungsberichte führten die Vorausberech-

nungen tendenziell zu immer höheren Rentenniveaus. Ausgehend vom gegenwärtigen Bei-

tragssatz von 18,6% wird ein weitgehend kontinuierlicher Anstieg projiziert, wiederum vor al-

lem von Mitte der 2020er bis Mitte der 2030er Jahre mit dem Erreichen des Rentenalters der 

geburtenstarken Jahrgänge. 

––– 

48 Die hier dargestellte Anpassung bezieht sich bis 2023 nur auf Westdeutschland und gilt bis dahin nur für rentenrechtliche 
Zeiten, die in Westdeutschland zurückgelegt wurden. Für Ostdeutschland erfolgt bis 2024 eine stufenweise Angleichung an 
das westdeutsche Niveau (§ 255a SGB VI). 

49 Außerdem beziffert er den Gegenwartswert der Anwartschaften auf eine betriebliche Altersversorgung staatlicher Träger auf 
113 Mrd. EUR bzw. 4% des Bruttoinlandsprodukts und auf eine betriebliche Altersversorgung nicht-staatlicher Träger auf 
639 Mrd. EUR bzw. 22% des Bruttoinlandsprodukts. 

50 Die Vorausberechnung von Kochskämper (2017b) bis 2045 wird aufgrund ihrer stark vereinfachenden Annahmen hier nicht 
berücksichtigt. Sie kommt in ihrem Status-quo-Szenario „Rente mit 67“ zu etwas günstigeren Ergebnissen (Beitragssatz 
2035: 21,8%; 2045: 22,6%; Rentenniveau 2045 über 44%) als die im Folgenden berücksichtigten Studien. 

51 Das Rentenniveau gibt die Rente nach 45 Jahren Beitragszahlung aus einem Durchschnittsverdienst ohne Abschläge nach 
Abzug von Beiträgen zur Kranken- und Pflegeversicherung in Relation zum Durchschnittsverdienst nach Anl. 10 SGB VI nach 
Abzug von Sozialversicherungsbeiträgen an. 

52 Die im Folgenden zitierten Vorausberechnungen berücksichtigen die 2018 beschlossene und Anfang 2019 in Kraft getretene 
Rentenreform noch nicht. Werding (2019) ermittelt - mit den gleichen Annahmen wie Werding (2018) (vgl. 
Unterabschnitt 2.3.1.2) (E-Mail der Ruhr-Universität Bochum vom 18. März 2019) - die Auswirkungen dieser Rentenreform 
bis 2045. 
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Neben den amtlichen Vorausberechnungen liegen weitere Projektionen vor, die über den 

15-jährigen Vorausberechnungszeitraum der Rentenversicherungsberichte hinausgehen. Teil-

weise versuchen die Studien, die Vorausberechnung aus dem jeweils letzten Rentenversiche-

rungsbericht zu replizieren und orientieren sich bei ihren Annahmen (Tabelle 19) an jenen der 

Rentenversicherungsberichte. Dies dürfte zumindest für die Deutsche Bundesbank (2016) (An-

passung an den Rentenversicherungsbericht 2015), Buslei (2017) (Anpassung an den Renten-

versicherungsbericht 2016) und Börsch-Supan/Rausch (2018) (Anpassung an den Rentenver-

sicherungsbericht 2017) gelten; deren Ergebnisse können daher nur eingeschränkt als Bestä-

tigung der amtlichen Vorausberechnungen aufgefasst werden. Diese Vorausberechnungen 

basieren ebenso wie die amtlichen Vorausberechnungen auf speziell für die Rentenversiche-

rung entwickelten Simulationsmodellen. Darüber hinaus liegt eine Vorausberechnung von Eh-

rentraut/Huschik et al. (2018) auf Basis des makroökonomischen Weltwirtschaftsmodells 

VIEW und des nationalen Sozialversicherungsmodells OCCUR von Prognos vor (Tabelle 19). 

Zudem liegen Vorausberechnungen von Werding (2016b; 2018) und Werding/Läpple (2019) 

vor, die auf dem Simulationsmodell von Werding (2013) basieren, dass er auch für die Analyse 

der Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen verwendet (siehe Unterabschnitt 2.3.1.2). Alle ge-

nannten Vorausberechnungen dürften die relevanten gesetzlichen Regelungen zur Rentenan-

passung (insbesondere Lohnfaktor, Beitragssatzfaktor, Nachhaltigkeitsfaktor, ggf. auch Nach-

haltigkeitsrücklage) berücksichtigen.  
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Abbildung 8: Amtliche Vorausberechnungen von Rentenniveau und Beitragssatz zur 

gesetzlichen Rentenversicherung 

 

 

Anmerkung: Das Rentenniveau gibt die Rente nach 45 Jahren Beitragszahlung aus einem Durchschnitts-
verdienst ohne Abschläge nach Abzug von Beiträgen zur Kranken- und Pflegeversicherung in Relation 
zum Durchschnittsverdienst nach Anl. 10 SGB VI nach Abzug von Sozialversicherungsbeiträgen an. 
Rentenversicherungsberichte jeweils mittlere Beschäftigungsentwicklung und mittlere Lohnvariante. 
Die Vorausberechnung im Rentenversicherungsbericht 2016 (Deutscher Bundestag 2016a, S. 31) bis 
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2030 (mittlere Beschäftigungsentwicklung und mittlere Lohnvariante) ist identisch mit der Vorausbe-
rechnung des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales (2016, S. 55). RV-Bericht: Rentenversiche-
rungsbericht; BMAS: Bundesministerium für Arbeit und Soziales. 

Quelle: Deutscher Bundestag (2015, S. 29; 2017b, S. 29; 2018, S. 29); Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales 2016, S. 55. 

Tabelle 16 zeigt verschiedene Vorausberechnungen für das Rentenniveau. Alle kommen zu 

dem Ergebnis, dass das Rentenniveau sukzessive sinkt, wenngleich in unterschiedlichem Aus-

maß. Die Studien, die sich an den Rentenversicherungsberichten orientieren, und Ehren-

traut/Huschik et al. (2018) projizieren für 2040 ein Rentenniveau in einer Größenordnung von 

42%. Nach der Projektion von Fenge/Peglow (2017) ist es etwa einen und nach den Projektio-

nen von Werding (2016b; 2018) etwa zwei bis drei Prozentpunkte höher. Für 2060 wird weitge-

hend übereinstimmend von der Deutschen Bundesbank (2016), Börsch-Supan/Rausch (2018), 

Fenge/Peglow (2017) und Werding (2016b; 2018) ein Rentenniveau in einer Größenordnung 

von 41% vorausberechnet. 

Die Ergebnisse verschiedener Vorausberechnungen für den Beitragssatz zur gesetzlichen Ren-

tenversicherung zeigt Tabelle 17. Danach steigt der Beitragssatz sukzessive und erreicht 2035 

eine Größenordnung von 22% bis 23%, wiederum leicht günstiger sind die Vorausberechnun-

gen von Aretz et al. (2016, S. 16f.)53 (weitgehend analog zu Werding 2016b, S. 6f.) und von 

Werding (2018) sowie von Werding/Läpple (2019). Bis 2060 steigt der Beitragssatz nach den 

Vorausberechnungen auf eine Größenordnung von 24% bis 25%, bis 2080 auf 24,3% bis 26,8%. 

Aus verschiedenen Studien gibt es Anhaltspunkte für die Sensitivität der Berechnungen bei 
einer Variation der Annahmen: 

 Demographische Annahmen: 

o Fertilität: Nach Werding (2016b, S. 19-21) und Fenge/Peglow (2017, S. 6, 33f.) hat eine 
höhere Geburtenrate günstige Effekte auf Rentenniveau und Beitragssatz zur gesetzli-
chen Rentenversicherung (und umgekehrt). Nach Werding (2016b, S. 19-21) erhöht ein 
Anstieg der Geburtenrate bis 2030 auf 1,6 (anstelle von dauerhaft 1,4) das Rentenni-
veau im Jahr 2060 um einen Prozentpunkt und vermindert den Beitragssatz um einen 
bis anderthalb Prozentpunkte. Ein allmähliches Absinken der Geburtenrate auf 1,2 bis 
2060 (anstelle von dauerhaft 1,4) hätte hingegen erst langfristig sehr geringe ungüns-
tige Wirkungen auf Rentenniveau und Beitragssatz. Der Projektion von Fenge/Peglow 
(2017, S. 6, 33f.) zufolge würde eine Erhöhung der Geburtenrate bis 2025 auf 2,01 (statt 
sukzessive Erhöhung auf 1,6 bis 2028) das Rentenniveau im Jahr 2060 um 1,5 Prozent-
punkte erhöhen und den Beitragssatz um 1,1 Prozentpunkte vermindern. Umgekehrt 
würde eine Reduktion der Geburtenrate bis 2028 auf 1,4 das Rentenniveau im Jahr 2060 

––– 

53 Referenzvariante ohne erhöhte Flüchtlingsmigration bis 2020. 



DEMOGRAPHIE UND SOZIALE SICHERUNG 

79 

 

um 0,7 Prozentpunkte vermindern und den Beitragssatz um 0,5 Prozentpunkte erhö-
hen. 

o Lebenserwartung: Nach Buslei (2017, S. 1092, 1095) und Fenge/Peglow (2017, S. 32f.) 
führt eine stärker steigende Lebenserwartung zu einem höheren Beitragssatz zur ge-
setzlichen Rentenversicherung, nach Fenge/Peglow (2017, S. 7, 32f.) auch zu einem 
geringeren Rentenniveau. Eine Erhöhung der Lebenserwartung ab Geburt bis 2060 auf 
86,7 Jahre für Jungen und auf 90,4 Jahre für Mädchen (anstelle von 84,8 / 88,8 Jahren) 
würde nach Buslei (2017, S. 1092, 1095) 2045 zu einem um etwa 0,4 Prozentpunkte 
höheren Beitragssatz führen, nach Fenge/Peglow (2017, S. 7, 32f.) wäre der Beitrags-
satz 2060 um 0,9 Prozentpunkte höher. Zudem wäre nach der letztgenannten Voraus-
berechnung das Rentenniveau im Jahr 2060 um 0,9 Prozentpunkte geringer. 

o Zuwanderung: Sowohl Werding (2016b, S. 19) als auch Börsch-Supan/Bucher-Koenen 
et al. (2016, S. 33f., 36f.)54 und Fenge/Peglow (2017, S. 8, 34f.) ermitteln günstige Ef-
fekte eines dauerhaft höheren Wanderungssaldos auf Rentenniveau und Beitragssatz 
zur gesetzlichen Rentenversicherung. Dabei gehen Börsch-Supan/Bucher-Koenen et al. 
(2016, S. 33f., 36f.) anders als Werding (2016b, S. 19)55 davon aus, dass sich die Zuge-
wanderten im Durchschnitt genauso wie die bereits zuvor ansässige Bevölkerung ver-
halten und sofort in den Arbeitsmarkt integriert werden.56 Ein dauerhaft um 100.000 
Personen höherer jährlicher Wanderungssaldo würde im Jahr 2060 nach Werding 
(2016b, S. 19) das Rentenniveau um etwa einen Prozentpunkt (2080: um drei viertel 
Prozentpunkte) erhöhen, nach Fenge/Peglow (2017, S. 8, 34f.) lediglich um 0,6 Prozent-
punkte, der Beitragssatz zur gesetzlichen Rentenversicherung wäre um 0,4 Prozent-
punkte (auch 2080) bzw. 0,3 Prozentpunkte geringer. Für einen um 100.000 Personen 
jährlich geringeren Wanderungssaldo projizieren Fenge/Peglow (2017) zudem spiegel-
bildliche Effekte. Nach Börsch-Supan/Bucher-Koenen et al. (2016, S. 33f., 36f.) führt ein 
bis 2035 um 300.000 höherer jährlicher Wanderungssaldo im Jahr 2037 zu einem um 
1,4 Prozentpunkte geringeren Beitragssatz, anschließend reduziert sich der Beitrags-
satzeffekt um 30%, da ab 2035 keine zusätzliche Zuwanderung mehr angenommen 
wird. Zudem könne das Rentenniveau langfristig auf 44% gehalten werden. 

 Annahmen zum Arbeitsmarkt: In den Rentenversicherungsberichten werden jeweils auch 
die erforderlichen Beitragssätze für unterschiedliche Annahmen zur Lohn- und Beschäfti-
gungsentwicklung vorausberechnet. Würden die Durchschnittsentgelte der Versicherten 
ab 2019 um jährlich einen Prozentpunkt stärker steigen, so würde dies den erforderlichen 
Beitragssatz 2032 um 0,2 Prozentpunkte vermindern (und umgekehrt) (Deutscher Bundes-
tag 2018, S. 28, 35). Nach Fenge/Peglow (2017, S. 15, 29f.) gilt dies auch langfristig bis 

––– 

54 Die Annahmen sind weitgehend analog zu Börsch-Supan/Rausch (2018) (vgl. Tabelle 19). Abweichend sind insbesondere 
die demographischen Annahmen, die weitgehend analog zur Variante 2 der 13. koordinierten Bevölkerungsvorausberech-
nung (vgl. Tabelle 3 in Abschnitt 2.2) sind (Börsch-Supan/Bucher-Koenen et al. 2016, S. 33, haben für Mädchen einen Anstieg 
der Lebenserwartung bei Geburt bis 2060 auf 88,2 Jahre angegeben, tatsächlich wurden nach Mitteilung des Munich Center 
for the Economics of Aging - MEA - vom 11. Februar 2019 wie in der Variante 2 der 13. koordinierten Bevölkerungsvorausbe-
rechnung 88,8 Jahre zugrunde gelegt). 

55 Werding (2016b, S. 2) nimmt an, dass die alters- und geschlechtsspezifische Erwerbsquoten der Zugewanderten erst nach 
13 Jahren das Niveau der im Inland lebender AusländerInnen erreichen und gehen von einer höheren Erwerbslosenquote für 
AusländerInnen als für Deutsche aus (Aretz et al. 2016, S. 9 und E-Mail der Ruhr-Universität Bochum vom 18. Februar 2019). 

56 Fenge/Peglow (2017) machen hierzu keine Angaben; vermutlich gehen sie davon aus, dass die Zugewanderten im Durch-
schnitt der bereits ansässigen Bevölkerung entsprechen. 
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2060. Zudem ergäbe sich langfristig bis 2060 eine Reduktion des Rentenniveaus um 0,3 
bis 0,4 Prozentpunkte (und umgekehrt). Eine Verminderung der Zahl der Beschäftigten von 
38,7 Mio. (2018) bis 2032 auf 33,9 Mio. (statt 35,3 Mio.) würde den erforderlichen Beitrags-
satz 2032 um 0,6 Prozentpunkte erhöhen, eine Verminderung der Zahl der Beschäftigten 
auf 36,8 Mio. würde hingegen den erforderlichen Beitragssatz 2032 um 0,6 Prozentpunkte 
vermindern (Deutscher Bundestag 2018, S. 28, 36). Eine dauerhaft um drei Prozentpunkte 
höhere Arbeitslosenquote hätte im Jahr 2060 einen um 0,2 bis 0,3 Prozentpunkte geringe-
res Rentenniveau und einen um 0,2 Prozentpunkte höheren Beitragssatz zur Folge (und 
umgekehrt) (Fenge/Peglow 2017, S. 15, 30f.). Ein Anstieg der Erwerbsbeteiligung der 
Frauen auf 95% des Niveaus der Männer bis 2040 würde das Rentenniveau um 0,1 bis 
0,4 Prozentpunkte erhöhen und den Beitragssatz zur Rentenversicherung um 0,1 bis 
0,2 Prozentpunkte vermindern (Fenge/Peglow 2017, S. 12, 30, 32). Ehrentraut/Huschik et 
al. (2018) untersuchen die Auswirkungen einer stärkeren Erwerbsbeteiligung von Müttern 
mit Kind(ern) im Alter bis 17 Jahren. Sie gehen von einem Szenario aus, bei dem der Anteil 
der erwerbstätigen Mütter von 66,9% und einer durchschnittlichen Arbeitszeit von 
26,3 Stunden wöchentlich bis zum Jahr 2050 auf 85,5% und 29,6 Stunden wöchentlich 
(statt 71,3% und 26,3 Stunden wöchentlich) steigt. Dies würde zu einer sukzessiven Erhö-
hung des Rentenniveaus um bis zu 0,8 Prozentpunkte (2050) führen, der Beitragssatz wäre 
ab 2036 um 0,5 Prozentpunkte geringer.57 Ein Anstieg der Erwerbsbeteiligung insbeson-
dere von Älteren nach 2031 bis 2060 (in der Altersgruppe 60 bis 69 Jahre um 9 bis 12 Pro-
zentpunkte) würde im Jahr 2060 das Rentenniveau um 1,1 Prozentpunkte erhöhen und den 
Beitragssatz zur Rentenversicherung um einen Prozentpunkt reduzieren (Fenge/Peglow 
2017, S. 15, 31f.). 

 Annahmen zur Lebensarbeitszeit:58 Nach allen vorliegenden Studien würde sich eine Erhö-
hung der Regelaltersgrenze und damit eine Verlängerung der Lebensarbeitszeit günstig auf 
Rentenniveau und Beitragssatz auswirken. Börsch-Supan/Bucher-Koenen et al. (2016, 
S. 37f.) untersuchen eine weitere Erhöhung der Regelaltersgrenze von 67 Jahren im Jahr 
2031 bis 2060 auf etwa 69 Jahre und sieben Monate (anstelle von konstant 67 Jahren ab 
dem Jahrgang 1964). Dies würde im Jahr 2060 zu einem um einen Prozentpunkt höheren 
Rentenniveau führen; zudem würde ab 2037 der Beitragssatz um 0,3 Prozentpunkte und 
um 2047 um einen halben Prozentpunkt geringer ausfallen. Buslei (2017, S. 1094f.) analy-
siert eine weitere Erhöhung der Regelaltersgrenze von 67 Jahren im Jahr 2031 bis 2045 
auf 68 Jahre. Dies würde von 2040 bis 2045 das Rentenniveau um etwa 0,6 Prozentpunkte 
erhöhen und den Beitragssatz von Mitte der 2030er Jahre bis 2045 um etwa 0,4 Prozent-
punkte reduzieren. Werding (2016b, S. 11-13; 2018, S. 32-35) untersucht die Wirkungen ei-
ner sofortigen Rückkehr zur Regelaltersgrenze von 65 Jahren. Das Rentenniveau würde 
sich vermindern, ab 2060 betrüge die Reduktion etwa anderthalb Prozentpunkte. Der Bei-
tragssatz hingegen wäre nach der früheren Studie 2060 und 2080 jeweils um einen Pro-
zentpunkt, nach der späteren jeweils um 1,4 Prozentpunkte höher. Der deutlichere Anstieg 
des Beitragssatzes nach der späteren Studie dürfte maßgeblich auf die dort 

––– 

57 E-Mail der Prognos AG vom 7. Februar 2019. 
58 Darüber hinaus untersucht auch die Deutsche Bundesbank (2016) die Wirkungen einer Verlängerung der Lebensarbeitszeit 

auf das Rentenniveau. Dabei verändert sie entsprechend der verlängerten Lebensarbeitszeit zugleich die Berechnung des 
Rentenniveaus, indem mehr als 45 Beitragsjahre unterstellt werden. Daher sind deren Berechnungen nicht mit den übrigen 
hier zitierten vergleichbar. 
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angenommene endogene Erwerbslosenquote zurückzuführen sein.59 Werding (2016b, 
S. 11-13) untersucht zudem die Wirkungen einer weiteren Erhöhung der Regelaltersgrenze 
ab 2031 um einen Monat jährlich, wodurch sie 2060 gut 69 Jahre und 2080 rund 71 Jahre 
betragen würde. Das Rentenniveau wäre dadurch 2060 um etwa anderthalb und 2080 um 
etwa einen halben Prozentpunkt höher, der Beitragssatz um 1,6 bzw. 1,3 Prozentpunkte 
geringer. Die langfristig geringere Wirkung sei Folge der mit der verlängerten Lebensar-
beitszeit einhergehenden höheren Rentenansprüche. Werding (2018, S. 32-35) untersucht 
die Auswirkungen einer an die Verlängerung der Lebenserwartung gekoppelten Erhöhung 
der Regelaltersgrenze, indem für jedes Jahr verlängerter Lebenserwartung die Regelalters-
grenze um acht Monate erhöht wird. Dies würde das Rentenniveau 2060 und 2080 um je-
weils 0,8 Prozentpunkte erhöhen und den Beitragssatz um 0,6 bzw. 0,7 Prozentpunkte ver-
mindern. Buslei/Haan et al. (2017, S. 64f.) untersuchen bis 2045 die Folgen unterschiedli-
cher Annahmen über die tatsächliche Verlängerung der Lebensarbeitszeit (1,0, 1,4 und 
1,8 Jahre) infolge der sukzessiven Anhebung der Regelaltersgrenze von 65 Jahren auf 
67 Jahren ab dem Jahrgang 1964. Die größten Auswirkungen der unterschiedlichen An-
nahmen ergeben sich danach um 2030; hier führt eine Erhöhung der Lebensarbeitszeit um 
1,4 Jahre zu einer Erhöhung des Rentenniveaus um 0,4 Prozentpunkte und zu einer Sen-
kung des Beitragssatzes um 0,3 bis 0,4 Prozentpunkte. Die Unterschiede zwischen den drei 
Varianten sind gering, da eine kürzere Lebensarbeitszeit höhere Rentenabschläge zur 
Folge hat. 

––– 

59 E-Mail der Ruhr-Universität Bochum vom 18. Februar 2019. 
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Tabelle 16: Vorausberechnungen für das Rentenniveau netto vor Steuern 

Studie und Variante 2025 2030 2035 2040 2045 2050 2060 2080 

Bundesbank (2016) 46,0% 44,1% 42,3% 41,8% 41,7% 41,4% 40,4%  

BMAS (2016) 46,5% 44,5% 42,7% 42,0% 41,7%    

Buslei (2017)a 45,3% 43,8% 42,2% 41,4% 41,4%    

Börsch-Supan/Rausch 
(2018) (Referenzszenario) 

47,4% 45,0% 43,3% 42,4% 42,3% 42,0% 41,1%  

RV-Bericht 2018b 48,0% 45,8% 44,9% 
(2032) 

     

Ehrentraut/Huschik et al. 
(2018) (Referenzszenario) 

45,5% 43,8% 42,3% 41,7% 41,4% 40,9%   

Fenge/Peglow (2017)c 
(Basisszenario) 

>46% <45% ~43½
% 

<43% <42½
% 

<42% 40,9%  

Werding (2016b) 
(Basisszenario) 

47,9% 47,1% 45,6% 44,8% 44,2% 43,4% 42,0% 41,3% 

Werding (2018) 
(Referenzvariante) 

47,3% 46,3% 44,7% 43,8% 43,2% 42,3% 40,5% 38,8% 

a Variante mit der (geringeren) Lebenserwartung entsprechend Variante 2 der 13. koordinierten Bevöl-
kerungsvorausberechnung (vgl. Tabelle 3 in Abschnitt 2.2). 

b Mittlere Beschäftigungsentwicklung und mittlere Lohnvariante. 
c Angaben teilweise aus Abbildung abgelesen, daher nur ungefähre Werte. 

Anmerkung: Das Rentenniveau gibt die Rente nach 45 Jahren Beitragszahlung aus einem Durchschnitts-
verdienst ohne Abschläge nach Abzug von Beiträgen zur Kranken- und Pflegeversicherung in Relation 
zum Durchschnittsverdienst nach Anl. 10 SGB VI nach Abzug von Sozialversicherungsbeiträgen an. 
Rentenniveau 2017: 48,3%; BMAS: Bundesministerium für Arbeit und Soziales; RV-Bericht 2018: Renten-
versicherungsbericht 2018 (Deutscher Bundestag 2018). 

Quelle: Börsch-Supan/Rausch (2018, S. 7) und E-Mail des Munich Center for the Economics 
of Aging (MEA) vom 11. Februar 2019; Bundesministerium für Arbeit und Soziales 2016, S. 55; 
Buslei 2017, S. 1094 und E-Mail des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung vom 10. 
Januar 2019; Deutsche Bundesbank 2016, S. 74 und E-Mail der Deutschen Bundesbank vom 7. 
Februar 2019; Deutscher Bundestag 2018, S. 29; Ehrentraut/Huschik et al. 2018, S. 14 und 
E-Mail der Prognos AG vom 7. Februar 2019; Fenge/Peglow 2017, S. 28f.; Werding (2016b, 
S. 6; 2018, S. 28). 
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Tabelle 17: Vorausberechnungen für den Beitragssatz zur gesetzlichen Rentenver-

sicherung 

Studie und Variante 2025 2030 2035 2040 2045 2050 2060 2080 

Bundesbank (2016)a  21,8% 22,8%    >24%  

BMAS (2016) 20,2% 21,8% 23,0% 23,3% 23,6%    

Buslei (2017)b 20,6% 21,9% 23,2% 23,5% 23,5%    

Börsch-Su-
pan/Rausch (2018) 
(Referenzszenario) 

20,1% 21,6% 22,6% 22,9% 23,0% 23,3% 24,0%  

RV-Bericht 2018c 20,0% 22,1% 22,5% 
(2032) 

     

Ehrentraut/ 
Huschik et al. (2018) 
(Referenzszenario) 

20,6% 21,9% 23,1% 23,5% 23,8% 24,1%   

Fenge/Peglow 
(2017)d 
(Basisszenario) 

~20½
% 

~21½
% 

~22½
% 

>23% ~23½
% 

24% 24,7%  

Aretz et al. (2016) 
(Referenzszenarioe) 

19,6% 20,5% 21,4% 22,0% 22,5% 23,1% 24,0%f 24,3%f 

Werding (2018) 
(Referenzvariante) 

19,6% 20,7% 21,8% 22,5% 23,2% 23,9% 25,4% 26,8% 

Werding/Läpple 
(2019) 
(Referenzvariante) 

19,7% 20,7% 21,8% 22,5% 23,1% 23,9% 25,4% 27,0% 

a Es handelt sich offenbar nicht um eine Berechnung, sondern um eine Annahme. 
b Variante mit der (geringeren) Lebenserwartung entsprechend Variante 2 der 13. koordinierten Bevöl-

kerungsvorausberechnung (vgl. Tabelle 3 in Abschnitt 2.2). 
c Mittlere Beschäftigungsentwicklung und mittlere Lohnvariante. 
d Angaben teilweise aus Abbildung abgelesen, daher nur ungefähre Werte. 
e Ohne erhöhte Flüchtlingsmigration bis 2020. 
f Andere Angaben von Werding (2016b, S. 10) sind unzutreffend (E-Mail der Ruhr-Universität Bochum 

vom 18. Februar 2019). 

Anmerkung: BMAS: Bundesministerium für Arbeit und Soziales; RV-Bericht 2018: Rentenversicherungs-
bericht 2018 (Deutscher Bundestag 2018).  

Quelle: Börsch-Supan/Rausch 2018, S. 8 und E-Mail des Munich Center for the Economics of 
Aging (MEA) vom 11. Februar 2019; Bundesministerium für Arbeit und Soziales 2016, S. 55; 
Buslei 2017, S. 1094 E-Mail des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung vom 10. Januar 
2019; Deutsche Bundesbank 2016, S. 74; Deutscher Bundestag 2018, S. 29; Ehrentraut/Huschik 
et al. 2018, S. 13 und E-Mail der Prognos AG vom 7. Februar 2019; Fenge/Peglow 2017, 
S. 26f.; Aretz et al. 2016, S. 16f., Werding (2016b, S. 6f.; 2018, S. 31) und E-Mail der 
Ruhr-Universität Bochum vom 18. Februar 2019; Werding/Läpple 2019, S. 19 und E-Mail der 
Ruhr-Universität Bochum vom 18. März 2019.
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Türk et al. (2018) haben einen gänzlich anderen Ansatz für ihre Vorausberechnung gewählt. 

Sie fokussieren auf die Entwicklung der Relation der EmpfängerInnen öffentlicher Transferleis-

tungen (Renten, Pensionen, unterbeschäftigte Personen60) zu den Erwerbstätigen (ohne Mi-

nijobberInnen) (ökonomische Abhängigkeitsrelation). In ihrem Standardszenario (vgl. Szena-

rio I in Tabelle 18) gehen sie von der Bevölkerungsprojektion von Eurostat aus dem Jahr 2014 

aus (siehe Tabelle 3 in Abschnitt 2.2) und schreiben die Anteile der Erwerbstätigen (ohne Mi-

nijobberInnen), der Beschäftigungslosen und RentnerInnen entsprechend den bisherigen Ent-

wicklungstrends fort.  

Tabelle 18: Annahmen und Ergebnisse der Vorausberechnung von Türk et al. (2018) 

für die Alterssicherung 

Merkmal Ist Szenario I Szenario II Szenario III 

 2013 2040 2060 2040 2060 2040 2060 

Bevölkerungsprojektion 
(vgl. Tabelle 3 in Ab-
schnitt 2.2) 

- pessimistisch: 
Eurostat 2014 

optimistisch: 
Eurostat (2017) 

Erwerbsprojektion: - pessimistisch:a optimistisch:b 

 Erwerbsquotec Männer 72,8% 72,7% 72,4% 78,3% 80,6% 78,3% 80,6% 

 Erwerbsquotec Frauen 57,8% 60,4% 60,6% 57,8% 71,7% 57,8% 71,7% 

Ökonomische 
Abhängigkeitsquote 

68% 97% 103% 81% 80% 74% 75% 

a Außerdem wird angenommen, dass die (erweiterte) Arbeitslosenquote im Wesentlichen konstant 
bleibt. 

b Außerdem wird angenommen, dass sich die (erweiterte) Arbeitslosenquote sukzessive auf 4% bis 
2050 vermindert. 

c Anteil der Erwerbstätigen (ohne MinijobberInnen) an der Bevölkerung im Alter von 15 bis 64 Jahren. 

Quelle: Türk et al. 2018, S. 13-15. 

In diesem Szenario ergibt sich eine Erhöhung der ökonomischen Abhängigkeitsquote von 68% 

im Jahr 2013 auf 97% im Jahr 2040 und auf 103% im Jahr 2060. Alternativ (Szenario II) neh-

men die Autoren an, dass sich die alters- und geschlechtsspezifischen Erwerbsquoten sukzes-

sive bis 2050 an die entsprechenden Quoten in Schweden im Jahr 2016 angleichen (optimis-

tische Erwerbsprojektion). Für diesen Fall ermitteln die Autoren lediglich eine Steigerung der 

ökonomischen Abhängigkeitsquote auf 81% (2040) bzw. 80% (2060). Wird zudem noch die 

––– 

60 Unterbeschäftigung i.e.S. (Bundesagentur für Arbeit), also Arbeitslose nach § 16 SGB III, TeilnehmerInnen an arbeitsmarkt-
politischen Maßnahmen (ohne Kurzarbeit, Altersteilzeit und Förderung der Selbständigkeit) und Sonderregelungen für Ältere 
nach § 428 SGB III ggf. i.V.m. § 65 Abs. 4 SGB II und § 252 Abs. 8 SGB VI. 
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optimistischere Bevölkerungsprojektion von Eurostat (2017) unterstellt (Szenario III), so steigt 

die Quote lediglich auf 74% (2060) bzw. 75% (2080). 

Werding/Läpple (2019, S. 30) kritisieren, dass Türk et al. (2018) zwar den Umfang des Erwerbs-

volumens der Erwerbstätigen berücksichtigen, nicht jedoch die Höhe der Rentenansprüche 

und sonstiger Leistungsansprüche der Älteren. Eine entsprechende Kennziffer, die solche Ge-

wichtungen beiderseits vornimmt, gebe es mit dem Äquivalenz-Rentnerquotient bereits, der 

seit 2005 bei laufenden Rentenanpassungen berücksichtigt wird. 

Darüber hinaus gibt es verschiedene Studien, die sich mit der Verteilung künftiger Altersein-

kommen befassen. Die Verteilung ist vor allem das Resultat von Erwerbsbiografien, Altersvor-

sorge, Vermögensaufbau und Partnerwahl und weniger Folge der demographischen Entwick-

lung. Gleichwohl ist die Verteilung künftiger Alterseinkommen zur Entwicklung von Strategien 

zur Bewältigung des demographischen Wandels von Interesse. Daher werden hier die Ergeb-

nisse ausgewählter Studien vorgestellt, deren Projektionszeitraum mindestens bis 2030 reicht. 

Heien/Krämer (2018) untersuchen in der Studie „Lebensverläufe und Altersvorsorge“ mit Kon-

tendaten der gesetzlichen Rentenversicherung, die mit Angaben aus einer Befragung im Jahr 

2016 verknüpft wurden, die Altersvorsorge von 9.447 Personen der Geburtsjahrgänge 1957 bis 

1976 in Privathaushalten im Inland und der mit ihnen gemeinsam lebenden PartnerInnen. Da-

nach hat etwa jede vierte bis fünfte Person der genannten Geburtsjahrgänge aktuell keine Part-

nerin bzw. keinen Partner. Sowohl in West- als auch in Ostdeutschland haben Männer und 

Frauen ganz überwiegend Anwartschaften auf eine Alterssicherung61 oder beziehen bereits 

entsprechende Leistungen aus einem Regelleistungssystem. Je nach Altersgruppe haben in 

Westdeutschland zwischen 2% und 4% der Frauen keine Anwartschaften, ansonsten sind es 

meist lediglich zwischen 0,2% und 1,6%.62 Der Anteil mit Anwartschaften bei der gesetzlichen 

Rentenversicherung schwankt meist um die 90%. Die Unterschiede im Hinblick darauf, bei wel-

chen Alterssicherungssystemen Anwartschaften bestehen, sind zwischen den Geschlechtern 

und West- und Ostdeutschland eher gering. So ist die Alterssicherung der Landwirte in Ost-

deutschland nahezu bedeutungslos und Männer in Ostdeutschland haben seltener Anwart-

schaften auf eine Beamtenversorgung und aus einer betrieblichen Altersversorgung. 

––– 

61 Berücksichtigt werden die gesetzliche Rentenversicherung, die Beamtenversorgung, die Alterssicherung der Landwirte, be-
rufsständische Versorgung sowie betriebliche und private Altersversorgung. 

62 Höhere Anteile haben Frauen in Ostdeutschland der Jahrgänge 1967 bis 1971 mit 4,4% (wegen geringer Fallzahlen nur mit 
Vorsicht zu interpretieren, vgl. Heien/Krämer 2018, S. 41) und Männer in Ostdeutschland der Jahrgänge 1972 bis 1976 mit 
2,6%. 
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Allerdings ist in Ostdeutschland der Anteil derjenigen, die ausschließlich Anwartschaften in 

der gesetzlichen Rentenversicherung erworben haben, vor allem bei Männern je nach Alters-

gruppe zwischen 5 und 15 Prozentpunkten höher als in Westdeutschland. Die Höhe der bereits 

erworbenen Anwartschaften ist im Durchschnitt bei der Beamtenversorgung und der berufs-

ständischen Versorgung meist ungefähr doppelt so hoch wie bei der gesetzlichen Rentenver-

sicherung.63 Die Verteilung der gesamten Anwartschaften an inländische Altersicherungssys-

teme nach Kohorte und Geschlecht im Jahr 2016 zeigt Abbildung 9.  

Abbildung 9: Verteilung der Anwartschaften bei inländischen Altersicherungssys-

temen nach Kohorte und Geschlecht 2016  

 

Anmerkung: Berücksichtigt sind inländische Anwartschaften aus der gesetzlichen Rentenversicherung, 
der Beamtenversorgung, der Alterssicherung der Landwirte, berufsständischer Versorgung sowie be-
trieblicher und privater Altersversorgung; nur Personen ohne Regelleistungsbezug aus einem Alterssi-
cherungssystem. 

Quelle: Heien/Krämer 2018, S. 177; eigene Berechnungen. 

Danach haben 20% der Männer der rentennahen Jahrgänge Anwartschaften auf eine Alterssi-

cherung von weniger als 750 EUR monatlich, bei den Frauen sind es 30%. Bei den Jüngeren 

sind es jeweils mehr, allerdings haben sie auch noch mehr Zeit für den Aufbau von 

––– 

63 Für Ostdeutschland liegen wegen geringer Fallzahlen nur sehr unvollständige Angaben zur berufsständischen Versorgung 
vor. 
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Anwartschaften. Bei Personen mit PartnerIn sind die Geschlechterunterschiede in West-

deutschland deutlicher ausgeprägt als in Ostdeutschland (Heien/Krämer 2018, S. 58f.). Aller-

dings werden in Westdeutschland bei einer Betrachtung der durchschnittlichen Ansprüche von 

Paaren die Geschlechterdifferenzen deutlich nivelliert (Heien/Krämer 2018, S. 58). 

Trotz der von Heien/Krämer (2018, S. 177) ermittelten hohen Anteile von Personen mit gerin-

gen Anwartschaften an Alterssicherungssysteme projizieren Haan et al. (2017) und Kalten-

born (2019) nur einen moderaten Anstieg der Armutsrisikoquote im Alter bzw. des Grundsi-

cherungsbezugs im Alter in den nächsten ein bis anderthalb Dekaden. Die Projektion von Haan 

et al. (2017) schreibt ausgehend vom Basisjahr 2013 mikroanalytisch die bisherigen Versiche-

rungsverläufe der Bevölkerung in Privathaushalten bis zum Jahr 2036 fort. Die Projektion be-

zieht sich jeweils auf die 67-Jährigen in den Jahren 2015 bis 2036. Um jeweils ausreichende 

Fallzahlen zu gewährleisten, wurden die Projektionen für jeweils fünf oder sechs Jahre zusam-

mengefasst. 

Haan et al. (2017, S. 70) ermitteln für die jeweils 67-Jährigen ausgehend von einer Armutsrisi-

koquote - des Anteils derjenigen, deren Nettoäquivalenzeinkommen64 weniger als 60% des Me-

dians65 beträgt - von 16,2% im Durchschnitt der Jahre 2015 bis 2020 einen moderaten Anstieg 

auf 20,3% im Durchschnitt der Jahre 2031 bis 2036. Ebenfalls moderat steigt danach der Anteil 

der 67-Jährigen, die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung beziehen, und zwar 

von 5,4% im Durchschnitt der Jahre 2015 bis 2020 auf 7,1% im Durchschnitt der Jahre 2031 

bis 2036.66 Der projizierte Anstieg würde durch eine Stabilisierung des Rentenniveaus bei 46% 

nur wenig reduziert (6,7%) (Haan et al. 2017, S. 82). Die Auswirkung ist gering, da von der Sta-

bilisierung des Rentenniveaus nicht speziell RentnerInnen an der Grundsicherungsschwelle, 

sondern alle RentnerInnen, insbesondere jedoch solche mit hohen Rentenanwartschaften pro-

fitieren. 

Kaltenborn (2019, Kap. 14) verfolgt einen anderen Ansatz zur Projektion der älteren Empfän-

gerInnen von Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung. Nach Kaltenborn (2019, 

Kap. 6) sind die geschlechtsspezifischen Hilfequoten eines Geburtsjahrgangs nach Erreichen 

––– 

64 Das Nettoäquivalenzeinkommen berücksichtigt, dass in größeren Haushalten zwar mehr Nettoeinkommen für den gleichen 
Lebensstandard benötigt wird, der erforderliche Anstieg jedoch unterproportional zur Zahl der Personen ist. Haan et al. (2017, 
S. 68) verwenden die sogenannte neuere OECD-Skala, danach benötigt ein Haushalt mit zwei Erwachsenen für den gleichen 
Lebensstandard das anderthalbfache Nettoeinkommen einer bzw. eines Alleinstehenden. 

65 Das Medianeinkommen ist jenes Einkommen, das jeweils von der Hälfte der Population über- und unterschritten wird. 
66 Für eine kritische Würdigung der Berechnung vgl. Kaltenborn (2019, Unterabschnitt 14.3.2). 
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der (Regel-) Altersgrenze67 bei der Grundsicherung weitgehend konstant, allerdings sind sie 

von Geburtsjahrgang zu Geburtsjahrgang gestiegen. Durch Trendfortschreibung68 ermittelt er 

eine Zunahme der Hilfequote von 3,2% Ende 2017 auf 4,4% bis 5,3% Ende 2030. Danach sind 

zudem anders als bislang die Hilfequoten der Männer künftig höher als jene der Frauen. 

––– 

67 Die (Regel-) Altersgrenze von ursprünglich 65 Jahren steigt sukzessive auf 67 Jahre ab dem Geburtsjahrgang 1964. 
68 Dabei geht er von zwei alternativen Varianten aus: Die geschlechtsspezifische Hilfequote erhöht sich nicht weiter von Ge-

burtsjahrgang zu Geburtsjahrgang bzw. sie erhöht sich entsprechend dem bisherigen Trend. In beiden Fällen geht er davon 
aus, dass die kohortenspezifischen Hilfequoten nach Erreichen der (Regel-) Altersgrenze konstant bleiben. 
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2.3.2.2 Krankenversicherung 

Die gesetzliche Krankenversicherung hatte im Jahresdurchschnitt 2017 etwa 56,0 Mio. Mit-

glieder, einschließlich beitragsfrei mitversicherten Familienangehörigen gab es 72,4 Mio. Ver-

sicherte (siehe Tabelle 20).  

Tabelle 20: Eckdaten zur gesetzlichen Krankenversicherung 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

a Außerdem beteiligt sich der Bund an der Finanzierung der landwirtschaftlichen Krankenversicherung 
(2017: 1,4 Mrd. EUR). 

Anmerkung: KVdR: Krankenversicherung der RentnerInnen. 

Quelle: § 241, § 242 SGB V; Bundesministerium für Gesundheit (2018, S. 117f., 133f., 140); 
GKV Spitzenverband (https://www.gkv-spitzenverband.de/krankenversicherung/kv_grundprinzi-
pien/finanzierung/zusatzbeitragssatz/zusatzbeitragssatz.jsp) (Prognose des durchschnitt-
lichen kassenindividuellen Zusatzbeitrags); Sozialversicherung für Landwirtschaft, Forsten 
und Gartenbau 2018, S. 5; eigene Berechnungen. 

Die Finanzierung erfolgt zu 94% durch Beiträge. Der allgemeine Beitragssatz beträgt 14,6%, 

hinzu kommt ein kassenindividueller Zusatzbeitragssatz, der 2019 voraussichtlich im Durch-

schnitt 0,9% beträgt. Der Bundeszuschuss ist seit 2017 gesetzlich auf 14,5 Mrd. EUR jährlich 

fixiert (§ 221 SGB V). Die Ausgaben in Höhe von 230,4 Mrd. EUR entfallen mit 204,8 Mrd. EUR 

ganz überwiegend auf Leistungsausgaben. Diese nehmen - abgesehen von den höheren 

Merkmal Wert 

Versicherte (2017) 72,4 Mio. 

Mitglieder (2017) 56,0 Mio. 

davon: Allgemeine Krankenversicherung 39,2 Mio. 

davon: KVdR 16,8 Mio. 

Allgemeiner Beitragssatz (seit 2015) 14,6% 

Durchschnittlicher kassenindividueller 
Zusatzbeitragssatz (Prognose für 2019) 

0,9% 

Einnahmen des Gesundheitsfonds (2017) 229,6 Mrd. EUR 

davon: Beiträge 215,2 Mrd. EUR 

davon: sonstige Einnahmen 
(insb. Bundeszuschussa) 

14,4 Mrd. EUR 

Ausgaben (2017) 230,4 Mrd. EUR 

davon: Leistungsausgaben 204,8 Mrd. EUR 

davon: Verwaltung (netto) 10,9 Mrd. EUR 
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Ausgaben für Säuglinge - tendenziell mit dem Alter deutlich zu (Abbildung 10). Dementspre-

chend hat die demographische Entwicklung einen maßgeblichen Einfluss auf die künftigen 

Leistungsausgaben. Die Ausgaben für die Verwaltung (10,9 Mrd. EUR) hatten mit 4,7% einen 

nur geringen Anteil an den gesamten Ausgaben.  

Abbildung 10: Leistungsausgaben der gesetzlichen Krankenversicherung nach Alter 

und Geschlecht 2017 

 
Anmerkung: 100: mindestens 100 Jahre; ein unplausibler negativer Wert für das Krankengeld für Mäd-
chen im Alter von acht Jahren wurde auf null gesetzt. 

Quelle: Bundesversicherungsamt 2018; eigene Berechnungen. 

Es gibt mehrere Studien, die die zur Ausgabendeckung künftig erforderlichen Beitragssätze für 

die Krankenversicherung projizieren.69 Ausgangspunkt der Projektionen sind grundsätzlich je-

weils alters- und geschlechtsspezifische Einnahmen- und Ausgabenprofile. Einnahmen wer-

den grundsätzlich erst mit Erreichen des Erwerbsalters erzielt, sie nehmen dann bis zum Errei-

chen des Ruhestandsalters tendenziell zu und sind bei Männern höher als bei Frauen (Ar-

entz/Ulrich 2017, S. 13). Ein ähnliches Profil weisen die Krankengeldausgaben auf (Arentz/Ul-

rich 2017, S. 17). Die übrigen Leistungsausgaben nehmen ebenso wie die Leistungsausgaben 

––– 

69 Hier ist jeweils die Summe aus Allgemeinen Beitragssatz und durchschnittlichem kassenindividuellen Beitragssatz gemeint. 
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insgesamt der Krankenversicherung - nach dem Säuglingsalter - tendenziell mit dem Alter zu 

(Arentz/Ulrich 2017, S. 15, 18; Gasche/Rausch 2016, S. 211; auch Abbildung 10).70 

In der Krankenversicherung gibt es größere Unsicherheiten über die künftige Entwicklung. Im 

einfachsten Fall wird für eine Projektion angenommen, dass die derzeitigen alters- und ge-

schlechtsspezifischen Ausgabenprofile unverändert bleiben und die Wachstumsraten der al-

ters- und geschlechtsspezifischen Ausgaben je Kopf und der - für die Einnahmen relevan-

ten - Bruttoentgelte identisch sind. In diesem einfachen Szenario wird die künftige Beitrags-

satzentwicklung im Wesentlichen von der demographischen Entwicklung bestimmt; zudem 

führt wegen der Beitragspflicht der RentnerInnen das künftig sinkende Rentenniveau (vgl. Un-

terabschnitt 2.3.2.1) zu höheren Beitragssätzen zur Krankenversicherung. Von diesem einfa-

chen Szenario können sich jedoch insbesondere aus folgenden Gründen Abweichungen erge-

ben: 

 Allgemeiner Kostendruck: Allgemeiner Kostendruck kann durch den medizinisch-techni-
schen Fortschritt entstehen, der generell die Ausgaben überproportional erhöht. 

 Medikalisierungsthese: Die Medikalisierungsthese unterstellt, dass die durch neue Be-
handlungsformen gewonnenen Lebensjahre mit höherer Wahrscheinlichkeit in Krankheit 
verbracht werden. Dementsprechend führt ein Anstieg der Lebenserwartung zu höheren 
altersspezifischen Ausgaben in späteren Lebensjahren. 

 Kompressionsthese („gesundes Altern“): Nach der Kompressionsthese nimmt mit der Le-
benserwartung die Zahl der Lebensjahre, die in Gesundheit verbracht werden, überpropor-
tional zu. Damit verwandt ist die These, dass die Ausgaben vor allem von der Restlebens-
erwartung abhängen. In beiden Fällen verschiebt sich die kostenintensive Phase in höhere 
Lebensalter. 

Die Annahmen von drei aktuellen Projektionen des Beitragssatzes zeigt Tabelle 21. Die Projek-

tionen von Aretz et al. (2016, S. 16), Werding (2018, S. 17) und Werding/Läpple (2019) basieren 

auf einem umfassenden Simulationsmodell, das auch für Berechnungen zur Tragfähigkeit der 

öffentlichen Finanzen verwendet wird (vgl. Unterabschnitt 2.3.1.2 und Tabelle 6 in Unterab-

schnitt 2.3.1.1). Sie schreiben die alters- und geschlechtsspezifischen Leistungsausgaben der 

Krankenversicherung mit der Wachstumsrate von Arbeitsproduktivität und Löhnen fort.71 Wer-

ding (2018, S. 15) und Werding/Läpple (2019)72 gehen zudem von allgemeinem Kostendruck 

––– 

70 Müssten RentnerInnen die für sie anfallenden Ausgaben vollständig decken, so müsste der Beitragssatz zur Krankenversi-
cherung für sie 35% betragen (ohne Berücksichtigung des Bundeszuschusses) (Arentz/Ulrich 2017, S. 20). 

71 Aretz et al. 2016, S. 13f., Werding 2018, S. 15 und E-Mail der Ruhr-Universität Bochum vom 18. März 2019 hinsichtlich der 
Vorausberechnung von Werding/Läpple 2019. 

72 E-Mail der Ruhr-Universität Bochum vom 18. März 2019. 
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und partieller Kompression aus.73 Tabelle 22 gibt einen Überblick über die wesentlichen Ergeb-

nisse.74 

Aretz et al. (2016, S. 16) und Arentz/Ulrich (2017, S. 30f.) projizieren als Folge der demogra-

phischen Veränderung (ohne allgemeinen Kostendruck, Medikalisierung und Kompression) ei-

nen sukzessiven Anstieg des erforderlichen Beitragssatzes zur Krankenversicherung bis 2060 

auf 18,3% bis 18,9%. Gasche/Rausch (2016, S. 217) projizieren für diesen Fall einen Beitrags-

satzanstieg auf 24,7%. Der markante Unterschied dürfte insbesondere auf den von ihnen an-

genommenen deutlich höheren Anstieg der Lebenserwartung,75 und einen „minimalen Ausga-

bendruck“ (Gasche/Rausch 2016, S. 217f.) zurückzuführen sein. Für den Fall eines deutlich 

geringeren Anstiegs der Lebenserwartung76 projizieren Gasche/Rausch (2016, S. 225f.) bis 

2060 einen Anstieg des Beitragssatzes auf 23,0%. Nach Arentz/Ulrich (2017, S. 30f.) führt eine 

Variation des Anstiegs der Lebenswartung zu einer weniger deutlichen Änderung des Beitrags-

satzes.77 Kochskämper (2017a, S. 19f.), Werding (2018, S. 17) und Werding/Läpple (2019, 

S. 19) projizieren unter Berücksichtigung der Kompressionsthese bei geringem allgemeinen 

Kostendruck und ansonsten ähnlichen Annahmen wie Aretz et al. (2016) und Arentz/Ulrich 

(2017)78 für 2050 mit mindestens 20% einen um anderthalb bis zwei Prozentpunkte höheren 

Beitragssatz als die anderen. 

Eine höhere Geburtenrate würde den erforderlichen Beitragssatz mittelfristig minimal erhöhen 

und langfristig minimal senken. Dies liegt daran, dass zunächst zusätzliche Ausgaben für Kin-

der anfallen würden, ohne dass zugleich zusätzliche Einnahmen resultieren würden.79 Mit Ein-

tritt ins Erwerbsleben würden dann zusätzliche Einnahmen erzielt werden, denen allerdings 

auch - in geringerem Umfang - zusätzliche Ausgaben gegenüberstehen würden. 

  
––– 

73 Überproportionaler Anstieg der alters- und geschlechtsspezifischen Leistungsausgaben um 0,5 Prozentpunkte jährlich und 
gleichzeitig Verzögerung des Anstiegs der alters- und geschlechtsspezifischen Leistungsausgaben um neun Monate je Jahr 
der Zunahme der Lebenserwartung. 

74 Für einen Überblick über ältere Studien vgl. Gasche/Rausch 2016, S. 199. 
75 Gasche/Rausch 2016, S. 216 gehen von einem Anstieg der Lebenserwartung bei Geburt bis 2060 auf 89,2 / 92,34 Jahre für 

Jungen / Mädchen aus (statt 86,7 / 90,4 Jahre bei Werding (2018) und statt 84,8 / 88,8 Jahre bei den vier anderen Studien) 
(Arentz/Ulrich 2017, S. 22, geben für die Lebenserwartung ab Geburt für Jungen vermutlich irrtümlich 84,4 Jahre an). 

76 Anstieg der Lebenserwartung bei Geburt bis 2060 auf 85 / 89,2 Jahre für Jungen / Mädchen (statt 89,2 / 92,34 Jahre für 
Jungen / Mädchen im Basisszenario). 

77 Dies gilt nicht nur absolut, sondern auch in Relation zum Ausmaß der Variation der Lebenserwartung. 
78 Werding/Läpple (2019) gehen allerdings von einer höheren (kostenträchtigen) Geburtenrate und einem etwas höheren (kos-

tenträchtigen) Anstieg der Lebenserwartung ab Geburt aus, Werding 2018 nimmt einen deutlich höheren Anstieg der Lebens-
erwartung ab Geburt an. 

79 Die beiden Studien hierzu (Arentz/Ulrich 2017 und Gasche/Rausch 2016) berücksichtigen zudem nicht, dass es infolge ge-
ringerer Erwerbsbeteiligung der Eltern zu Einnahmeausfällen kommen kann. 
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Tabelle 21: Annahmen verschiedener Vorausberechnungen für den Beitragssatz zur 

gesetzlichen Krankenversicherung 

Parameter Kochskämper (2017a) Gasche/Rausch (2016)a Arentz/Ulrich (2017) 

Basisjahr 2015/2016 k.A. (vermutlich 2011) 2015 

Demogra-
phische 

Annahmen 

Variante 2 (vgl. Tabelle 3 
in Abschnitt 2.2) 

Geburtenrate: 1,4; 
Anstieg der Lebenser-
wartung ab Geburt bis 
2060 auf 89,2 / 92,34 

Jahre für Jungen / 
Mädchen 

Wanderungssaldo: 
+150.000 jhrl. 

Variante 2 (vgl. Tabelle 3 
in Abschnitt 2.2)b 

Annahmen 
zum Ar-

beitsmarkt 

k.A. (implizit wird wohl 
strukturelle Konstanz un-

terstellt) 

Erwerbs- und Arbeitslo-
senquoten konstant 

Wachstum der Bruttoent-
gelte ab 2020 3,0% jhrl. 

k.A. (implizit wird wohl 
strukturelle Konstanz un-

terstellt) 

Bundeszu-
schuss 

ab 2017 14,5 Mrd. EUR 
jhrl. 

ab 2017 14,5 Mrd. EUR 
jhrl. 

ab 2017 14,5 Mrd. EUR 
jhrl. bzw. Dynamisierung 

analog der beitrags-
pflichtigen Einnahmen 

Ohne 
Kosten-
druck 

- Ausgaben je Versicher-
ten steigen wie Brutto-

entgelte, gleichwohl „mi-
nimaler Ausgabendruck“ 

alle alters- und ge-
schlechtsspezifischen 

Parameter (Gesundheits-
ausgaben, Einkommen, 
Mitversichertenquoten) 
bleiben auf dem Niveau 

von 2015 

Allgemei-
ner 

Kosten-
druck 

Leistungsausgaben (au-
ßer Krankengeld) für 
Männer steigen um 

0,5 Prozentpunkte stär-
ker als die Wachstums-

rate der Bruttolöhne 

- Ausgabenprofile erhöhen 
sich um 0,49 / 1,49 / 

2,49 Prozentpunkte stär-
ker als die Einkommens-

profilec 

Medikali-
sierungs-

these 

- überproportionaler An-
stieg der Ausgaben für 

über 60-Jährige bis 2060, 
mit dem Alter von 0% für 
die 60-Jährigen zuneh-
mend bis auf 20% für 

mindestens 90-Jährige 

- 
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Parameter Kochskämper (2017a) Gasche/Rausch (2016)a Arentz/Ulrich (2017) 

Kompres-
sionsthese 

Verschiebung der Ausga-
benprofile entsprechend 
der längeren Lebenser-

wartung 

Ausgabenprofile werden 
entsprechend dem An-
stieg der Lebenserwar-
tung von 2011 bis 2060 
um 10,9 / 9,2 Jahre bei 
Männern / Frauen nach 

rechts verschoben 

- 

Endjahr d. 
Vorausbe-
rechnung 

2050 2060 2060 

a Die Autoren verwenden das (Renten-)Simulationsmodell MEA-Pensim, das um ein Kranken- und Pfle-
geversicherungsmodul ergänzt wurde. Die Ergebnisse des Zensus 2011 gingen wohl noch nicht in 
die Bevölkerungsvorausberechnung ein. 

b Abweichend von der Variante 2 der 13. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung geben Ar-
entz/Ulrich (2017, S. 22) die Lebenserwartung ab Geburt für Jungen mit 84,4 Jahren (statt 84,8 Jah-
ren) an. 

c Vorliegend wird nur die Variante mit einem Anstieg der altes- und geschlechtsspezifischen beitrags-
pflichtigen Einahmen um 1,46% jährlich berücksichtigt (mit unterschiedlichem Anstieg der Ausgaben-
profile). 

Anmerkung: Teilweise werden in einzelnen Szenarien abweichende Annahmen für die Geburtenrate und 
die Lebenserwartung getroffen (vgl. Tabelle 22); jhrl.: jährlich. 

Quelle: Arentz/Ulrich 2017; Gasche/Rausch 2016 und E-Mail des Munich Center for the Eco-
nomics of Aging (MEA) vom 12. Februar 2019; Kochskämper 2017a und telefonische Auskunft 
des Instituts der deutschen Wirtschaft Köln vom 13. Februar 2019. 

Arentz/Ulrich (2017, S. 41f.) berücksichtigen auch Varianten mit allgemeinem Kostendruck. 

Nach Arentz/Ulrich (2017, S. 33) sind im Zeitraum von 1995 bis 2015 die beitragspflichtigen 

Einnahmen je Mitglied durchschnittlich um 1,46% jährlich gestiegen, während die Ausgaben je 

Kopf durchschnittlich um 2,95% jährlich zugenommen haben. Entsprechend der Differenz un-

terstellen sie für die mittlere Variante eines allgemeinen Kostendrucks einen um 1,49 Prozent-

punkte stärkeren Anstieg der alters- und geschlechtsspezifischen Ausgaben als der alters- und 

geschlechtsspezifischen beitragspflichtigen Entgelte.80 Würden die alters- und geschlechts-

spezifischen Ausgaben um 0,49, 1,49 bzw. 2,49 Prozentpunkte stärker als die alters- und ge-

schlechtsspezifischen beitragspflichtigen Entgelte steigen, dann wäre - selbst bei einer Dyna-

misierung des Bundeszuschusses - im Jahr 2060 der erforderliche Beitragssatz um rund 4, 19 

bzw. 30 Prozentpunkte höher als ohne allgemeinen Kostendruck.  

––– 

80 Allerdings ist der stärkere Anstieg der Ausgaben je Kopf als der Einnahmen je Mitglied im Basiszeitraum von 1995 bis 2015 
nicht (nur) auf allgemeinen Kostendruck, sondern (auch) auf die demographische Entwicklung zurückzuführen; so stieg von 
1995 bis 2015 der Altenquotient (Personen im Ruhestandsalter ab 65 Jahren je 100 Personen im Erwerbsalter von 20 bis 
64 Jahren) von 24,7 auf 34,7 (Deutsche Rentenversicherung Bund 2018, S. 290). Insoweit dürfte die angenommene künftige 
überproportionale Ausgabensteigerung eine Trendfortschreibung deutlich übertreffen. 
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Tabelle 22: Vorausberechnungen für den Beitragssatz zur gesetzlichen Krankenver-

sicherung 

Studie Ga Lb AKc Md Ke Af 2030 2040 2050 2060 

ohne Dynamisierung des Bundeszuschusses 

Aretz et al. (2016)g 1,4  - - -  16,5% 17,8% 18,1% 18,3% 

Werding (2018)h 1,4  0,5 - xi  17,7% 19,5% 20,3% 20,9% 

Werding/Läpple 
(2019)j 

1,5  0,5 - xi  17,8% 19,4% 20,0% 20,5% 

Kochskämper (2017a) 1,4  0,5k - x   19,2% 20,2%  

Gasche/Rausch 

(2016) 

1,4  - - -  19,5% 21,9% 23,6% 24,7% 

1,6  - - -  19,6% 22,0% 23,5% 24,2% 

1,4 -l - - -  19,1% 21,2% 22,4% 22,9% 

1,4  - x -  20,0% 22,9% 25,3% 26,9% 

1,4  - - x  17,9% 19,1% 19,7% 19,8% 

Arentz/Ulrich 

(2017) 

1,4  - - -  17,2% 18,2% 18,7% 18,9% 

1,6  - - -  17,3% 18,4% 18,7% 18,8% 

1,4 +m - - -  17,3% 18,4% 19,1% 19,5% 

1,4  - - - +n 16,2% 17,2% 17,7% 17,9% 

1,4  1,49 - -  21,9%   38,4% 

Dynamisierung des Bundeszuschusses analog der beitragspflichtigen Einnahmen 

Arentz/Ulrich 1,4  0,49 - -  18,6% 20,7% 22,4% 23,9% 

(2017) 1,4  1,49 - -  21,7% 26,8% 32,1% 37,8% 

 1,6  1,49 - -  21,9% 27,0% 32,1% 37,6% 

 1,4 +m 1,49 - -  21,9% 27,2% 32,8% 38,9% 

 1,4  2,49 - -  25,3% 34,5% 45,5% 59,1% 
a Geburtenrate. 
b Variation des Anstiegs der Lebenserwartung (+: Erhöhung; -: Verminderung). 
c Allgemeiner Kostendruck (jährlich überproportionaler Anstieg der Ausgaben in Prozentpunkten). 
d Medikalisierungsthese. 
e Kompressionsthese. 
f Variation der Annahmen zum Arbeitsmarkt. 
g 2070: 18,8%; 2080: 18,9%. 
h 2070: 22,1%; 2080: 23,2%. 
i Partielle Kompression (Verzögerung des Anstiegs der alters- und geschlechtsspezifischen Leistungs-

ausgaben um neun Monate je Jahr der Zunahme der Lebenserwartung). 
j 2070: 21,6%; 2080: 22,5%. 
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k Nur Männer und nur Leistungsausgaben ohne Krankengeld. 
l Anstieg der Lebenserwartung ab Geburt bis 2060 auf 85 / 89,2 Jahre für Jungen / Mädchen (statt 

89,2 / 92,34 Jahre). 
m Anstieg der Lebenserwartung ab Geburt bis 2060 auf 86,7 / 90,4 Jahre für Jungen / Mädchen (statt 

84,8 / 88,8 Jahre) (falls die von Arentz/Ulrich (2017, S. 22) vermutlich irrtümlich angegebene Lebens-
erwartung ab Geburt für Jungen von 84,4 Jahren zuträfe, dann wäre es ein Anstieg auf 86,3 Jahre). 

n Es wird angenommen, dass Frauen die gleichen Mitgliedsquoten haben wie Männer (ohne Anpassung 
der Entgelte an das Niveau der Männer). 

Anmerkung: zur Finanzierung der Ausgaben (unter Berücksichtigung des Bundeszuschusses in kon-
stanter Höhe) erforderlicher Beitragssatz (allgemeiner Beitragssatz und durchschnittlicher kassenindi-
vidueller Zusatzbeitragssatz). 

Quelle: Aretz et al. 2016, S. 16, Werding (2018, S. 15, 17) und E-Mail der Ruhr-Universität 
Bochum vom 18. Februar 2019; Werding/Läpple 2019, S. 19 und E-Mail der Ruhr-Universität 
Bochum vom 18. März 2019; Arentz/Ulrich (2017, S. 31, 36-38, 40-42); Gasche/Rausch (2016, 
S. 217, 224-227) und E-Mail des Munich Center for the Economics of Aging (MEA) vom 12. 
Februar 2019; Kochskämper 2017a, S. 19f.; eigene Berechnungen. 

Die darin enthaltene beitragssatzreduzierende Wirkung der Dynamisierung des Bundeszu-

schusses vermindert für den mittleren Fall des allgemeinen Kostendrucks den Beitragssatz 

um 0,6 Prozentpunkte. 

Demgegenüber sind die Effekte einer Medikalisierung und Kompression vergleichsweise ge-

ring. Die von Gasche/Rausch (2016, S. 223f.) angenommene Variante der Medikalisierung (Ta-

belle 22) führt im Jahr 2060 lediglich zu einem um 2,2 Prozentpunkte höheren Beitragssatz. 

Hingegen würde die von ihnen unterstellte Kompression den erforderlichen Beitragssatz im 

Jahr 2060 um 4,7 Prozentpunkte vermindern. 

2.3.2.3 Pflegeversicherung 

Die Versicherung in der sozialen Pflegeversicherung folgt grundsätzlich der Versicherung in 

der gesetzlichen Krankenversicherung. Dementsprechend sind die Zahl der Mitglieder mit 

56,0 Mio. (2017) und die Zahl der Versicherten mit 72,3 Mio. (2017) (siehe. Tabelle 23) ähnlich 

wie bei der gesetzlichen Krankenversicherung (Tabelle 20 in Unterabschnitt 2.3.2.2). Der Bei-

tragssatz wurde Anfang 2019 um 0,5 Prozentpunkte angehoben und beträgt seither für Perso-

nen mit Kind(ern) sowie für Kinderlose bis 22 Jahre 3,05% und für Kinderlose ab 23 Jahren 

3,3%. Daraus resultierten Einnahmen im Jahr 2017 in Höhe von etwa 36 Mrd. EUR. Davon wur-

den 1,4 Mrd. EUR dem Pflegevorsorgefonds zugeführt, der aus Beitragseinnahmen der Jahre 

2015 bis 2033 gespeist wird, um ab 2035 den Beitragssatz zu reduzieren (§§ 135-136 SGB XI). 

Die Verwaltungskosten (1,2 Mrd. EUR) hatten einen Anteil von 3,1% an den gesamten Ausga-

ben. Die Leistungsausgaben beliefen sich im Jahr 2017 auf 35,5 Mrd. EUR. Das 
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Leistungsniveau soll alle drei Jahre überprüft werden, das nächste Mal im Jahr 2020 (§ 30 

SGB XI). Als Orientierungswert für eine Anpassung dient die Preisentwicklung, wobei die Leis-

tungen höchstens entsprechend der Bruttolohnentwicklung angehoben werden sollen. 

Tabelle 23: Eckdaten zur sozialen Pflegeversicherung 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

a Gilt auch für Kinderlose bis 22 Jahre. 
b Gilt nur für Kinderlose ab 23 Jahren. 

Quelle: § 55 SGB XI, Bundesministerium für Gesundheit (2018, S. 147, 151, 154). 

Ende 2017 gab es 3,3 Mio. Pflegebedürftige mit Bezug von Leistungen nach dem SGB XI (Ta-

belle 23), das waren 3,1% der männlichen und 5,1% der weiblichen Bevölkerung. Dabei sind die 

Pflegequoten bis zum Erreichen des Ruhestandsalters deutlich geringer, danach nehmen sie 

deutlich mit dem Alter zu (Abbildung 11). Dementsprechend hat die demographische Entwick-

lung einen maßgeblichen Einfluss auf die künftigen Leistungsausgaben. Abbildung 12 zeigt 

die Verteilung der Pflegebedürftigen Ende 2017 auf die Anfang 2017 eingeführten fünf Pflege-

grade. Der Pflegegrad 1 ist quantitativ bedeutungslos, auf die Pflegegrade 2 und 3 entfallen 

zusammen gut drei Viertel der Pflegebedürftigen, knapp ein Viertel entfällt auf die beiden 

höchsten Pflegegrade. 

  

Merkmal Wert 

Versicherte (2017) 72,3 Mio. 

Mitglieder (2017) 56,0 Mio. 

LeistungsempfängerInnen (Ende 2017) 3,3 Mio. 

Beitragssatz für Personen mit Kinda (2017/18 / ab 2019) 2,55% / 3,05% 

Beitragssatz für Kinderloseb (2017/18 / ab 2019) 3,05% / 3,30% 

Einnahmen (2017) 36,1 Mrd. EUR 

davon: Beiträge 36,0 Mrd. EUR 

davon: sonstige Einnahmen 0,1 Mrd. EUR 

Ausgaben (2017) 38,5 Mrd. EUR 

davon: Leistungsausgaben 35,5 Mrd. EUR 

davon: Verwaltung 1,2 Mrd. EUR 

davon: Zuführung zum Pflegevorsorgefonds 1,4 Mrd. EUR 
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Abbildung 11: Pflegequote nach Alter und Geschlecht Ende 2017 

 
Anmerkung: Pflegequote: Anteil der Pflegebedürftigen mit Bezug von Leistungen nach dem SGB XI an 
der Bevölkerung gleichen Alters und Geschlechts. 

Quelle: Statistisches Bundesamt 2018d, S. 20. 

Der Ersatz der früheren drei Pflegestufen Anfang 2017 durch fünf Pflegegrade aufgrund des 

Ende 2015 beschlossenen Zweiten Pflegestärkungsgesetz war mit erheblichen Leistungsver-

besserungen verbunden. Daher werden hier nur Vorausberechnungen einbezogen, die diese 

Reform bereits berücksichtigen.81 Analog zur gesetzlichen Krankenversicherung (Unterab-

schnitt 2.3.2.2) erfolgt der Vergleich wiederum anhand der zur Finanzierung der vorausberech-

neten Ausgaben erforderlichen Beitragssätze. 

 

––– 

81 Die Projektion von Aretz et al. (2016, S. 12) berücksichtigen zwar grundsätzlich den Rechtsstand vom 1. Januar 2016 ein-
schließlich verbindlich geregelter Änderungen, nicht jedoch das Zweite Pflegestärkungsgesetz (E-Mail der Ruhr-Universität 
Bochum vom 27. Februar 2019). Daher wird diese Vorausberechnung hier nicht berücksichtigt. 
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Abbildung 12: Verteilung der Pflegegrade Ende 2017 

 
Anmerkung: nur Pflegebedürftige mit Bezug von Leistungen nach dem SGB XI; ohne wenige Fälle, bei 
denen noch keine Zuordnung zu einem Pflegegrad erfolgt war. 

Quelle: Statistisches Bundesamt 2018d, S. 18; eigene Berechnungen. 

Die Annahmen der hier berücksichtigten Studien zeigt Tabelle 24. Die Vorausberechnungen 

von Werding (2018) und Werding/Läpple (2019) basieren auf einem umfassenden Simulati-

onsmodell, das auch für die Berechnungen zur Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen ver-

wendet wird (Unterabschnitt 2.3.1.2). Die Vorausberechnungen von Bahnsen et al. (2018) und 

Bahnsen/Raffelhüschen (2019) basieren auf einem Modell zur Generationenbilanzierung, das 

auch von Bahnsen/Manthei et al. verwendet wird (vgl. Unterabschnitt 2.3.1.1). Die Vorausbe-

rechnung von Ehrentraut/Huschik (2019) bis 2045 basiert auf dem makroökonomischen Welt-

wirtschaftsmodells VIEW und dem nationalen Sozialversicherungsmodell OCCUR von Prog-

nos. Die Vorausberechnung von Kochskämper (2017a) bezieht sich lediglich auf die Kran-

ken- und Pflegeversicherung. 

Anders als die übrigen Studien konnten Kochskämper (2017a) und Werding (2018) noch nicht 

auf die alters- und geschlechtsspezifischen Pflegeausgaben nach Einführung der fünf Pflege-

grade Anfang 2017 zurückgreifen, sie berücksichtigen die Reform jedoch durch Annahmen. 
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Beide gehen ebenso wie Werding/Läpple (2019)82 und anders als die anderen beiden Studien 

für die Entwicklung der Ausgabenprofile ganz bzw. partiell von der Kompressionsthese aus 

(vgl. hierzu Unterabschnitt 2.3.2.2). Alle Vorausberechnungen gehen davon aus, dass die Pfle-

geausgaben nicht - wie gesetzlich intendiert (§ 30 SGB XI) - lediglich entsprechend der Preis-

entwicklung, sondern entsprechend der Lohnentwicklung bzw. des nominalen Bruttoinlands-

produkts je Kopf steigen. 

Tabelle 24: Annahmen verschiedener Vorausberechnungen für den Beitragssatz zur 

sozialen Pflegeversicherung 

Parame-
ter 

Kochskämper 
(2017a) 

a) Werding (2018) 
b) Werding/Läpple 

(2019) 

a) Bahnsen et al. 
(2018) 

b) Bahnsen/Raffel-
hüschen (2019) 

Ehrentraut/Hu-
schik (2019) 

Basisjahr 2015/2016 Pflegeausgaben: 
a) 2016 
b) 2017 

Pflegeausgaben: 
2017 

Pflegeausgaben: 
2017 

Voraus-
berech-
nungsmo-
dell 

isolierte Vorausbe-
rechung 

Simulationsmodell 
für demographie-
abhängige Ausga-
ben (vgl. Unterab-
schnitt 2.3.1.2 und 
Tabelle 6 am Ende 
von Unterab-
schnitt 2.3.1.1) 

Generationenbilan-
zierung 
analog Bahn-
sen/Manthei et al. 
(vgl. Unterab-
schnitt 2.3.1.1, 
insb. Tabelle 6) 

makroökonomi-
sches Weltwirt-
schaftsmodell 
VIEW und nationa-
les Sozialversiche-
rungsmodell OC-
CUR von Prognos 

Demogra-
phische 
Annah-

men 

Variante 2 (vgl. Ta-
belle 3 in Ab-
schnitt 2.2) 

vgl. Tabelle 3 in 
Abschnitt 2.2 

vgl. Tabelle 3 in 
Abschnitt 2.2 

k.A. 

Dynami-
sierunga 
analog 

Bruttolöhne Arbeitsproduk-
tivität und Löhne 

Produktivität und 
Löhne 

nominales Brutto-
inlandsprodukt je 
Kopf (über der In-
flationsrate, unter 

den Bruttolohn-
steigerungen) 

 

 

––– 

82 E-Mail der Ruhr-Universität Bochum vom 18. März 2019. 
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Parame-
ter 

Kochskämper 
(2017a) 

a) Werding (2018) 
b) Werding/Läpple 

(2019) 

a) Bahnsen et al. 
(2018) 

b) Bahnsen/Raffel-
hüschen (2019) 

Ehrentraut/Hu-
schik (2019) 

Spezifi-
scher 

Kosten-
druck 

- - - Anstieg des An-
teils der Empfän-
gerInnen vollstati-

onärer Pflege; 
reine Angehörigen-
pflege verliert an 

Bedeutung 

Kompres-
sions-
these 

Verschiebung der 
Ausgabenprofile 
entsprechend der 
längeren Lebens-

erwartung 

Verschiebung der 
Ausgabenprofile 
um neun Monate 
je Jahr längerer 

Lebenserwartung 

- - 

Ermittel-
ter Bei-

tragssatz 

Durchschnitt der 
Beitragssätze für 
jene mit und jene 

ohne Kind 

Durchschnitt der 
Beitragssätze für 
jene mit und jene 

ohne Kind 

Beitragssatz für 
Personen mit 

Kind(ern) 

Beitragssatz für 
Personen mit 

Kind(ern) 

Endjahr d. 
Voraus-
berech-

nung 

2050 2080 a) 2066 
b) 2060 

2045 

a Dynamisierung der alters- und geschlechtsspezifischen Pflegeausgaben. 

Quelle: Kochskämper 2017a und telefonische Auskunft des Instituts der deutschen Wirtschaft 
Köln vom 13. Februar 2019; Werding 2018; Werding/Läpple 2019 und E-Mail der Ruhr-Univer-
sität Bochum vom 18. März 2019; Bahnsen et al. 2018, S. 12; Bahnsen/Raffelhüschen 2019; 
Ehrentraut/Huschik 2019. 

Nach den Vorausberechnungen von Kochskämper (2017a, S. 19f.) und Werding (2018, S. 17) 

beträgt der im Durchschnitt für Personen mit und ohne Kind erforderliche Beitragssatz rund 

3% im Jahr 2040 und 3,7% bzw. 3,0% im Jahr 2050 (Tabelle 25). Ihre seinerzeit noch erforder-

lichen Annahmen zu den Auswirkungen der Anfang 2017 in Kraft getretenen Pflegereform auf 

die geschlechts- und altersspezifischen Ausgaben (Ausgabenprofile) waren jedoch zu opti-

mistisch.83 Dementsprechend projizieren Werding/Läpple (2019, S. 19) auf Basis von Daten zu 

Pflegeausgaben nach Inkrafttreten der Reform etwas höhere Beitragssätze. Anders als diese 

drei Studien gehen die übrigen Studien nicht von der Kompressionsthese aus und projizieren 

dementsprechend deutlich höhere Beitragssätze. Bahnsen et al. (2018, S. 16f.) und 

––– 

83 E-Mail des Instituts der deutschen Wirtschaft Köln vom 13. Februar 2019 und E-Mail der Ruhr-Universität Bochum vom 27. 
Februar 2019. 
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Bahnsen/Raffelhüschen (2019, S. 33) ermitteln bis Mitte der 2030er Jahre einen Anstieg des 

erforderlichen Beitragssatzes für Kinderlose auf 4,0% und bis 2060 einen Anstieg auf 5,9%. Die 

Projektion von Ehrentraut/Huschik (2019, S. 5) führt zu leicht geringeren Beitragssätzen, u.a. 

aufgrund der Dynamisierung der Pflegeausgaben lediglich mit dem nominalen Bruttoinlands-

produkt je Kopf. 

Tabelle 25: Vorausberechnungen für den Beitragssatz zur sozialen Pflegeversiche-

rung 

Studie 2025 2030 2035 2040 2045 2050 2060 2070 2080 

Basisjahr für Pflegeausgaben: vor 2017 

Kochskämper 
(2017a)a 

2,7% 2,9% 2,9% 3,2% 3,5% 3,7%    

Werding (2018)a 2,8% 2,8% 2,8% 2,8% 2,8% 3,0% 3,2% 3,1% 3,3% 

Basisjahr für Pflegeausgaben: 2017 

Werding/Läpple 
(2019)a 

3,1% 3,2% 3,2% 3,4% 3,6% 3,7% 3,8% 3,7% 3,8% 

Bahnsen et al. 
(2018) und Bahn-
sen/Raffelhüschen 
(2019)b 

3,5% 3,8% 4,0% 4,2% 4,8% 5,3% 5,9%   

Ehrentraut/Huschik 
(2019)b 

3,25% 3,55% 3,65% 3,85% 4,25%     

a Durchschnittlicher Beitragssatz von Personen mit und ohne Kind. 
b Beitragssatz von Personen mit Kind(ern). 

Anmerkung: zur Finanzierung der Ausgaben erforderlicher Beitragssatz. 

Quelle: Bahnsen et al. 2018, S. 16f., Bahnsen/Raffelhüschen 2019, S. 33 und E-Mail der 
Universität Freiburg vom 12. Februar 2019; Ehrentraut/Huschik 2019, S. 5; Kochskämper 
2017a, S. 19f. und E-Mail des Instituts der deutschen Wirtschaft Köln vom 13. Februar 2019; 
Werding 2018, S. 17 und E-Mails der Ruhr-Universität Bochum vom 18. und 27. Februar 2019; 
Werding/Läpple 2019, S. 19 und E-Mail der Ruhr-Universität Bochum vom 18. März 2019. 

2.4 Fazit 

Deutschland steht in den nächsten Dekaden ein tiefgreifender demographischer Wandel be-

vor. Eine geringe Geburtenrate und eine steigende Lebenserwartung als die Determinanten der 

natürlichen Bevölkerungsentwicklung tragen zu einer weiter alternden und gleichzeitig 

schrumpfenden Bevölkerung bei. Zuwanderung von jungen Erwachsenen wirkt der natürlichen 
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Bevölkerungsentwicklung entgegen, kann diese bei einem positiven Wanderungssaldo auf 

dem Niveau der letzten Dekaden von 100.000 bis 200.000 Personen jährlich allerdings nicht 

aufhalten, sondern nur abmildern. Nach den vorliegenden aktuellen amtlichen Bevölkerungs-

vorausberechnungen vom Statistischen Bundesamt und von Eurostat wird die Bevölkerung 

von 82,8 Mio. Ende 2017 auf 67,6 bis 80,7 Mio. Ende 2060 zurückgehen (siehe Tabelle 26). 

Damit verbunden ist ein Anstieg der Relation von Personen im Ruhestandsalter ab 65 Jahren 

zu jeweils 100 Personen im Erwerbsalter (20 bis 64 Jahre) von 35,5 Ende 2017 auf 58,5 bis 

69,4 Ende 2060. 

Tabelle 26: Eckdaten aktueller amtlicher Bevölkerungsvorausberechnungen 

Merkmal Ist (Ende) 
2017a 

Projektion für (Ende) 2060 

   Minimum Maximum 

Geburtenrate  1,57 1,4 1,64 

Lebenserwartung Jungen 78,4 Jahre 84,7 Jahre 86,7 Jahre 

bei Geburt Mädchen 83,2 Jahre 88,6 Jahre 90,4 Jahre 

Fernere Lebenserwar- Männer 17,80 Jahre 21,9 Jahre 23,7 Jahre 

tung von 65-Jährigen Frauen 21,00 Jahre 24,9 Jahre 26,5 Jahre 

Wanderungssaldo  +416.000 +100.000 +200.000 

Bevölkerung  82,8 Mio. 67,6 Mio. 80,7 Mio. 

Altenquotientb 
15-64 Jahre 32,8 53,7 64,1 

20-64 Jahre 35,5 58,5 69,4 
a Lebenserwartung: 2015/17. 
b Ältere ab 65 Jahren je 100 Personen im Erwerbsalter von 15 bzw. 20 bis 64 Jahren. 

Anmerkung: Berücksichtigt wurden die acht Varianten der 13. koordinierten Bevölkerungsvorausberech-
nung (Statistisches Bundesamt 2015b; 2015c), die später aktualisierte Variante (Statistisches Bundes-
amt 2017) und die Basisvariante der Bevölkerungsvorausberechnung von Eurostat (2017). 

Quelle: Eurostat 2017; Statistisches Bundesamt (2015b; 2015c; 2017; 2018c; 2019); Statis-
tisches Bundesamt (GENESIS Online-Datenbank, Statistik 12612-0009) (Geburtenrate 2017); 
Statistisches Bundesamt (GENESIS Online-Datenbank, Statistik 12411-0005) (Bevölkerung und 
Altenquotient Ende 2017); E-Mail des Statistischen Bundesamts vom 16. Januar 2019 (fernere 
Lebenserwartung von 65-Jährigen im Jahr 2060 der Variante 2-A der 13. koordinierten Be-
völkerungsvorausberechnung); Eurostat-Datensatz „Bevölkerungsvorausberechnung auf natio-
naler Ebene (2015-2080)“; eigene Berechnungen. 

Die schrumpfende und vor allem alternde Bevölkerung sind eine Herausforderung für die sozi-

alen Sicherungssysteme. Betroffen sind hauptsächlich die gesetzliche Rentenversicherung, 

die gesetzliche Krankenversicherung und die soziale Pflegeversicherung, weil im 
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Ruhestandsalter hier typischerweise keine oder nur vergleichsweise geringe Beiträge gezahlt 

werden und gleichzeitig die meisten Leistungen beansprucht werden. Für die Gebietskörper-

schaften ergeben sich hingegen tendenziell Entlastungen bei Ausgaben für Kinderbetreuung 

und andere familienpolitische Leistungen sowie bei Bildungsausgaben, allerdings Belastungen 

für Beamtenversorgung und Beihilfe; insgesamt dürfte es bei den Gebietskörperschaften künf-

tig fiskalischen Spielraum geben. Geht man von unveränderten Beitragssätzen zur Sozialver-

sicherung aus, dann beträgt der Gegenwartswert der Finanzierungslücke bei der Rentenversi-

cherung (unter Berücksichtigung regelgebunden steigender Bundeszuschüsse) etwa das An-

derthalbfache des jährlichen Bruttoinlandsprodukts,84 bei der Krankenversicherung sind es 

rund 80% und bei der Pflegeversicherung rund 40% des jährlichen Bruttoinlandsprodukts. 

Werden jenseits der gesetzlich festgelegten Bundeszuschüsse zur Renten- und Krankenversi-

cherung wie bislang die Ausgaben dieser beiden Versicherungszweige sowie der Pflegeversi-

cherung durch Beiträge gedeckt, so müssen die Beitragssätze infolge der zu erwartenden de-

mographischen Entwicklung deutlich steigen. Für die Rentenversicherung ergibt sich bis Mitte 

der 2030er Jahre - nach dem Erreichen des Ruhestandsalters der geburtenstarken Jahrgänge 

von Mitte der 1950er bis Ende der 1960er Jahre - ein Anstieg des Beitragssatzes von derzeit 

18,6% auf etwa 22% bis 23%, 2060 müsste er um etwa weitere zwei Prozentpunkte und bis 

2080 um nochmals etwa einen weiteren Prozentpunkt erhöht werden. In der Krankenversiche-

rung dürfte aufgrund des amtlich vorausberechneten demographischen Wandels der erforder-

liche Beitragssatz (einschließlich kassenindividueller Zusatzbeitragssatz) von derzeit 15,5% 

bis 2040 auf 18% bis 21% und 2060 auf 19% bis 23% steigen. In der Pflegeversicherung dürfte 

der erforderliche Beitragssatz für Personen mit Kind(ern) von derzeit 3,05% bis 2040 auf bis 

zu 4% und bis 2060 auf 4% bis 6% steigen. In der Summe der drei Sozialversicherungen ergibt 

sich danach ein Anstieg des Beitragssatzes von derzeit 37,15% auf 44% bis 48% um 2040 und 

auf 47% bis 54% um 2060. Gleichzeitig würde das Rentenniveau netto vor Steuern von derzeit 

48,3% auf 42% bis 44% um 2040 und auf rund 41% um 2060 sinken. Trotz des sinkenden Ren-

tenniveaus dürfte bis Mitte der 2030er Jahre der Anteil Älterer, die bedürftigkeitsgeprüfte Für-

sorgeleistungen beziehen oder als armutsgefährdet gelten, nur moderat zunehmen. 

Die ausschließliche Betrachtung der künftig erforderlichen Erhöhungen der Beitragssätze 

überzeichnet allerdings die Folgen des anstehenden demographischen Wandels, da 

––– 

84 Steigt künftig der Beitragssatz zur gesetzlichen Rentenversicherung so ergibt sich auch eine Entlastung durch die daraus 
resultierende Reduktion der Rentenanpassungen. 
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gleichzeitig die Gebietskörperschaften tendenziell entlastet werden (vgl. oben). Um dies zu 

berücksichtigen, kann die Entwicklung der demographieabhängigen Ausgaben in Relation zum 

Bruttoinlandsprodukt betrachtet werden. Sie steigen nach den vorliegenden Projektionen bis 

2060 je nach Annahmen um drei bis neun Prozent des jeweiligen Bruttoinlandsprodukts. 

Die skizzierten Vorausberechnungen hängen in unterschiedlicher Intensität von den zugrunde 

liegenden demographischen und weiteren Annahmen ab: 

 Geburtenrate: Eine Erhöhung der Geburtenrate führt kurz- und mittelfristig aufgrund zusätz-
licher Ausgaben für Kinderbetreuung, weitere familienpolitische Leistungen und Bildung 
sowie ggf. einer geringeren Erwerbsbeteiligung der Eltern zu moderaten zusätzlichen Be-
lastungen für die öffentliche Hand, sehr langfristig per Saldo zu moderaten Entlastungen. 

 Lebenserwartung: Ein weiterer Anstieg der Lebenserwartung führt zu hohen zusätzlichen 
fiskalischen Belastungen, weil Ältere deutlich überproportional Leistungen der Renten-, 
Kranken- und Pflegeversicherung in Anspruch nehmen und unterproportional zu ihrer Fi-
nanzierung beitragen. 

 Wanderungsbewegungen: Wanderungsgewinne führen nicht nur zu einer Vergrößerung, 
sondern auch zu einer Verjüngung der Bevölkerung, da Wanderungsbewegungen ganz 
überwiegend junge Erwachsene betreffen. Inwieweit zusätzliche Zuwanderung zu fiskali-
schen Be- oder Entlastungen führt, hängt entscheidend von der Qualifikation der Zuwande-
rer und der Geschwindigkeit ihrer Arbeitsmarktintegration ab. Langfristig fiskalisch vorteil-
haft sind bereits Zuzüge, wenn mehr als 20% der Zuwanderer im Durchschnitt wie Deut-
sche und weniger als 80% wie die im Inland lebenden AusländerInnen Steuern und Abga-
ben entrichten und Sozialleistungen erhalten.  

 Lebensarbeitszeit: Eine langfristige sukzessive Verlängerung der Lebensarbeitszeit - ins-
besondere infolge einer Erhöhung der Regelaltersgrenze über 67 Jahre hinaus ab 
2031 - führt zu zusätzlichen Steuer- und Beitragseinnahmen und verschiebt die Rentenzah-
lungen. Allerdings fallen dadurch die Rentenanpassungen höher aus und infolge der länge-
ren Lebensarbeitszeit steigen die individuellen Rentenansprüche. Insgesamt ergeben sich 
dauerhaft positive Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte, während der Phase der 
Verlängerung der Lebensarbeitszeit deutlich, anschließend nachlassend. 

 Wirtschaftliche Entwicklung: Produktivitäts- und Wirtschaftswachstum haben nur geringe 
Auswirkungen auf öffentliche Finanzierungsdefizite und Beitragssätze zur Sozialversiche-
rung. Dies liegt daran, dass mit dem Wachstum dieser Größen nicht nur die Einnahmen, 
sondern auch die Ausgaben für Sozialleistungen annähernd proportional steigen. Gleich-
wohl sind bei stärkerem Wachstum erforderliche Senkungen der Leistungsniveaus bzw. 
erforderliche Erhöhungen von Steuer- und Beitragssätzen ggf. weniger einschneidend. 

 Arbeitsmarktentwicklung: Eine hohe Arbeitsmarktbeteiligung und eine geringe Er-
werbs- bzw. Arbeitslosenquote wirken sich unmittelbar positiv und vergleichsweise deut-
lich auf die öffentlichen Haushalte aus. 
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 Gesundheit im Alter: Inwieweit die zusätzlichen Lebensjahre infolge steigender Lebenser-
wartung in Gesundheit oder Krankheit verbracht werden, hat ebenfalls deutliche fiskalische 
Auswirkungen. Auch generell steigende Gesundheitsausgaben infolge des medizinisch-
technischen Fortschritts können sich fiskalisch erheblich auswirken. 

Von den drei demographischen Determinanten Geburtenrate, Lebenserwartung und Wande-

rungsbewegungen wirken sich also vor allem die Lebenserwartung und die Wanderungsbewe-

gungen und mit Einschränkungen auch die Lebensarbeitszeit auf die sozialen Sicherungssys-

teme aus. Insgesamt weisen die vorliegenden Projektionen der demographischen Entwicklung 

und ihrer Folgen für die sozialen Sicherungssysteme auf Reformbedarf hin, allerdings lassen 

sich aus ihnen unmittelbar keine konkreten Reformen ableiten. 
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3 Auswirkungen der Digitalisierung auf die Soziale 

Sicherung 

Alexander Spermann 

3.1 Einführung 

In dieser Expertise werden die wichtigsten Studien zum Thema Digitalisierung mit Blick auf 

den Arbeitsmarkt und die sozialen Sicherungssysteme als Literaturüberblick zusammenge-

fasst sowie über die Konsequenzen für die sozialen Sicherungssysteme reflektiert, insbeson-

dere die Arbeitslosenversicherung und Grundsicherung. Abschnitt 3.2 stellt die Digitalisierung 

in einen wirtschaftshistorischen Kontext. Dabei wird der Effekt der Digitalisierung auf die Ar-

beitsproduktivität und die sozialen Sicherungssysteme vor dem Hintergrund der ersten indust-

riellen Revolution dargestellt. In Abschnitt 3.3 werden die wichtigsten Studien zu den Wirkun-

gen der Digitalisierung auf den Arbeitsmarkt dargestellt. Dieser Abschnitt aktualisiert und er-

weitert den Überblicksartikel von Spermann (2016). In Abschnitt 3.4 wird der Zusammenhang 

zwischen Digitalisierung und sozialen Sicherungssystemen reflektiert. Dabei ist zu beachten, 

dass der Effekt des Schlüsselfaktors Digitalisierung isoliert betrachtet und nicht in Kombina-

tion mit dem Schlüsselfaktor Demographie analysiert wird. Abschnitt 3.5 fasst die Ergebnisse 

des Beitrags zusammen.  

3.2 Digitalisierung im wirtschaftshistorischen Kontext 

3.2.1 Die erste industrielle Revolution und die Geburt der Sozialversicherung 

Die erste industrielle Revolution im 18./19. Jahrhundert – die Mechanisierung mit Dampfkraft 

– hat die jahrhundertelange Seitwärtsbewegung des Wohlstands in Europa beendet. Während 

im Mittelalter keine Wachstumsschübe zu beobachten waren, stieg der Lebensstandard – ge-

messen als Bruttoinlandsprodukt je Kopf – plötzlich stark an. Gleichzeitig geht die gemessene 

Arbeitszeit in Stunden seitdem trendmäßig zurück. Auch entwickelte sich als Reaktion auf die 

sozialen Folgewirkungen der Industrialisierung der Bismarck-Sozialstaat: die 
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Sozialversicherungen, die heute aus fünf Säulen bestehen (Renten-, Kranken-, Arbeitslosen-, 

Pflege- und Unfallversicherung).  

Aus ökonomischer Sicht hatten sich die relativen Preise verändert, so dass sich bisher unren-

table Technologien plötzlich lohnten. Konkret wurden energieintensive Technologien durch die 

Erfindung der Dampfmaschine wesentlich kostengünstiger. Dieser Preisschock führte zu mas-

siven Veränderungen: Arbeitsintensive Produktionen wurden durch energieintensive Produkti-

onen ersetzt. Die klassischen Beispiele sind die Dampfschifffahrt und Dampflokomotiven, die 

nicht nur den Verkehrssektor massiv veränderten. Durch diesen Substitutionseffekt gingen 

viele Arbeitsplätze in schrumpfenden Sektoren verloren – neue Stellen, die andere Qualifikati-

onen erforderten, entstanden. 

Der Übergang von der Agrar- zur Industriegesellschaft war mit massiven sozialen Umstruktu-

rierungen verbunden, die ein soziales Sicherungsnetz erforderlich machten. Aus heutiger Sicht 

handelte es sich bei der Bismarck-Sozialversicherung mit Beitragsfinanzierung durch Arbeit-

geber und Arbeitnehmer jedoch um ein sehr löchriges Netz. So deckte die zuerst eingeführte 

Krankenversicherung (1883) nur minimale Leistungen ab. Auch kamen nur wenige Deutsche 

in den Genuss von Auszahlungen der Rentenversicherung (1889), weil die Lebenserwartung 

deutlich unter dem Renteneintrittsalter lag. Die Arbeitslosenversicherung wurde erst 1927 ein-

geführt. Das steuerfinanzierte Sozialhilfesystem als Ergänzung der Leistungen der Sozialver-

sicherung wurde sogar erst nach dem zweiten Weltkrieg entwickelt.  

3.2.2 Die digitale Revolution und das soziale Sicherungssystem 

In der deutschen Diskussion wird seit einigen Jahren der Begriff Industrie 1.0 für die erste in-

dustrielle Revolution verwendet. Dagegen steht Industrie 2.0 für die Fließbandfertigung und 

den Einsatz elektrischer Energie im 20. Jahrhundert. Die Automatisierung in den siebziger Jah-

ren des letzten Jahrhunderts gilt als Industrie 3.0. Die interaktive Vernetzung von Geräten mit 

dem Internet unter Einsatz von Sensoren wird als Industrie 4.0 oder als „Internet der Dinge“ – 

die digitale Revolution - bezeichnet (Lorenz et al. 2015, Wolter et al. 2015).  

Eine weitere Begrifflichkeit, die sich in der heutigen Diskussion findet, ist das „Maschinenzeit-

alter“. Das erste Maschinenzeitalter beginnt nach dieser Terminologie mit der Einführung der 

Dampfmaschine von James Watt (1775), das zweite Maschinenzeitalter hat gerade begonnen 

– und ist mit der Verbreitung digitaler Technologien verbunden. Dazu zählen auch neuere 
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Entwicklungen der künstlichen Intelligenz und der Blockchain-Technologie. Diese Entwicklun-

gen führen häufig zu disruptiven Geschäftsmodellen, die sich in einem innovativen Start-up 

Umfeld entwickeln (Brynjolfsson/McAfee 2014, Thiel 2014, Keese 2014). 

Aus ökonomischer Sicht verändern sich durch die Digitalisierung erneut die relativen Preise, 

so dass sich bisher unrentable Technologien plötzlich lohnen. Die Kostenersparnis kommt die-

ses Mal über den massiv gesunkenen Preis für Daten (Bytes). Damit ist im Wesentlichen die 

Datenbeschaffung, -speicherung und -verarbeitung gemeint. Dazu kam es, weil fünf Entwick-

lungen gleichzeitig geschehen – sie lassen sich plakativ im Akronym DANCE zusammenfas-

sen. D steht für Daten, „big data“, also digitale Daten, die mit einer exponentiellen Wachstums-

rate produziert werden (z.B. digitale Bilder). A bedeutet Algorithmen, die Daten automatisch 

nach vorgegebenen Regeln aufbereiten (z.B. Machine learning). N spiegelt immer schneller 

werdende Netze wider (z.B. 5G), C betont die Bedeutung der Cloud als kostengünstiges Me-

dium für Datenspeicherung. Schließlich steht E für das exponentielle Wachstum der Daten-

speicherkapazitäten nach dem Gesetz von Moore (Verdopplung der Speicherkapazitäten alle 

18 Monate). Ergänzend muss der unerwartete Entwicklungssprung bei der Entwicklung der 

künstlichen Intelligenz (AI = artificial intelligence) als weiteres Element genannt werden 

(McAfee/Brynjolfsson 2017).  

Die digitale Revolution hat ein fundamental neues Geschäftsmodell ermöglicht, das eine Viel-

zahl der nach Marktkapitalisierung weltweit erfolgreichsten Firmen auszeichnet: die Plattform-

ökonomie. Kern dieses Geschäftsmodells ist die Kombination aus zweiseitigen Märkten, Netz-

werkeffekten, großen Elastizitäten und Nullgrenzkosten der Bereitstellung digitaler Daten. Ty-

pischerweise verbindet eine Plattform als Intermediär zwei Marktseiten, z.B. die Gastgeber und 

Kurzzeitmieter bei Airbnb oder die Busunternehmer und Reisenden bei Flixbus. Die Netzwer-

keffekte sind umso größer je mehr Teilnehmer auf beiden Marktseiten (kostenlos) bei der 

Plattform angemeldet sind. Wenn z.B. nur wenige Gastgeber auf Airbnb zu finden wären, wird 

das wenig potenzielle Übernachtungsgäste anziehen. Umgekehrt, wenn nur wenige Gäste bei 

der Plattform gemeldet sind, dann wird das nur wenige Anbieter von Unterkünften anziehen. 

Schwieriger zu verstehen sind die Konzepte der großen Elastizität und der Nullgrenzkosten. 

Mit Elastizität ist die Preiselastizität der Nachfrage gemeint: Wenn zum Beispiel der Preis um 

ein Prozent sinkt, dann steigt die Nachfrage um ein Prozent bei konstanter Preiselastizität von 

eins. Große Elastizität heißt nun, dass eine Preissenkung von einem Prozent die Nachfrage um 

mehr als einem Prozent steigen lässt. In einem solchen Fall führen Preissenkungen zu mehr 
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Umsatz. Große Elastizitäten betreffen die Nachfrageseite des Marktes. Die Besonderheit der 

digitalen Produkte von Plattformen liegen auf der Angebotsseite. Wenn sich ein zusätzlicher 

Nutzer bei Facebook oder Airbnb anmeldet, dann sind die zusätzlichen Kosten für die Plattform 

Null. Erst wenn ein zusätzlicher Server gekauft werden muss, dann entstehen sogenannte 

sprungfixe Kosten, aber jeder zusätzliche Nutzer auf dem neu angeschafften Server ist wieder 

mit zusätzlichen Kosten von Null verbunden – man spricht von Nullgrenzkosten. Was ist der 

gewinnmaximale Preis eines digitalen Produkts aus Sicht einer Plattform, wenn die Nachfrage 

eine große Elastizität aufweist und Nullgrenzkosten vorliegen? Da der Gewinn die Differenz 

von Umsatz und Kosten ist, liegt das Gewinnmaximum dort, wo die zusätzlichen Umsätze den 

zusätzlichen Kosten entsprechen. Die zusätzlichen Kosten sind jedoch Null, so dass kurzfristig 

die Preise sogar Null sein können, um maximale Nachfrage zu generieren. Es wird demnach 

deutlich: Aufgrund der großen Preiselastizität der Nachfrage und der Nullgrenzkosten auf der 

Angebotsseite ist es für Plattformen gewinnmaximal, ihre digitalen Produkte zu sehr niedrigen 

Preisen anzubieten – im Gegensatz zu Industrieunternehmen, die ihre (patentgeschützten) In-

novationen hochpreisig anbieten, um kurzfristige Monopolgewinne zu realisieren. Je nach Ge-

schäftsmodell, wird dann über individualisierte Werbung (z.B. Facebook, Google), Abonne-

mentsgebühren für weitergehende Dienstleistungen (z.B. Netflix, Spotify) oder Servicegebüh-

ren für Transaktionen der beiden Marktseiten (z.B. Airbnb, booking.com) zusätzlicher Gewinn 

gemacht (McAfee/Brynjolfsson 2017).  

Was heißt das für das soziale Sicherungssystem? Plattformen erreichen Marktbewertungen in 

Milliardenhöhe, doch sie beschäftigen im Vergleich zu Industrieunternehmen mit vergleichba-

rer Marktbewertung wesentlich weniger Menschen. Steueroptimierungsmodelle erlauben legal 

sehr niedrige Gewinnsteuern, soweit überhaupt Gewinne erzielt werden. Umsätze der Digital-

unternehmen werden derzeit in Europa nicht besteuert – eine EU-Digitalsteuer ist lediglich in 

der Diskussion (Wambach/Müller 2018). Damit fallen deutlich geringere Sozialversicherungs-

beiträge und Steuereinnahmen im Vergleich zu vergleichbar hoch marktbewerteten Industrie-

unternehmen an. Es ist offensichtlich, dass die Finanzierung des sozialen Sicherungssystems 

schwieriger würde, wenn sich diese Entwicklung weiter fortsetzte und Politik nicht gegensteu-

erte. 
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3.2.3 Die Arbeitsproduktivitätsschwäche in Deutschland 

Für das Verständnis der Effekte der Digitalisierung auf den Arbeitsmarkt und die soziale Siche-

rung in Deutschland ist der Begriff der Arbeitsproduktivität zentral. Formal gilt für die Produk-

tivität, dass sie als Quotient Output/Input gemessen wird. Die Produktivität kann demnach ge-

steigert werden, in dem die gleiche Menge mit geringerem Mitteleinsatz produziert wird (Mini-

malprinzip) oder mit gegebenem Mitteleinsatz mehr Output generiert wird (Maximalprinzip). 

In der Praxis finden Produktivitätssteigerungen auch dadurch statt, in dem der Outputzuwachs 

den Inputzuwachs übertrifft.  

Theoretisch wird zwischen Arbeitsproduktivität, Kapitalproduktivität und totaler Faktorproduk-

tivität unterschieden. In der empirischen Forschung und in der wirtschaftspolitischen Diskus-

sion steht jedoch die Arbeitsproduktivität im Mittelpunkt der Analysen (OECD 2019). Dabei 

wird Arbeitsproduktivität typischerweise als Stundenproduktivität gemessen, so dass im Nen-

ner das geleistete Arbeitsvolumen in Arbeitsstunden steht. Mit der Arbeitsproduktivität wird 

jedoch nicht nur die reine Anstrengung der Arbeitnehmer in Stunden gemessen, sondern auch 

die Ausstattung mit Humankapital, Produktionstechnologie sowie die Art der Arbeits- und Be-

triebsorganisation und Regulierung (Ademmer et al. 2017). 

Seit der Wiedervereinigung ist das Wachstum der Arbeitsproduktivität in Deutschland trend-

mäßig zurückgegangen. In den letzten Jahren war der Rückgang noch deutlicher – die Wachs-

tumsrate lag deutlich unter einem Prozent. Insbesondere zeichnen sich die Sektoren „Informa-

tion und Kommunikation“, „Handel, Verkehr und Gastgewerbe“ und „Produzierendes Gewerbe“ 

durch Produktivitätszuwächse aus. Das niedrigere Produktivitätswachstum der letzten Jahre 

ist im Wesentlichen auf die Verlangsamung des Wachstums im Produktionssektor zurückzu-

führen, wie Abbildung 13 verdeutlicht.  
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Abbildung 13: Produktivitätsentwicklung in Deutschland (1991-2015) 

Quelle: Bundesministerium der Finanzen 2017, S. 10. 

Woran liegt das? Ein Element eines Ursachenbündels ist die Digitalisierung. Es zeigt sich, dass 

die Digitalisierung das Produktivitätswachstum in Deutschland weniger stark stimulierte als in 

den USA oder im Vereinigten Königreich. Das liegt zum einen an der vergleichsweisen starken 

Regulierung von Güter- und Arbeitsmärkten. Zum anderen spielt auch die größere Bedeutung 

kleiner und mittlerer Unternehmen eine Rolle, die neue Technologien im Vergleich zu Großun-

ternehmen weniger effektiv einsetzen (Ademmer et al. 2017).  

3.2.4 Digitalisierung, Arbeitsproduktivität und soziale Sicherung 

Geringes Wachstum der Arbeitsproduktivität ist jedoch kein deutsches Phänomen, sondern 

wird in vielen europäischen Ländern diagnostiziert. Neuere OECD-Untersuchungen identifizie-

ren ein Paradoxon: Man beobachtet den schnellen technologischen Wandel in der Realität, 

aber findet lediglich langsames gesamtwirtschaftliches Produktivitätswachstum in den Sta-

tistiken. Jedoch lässt sich beobachten, dass es Vorreiter und Nachzügler bei der Anwendung 

digitaler Technologien gibt, wobei die Produktivitätslücke zwischen den beiden Gruppen zu-

nimmt. Deshalb hat die OECD eine Reihe von Politikempfehlungen entwickelt – mit dem Ziel, 

die Produktivitätseffekte auf die gesamte Volkswirtschaft übertragen zu können. Dazu 
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gehören neben dem Ausbau der digitalen Infrastruktur auch die Investitionen in die Kompeten-

zen der Mitarbeiter sowie die Förderung digitaler Technologien bei kleinen und mittleren Un-

ternehmen sowie die Ermöglichung des Strukturwandels durch einen geeigneten Regulie-

rungsrahmen (OECD 2015, 2019).  

Sollten die vorgeschlagenen Maßnahmen ergriffen werden, dann würde die Digitalisierung in 

stärkerem Maße als bisher zum Wachstum der Arbeitsproduktivität beitragen. Das Wirt-

schaftswachstum würde zunehmen, das Bruttoinlandsprodukt je Kopf würde ebenfalls stei-

gen, doch es wären weniger Arbeitnehmerstunden für einen gegebenen Output nötig. Eine 

hochproduktive Gesellschaft mit hohem Einsatz digitaler Technologien benötigte für die in 

Deutschland produzierten Güter und Dienstleistungen weniger Menschen, angesichts der de-

mographischen Entwicklung im Grunde eine positive Aussicht. Doch die Einnahmenbasis für 

den beitragsfinanzierten Bismarck-Sozialstaat und die steuerfinanzierte Grundsicherung wäre 

nicht dauerhaft gesichert. Anders formuliert: Je erfolgreicher die Digitalisierung, desto mehr 

Herausforderungen kommen insbesondere auf die sozialen Sicherungssysteme zu.  

3.2.5 Zwischenergebnis 

Es lassen sich zwei zentrale Ergebnisse der bisherigen Analyse festhalten. Zum einen bewirkt 

das zweite Maschinenzeitalter, dass bisherige Industrieunternehmen im Vergleich zu Platt-

form-Unternehmen an Bedeutung verlieren. Diese Unternehmen beschäftigen jedoch bei glei-

cher Marktkapitalisierung wesentlich weniger Arbeitnehmer. Zum anderen würde eine erfolg-

reiche Digitalisierung der Wirtschaft, insbesondere der kleineren und mittleren Unternehmen, 

zwar die Arbeitsproduktivität und damit das Wirtschaftswachstum erhöhen, doch wären relativ 

weniger Menschen in den digitalisierten Sektoren beschäftigt. Wenn nicht in anderen Sektoren 

zusätzliche Arbeitsplätze mit vergleichbar hohen Bruttoeinkommen entstehen, dann würde die 

Bemessungsgrundlage für Sozialversicherungsbeiträge und Steuern schrumpfen. Somit käme 

es zu enormen Finanzierungsproblemen für das Bismarck-Sozialversicherungssystem und 

das Hartz-Grundsicherungssystem. Deshalb muss die Politik jetzt Alternativen durchdenken. 
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3.3 Wirkungen der Digitalisierung auf den Arbeitsmarkt  

3.3.1 Polarisierung und das Verschwinden der Routinejobs  

In den letzten fünfzehn Jahren wird das Thema Jobpolarisierung in der wissenschaftlichen 

Literatur ausführlich diskutiert. Im Kern geht es um das Verschwinden von Routinejobs durch 

Automatisierung (Autor et al. 2003). Damit geht das „Aushöhlen“ von Tätigkeiten einher, die 

mittlere Qualifikationen erfordern, so dass Tätigkeiten mit geringen und hohen Anforderungen 

an die Qualifikation anteilsmäßig zunehmen. So kommt es zur so genannten „Jobpolarisie-

rung“ (Goos/Manning 2003).  

Die ersten Studien zur Jobpolarisation untersuchten dieses Phänomen mit US-Daten für die 

Jahre 1979-2012. So konnte empirisch belegt werden, dass in diesem Zeitraum in großem 

Umfang Routinejobs, für die mittlere Qualifikationen (z.B. Verkäufer, Büro- und Verwaltungsan-

gestellte und Industriearbeiter) erforderlich sind, automatisiert wurden. Während im Jahr 1979 

noch 60% der Jobs mittlere Qualifikationen erforderte, waren es im Jahr 2012 nur noch 46% 

(Autor et al. 2003 und 2006).  Eine ähnliche Entwicklung lässt sich für den Zeitraum 1993-2010 

auch für 16 europäische Länder zeigen (Goos et al. 2014). Der Grund: Durch den massiven 

Preisverfall für Hard- und Software rechnete sich die Automatisierung für Arbeitgeber.  

Dagegen nahmen Nicht-Routinejobs anteilsmäßig zu – und zwar sowohl niedrig- als auch 

hochqualifizierte Stellen. Dieses Phänomen wird Jobpolarisierung genannt – es lässt sich bes-

ser verstehen, wenn man – was Arbeitsmarktökonomen gerne tun – den Arbeitsmarkt als Ku-

chen interpretiert, der wachsen oder schrumpfen kann (Boeri/van Ours 2013). Die Größe des 

Kuchens wird durch das Arbeitsvolumen, also die Zahl der Arbeitsstunden bestimmt. Jobpo-

larisierung kann man sich in diesem Bild folgendermaßen vorstellen. Die unterste Schicht des 

Kuchens sind Jobs mit einem hohen Anteil an Nichtroutinetätigkeiten, die lediglich geringe 

Qualifikation erfordern – sie können derzeit nicht oder nur mit hohen Kosten automatisiert 

werden wie z.B. einfache Dienstleistungen im Gesundheits- und Reinigungsbereich oder in der 

Sicherheitsbranche. Ihr Anteil am Gesamtkuchen hat zugenommen. Die oberste Schicht des 

Kuchens sind Jobs mit einem hohen Anteil an Nichtroutinetätigkeiten, die hohe Qualifikationen 

wie Problemlösungskompetenzen, Intuition, Kreativität und hohe Analyse- und Kommunikati-

onsfähigkeiten erfordern. Ihr Anteil am Gesamtkuchen hat ebenfalls zugenommen. Damit 

schrumpft der Anteil der mittleren Qualifikationen, wenn die Größe des Kuchens unverändert 
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bleibt. Wichtig ist zu verstehen, dass die absolute Zahl der Arbeitsstunden bei den mittleren 

Qualifikationen gleichbleiben oder sogar zunehmen kann, wenn der Kuchen wächst. 

Abbildung 14: Job-Polarisierung in den USA und der Europäischen Union 

 

Quelle: OECD 2016, eigene Darstellung. 

 

Die erste empirische Studie für Deutschland wurde von Spitz-Oener (2006) vorgelegt – und 

bestätigte die aus den USA bekannte empirische Evidenz für den Zeitraum 1979-1999. Dem-

nach bewirkt die Automatisierung durch den verstärkten Einsatz von Maschinen und Compu-

tern das Verschwinden von Routine-Tätigkeiten. Vereinfacht ausgedrückt: Arbeitnehmer mit 

mittleren Qualifikationen wie Buchhalter und Steuerfachgehilfen verlieren, während Arbeitneh-

mer mit einfachen Qualifikationen wie Servicekräfte in der Gastronomie und Reinigungsperso-

nal sowie hochqualifizierte Berater und Manager zumindest anteilsmäßig gewinnen.  
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Eine OECD-Studie zeigt die Entwicklung in den USA im Vergleich zu den 28 EU-Staaten für den 

Zeitraum 2002 bis 2014. Dort bestätigt sich der anteilsmäßige Rückgang der Routinejobs – sie 

nahmen in beiden Regionen um knapp zehn Prozentpunkte ab. Der Unterschied liegt jedoch 

bei den Nichtroutinetätigkeiten für mittlere Qualifikationen, die in den europäischen Staaten 

um gut drei Prozentpunkte zunahmen, während sie in den USA um knapp einen Prozentpunkt 

abnahmen, wie Abbildung 14 zeigt (OECD 2016).  

3.3.2 Jobentfall durch Automatisierung 

Das Thema Digitalisierung und die Wirkungen auf den Arbeitsmarkt wurde durch die vielbe-

achteten Veröffentlichungen von Frey/Osborne (2013, 2017) zur Automatisierung durch Com-

putereinsatz und Brynjolfsson/McAfee (2014) zum „zweiten Maschinenzeitalter“ verstärkt in 

die arbeitsmarkt- und sozialpolitische Diskussion gerückt. Seitdem ist eine Vielzahl an Studien 

erschienen – nicht nur aus der Wissenschaft, sondern auch von internationalen Unterneh-

mensberatungen und verschiedenen Institutionen wie Denkfabriken und Verbänden.   

Abbildung 15: Automatisierungspotential auf dem deutschen Arbeitsmarkt 

 

Quelle: Arnold et al. 2016, S. 2. 

Die Studie von Frey/Osborne basiert auf einer Befragung von Computerexperten. Dabei sollten 

die Experten die Automatisierungspotenziale in verschiedenen Sektoren in den USA beurteilen. 

Das Hauptergebnis:  Nach deren Einschätzung arbeiten 47% der Beschäftigten in den USA in 
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Berufen, die in den nächsten zehn bis zwanzig Jahren mit über 70%-iger Wahrscheinlichkeit 

automatisiert werden könnten. Dabei liegt die Automatisierungswahrscheinlichkeit z.B. bei 

Kreditanalysten, Köchen und Sachbearbeitern bei mehr als 90 Prozent. Zahnärzte, Grundschul-

lehrer, Psychologen, Allgemeinärzte und Gesundheitsberater hatten dagegen eine unter ein-

prozentige Automatisierungswahrscheinlichkeit (Frey/Osborne 2013). 

In einer Studie des Zentrums für Europäische Wirtschaftsforschung (ZEW) im Auftrag des Bun-

desministeriums für Arbeit und Soziales wird die Studie von Frey/Osborne kritisch reflektiert. 

Insbesondere wird zwischen Jobs und Tätigkeiten unterschieden. Denn in der Praxis zeigt sich 

häufig, dass lediglich einzelne Tätigkeiten bestehender Stellenprofile und Berufsbilder durch 

Computer ersetzt werden können. Die Autoren kommen zu dem Ergebnis, dass lediglich 12% 

der Arbeitsplätze eine relativ hohe Automatisierungswahrscheinlichkeit haben, wie Abbildung 

15 verdeutlicht (Bonin et al. 2015).  

Im internationalen Vergleich ist das ein überdurchschnittlicher Wert. So kommt eine weitere 

ZEW-Studie im Auftrag der OECD zu dem Schluss, dass im OECD-Durchschnitt 9% der Arbeits-

plätze eine hohe Automatisierungswahrscheinlichkeit haben. Dabei sind Arbeiternehmer mit 

niedriger Bildung einem höheren Risiko ausgesetzt. Zudem betonen die Autoren, dass sich 

wahrscheinlich in vielen Bereichen die mit dem Beruf verbundenen Aufgaben und Anforderun-

gen ändern, aber der Arbeitsplatz wird nicht zwangsweise wegfallen (Arntz et al. 2016). 

Mehrere IAB-Studien messen sogenannte Substituierbarkeitspotenziale, das heißt, in welchem 

Ausmaß Berufe durch Computer ersetzt werden könnten. Für das Jahr 2013 wurde geschätzt, 

dass etwa 15% der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten in Deutschland einem sehr ho-

hen Substituierbarkeitspotenzial ausgesetzt sind (Dengler/Matthes 2015). Jedoch hat dieses 

Potenzial innerhalb von nur drei Jahren auf 25% im Jahr 2016 zugenommen. Das ist eine dra-

matische Steigerung um zehn Prozentpunkte oder 66% (Dengler/Matthes 2018). 

Auch die Automatisierung durch Industrieroboter ersetzt Arbeitsplätze. Zwischen 1994 und 

2014 ging die Industriebeschäftigung in Deutschland stark zurück: Von den etwa 1,2 Millionen 

abgebauten Industriejobs gingen etwa 280.000 durch den Einsatz von Industrierobotern verlo-

ren. Insgesamt ging in den Regionen mit einem hohen Anteil an Industrierobotern (z.B. Wolfs-

burg) die Beschäftigung jedoch nicht zurück. Auch das individuelle Arbeitslosigkeitsrisiko für 

Arbeitnehmer in digitalisierten Regionen ist in diesem Zeitraum nicht angestiegen. Das lag da-

ran, dass Arbeitnehmer, deren Tätigkeiten von Industrierobotern übernommen wurden, andere 
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Tätigkeiten übernehmen und bis zur (frühzeitigen) Verrentung in den Unternehmen verbleiben 

konnten. Jüngere Arbeitnehmer starteten dagegen in geringerem Umfang eine Tätigkeit in der 

Industrie – stattdessen orientierten sie sich in Richtung Dienstleistungssektor (Dauth et al. 

2018). 

Internationale Unternehmensberatungen haben in den letzten Jahren ebenfalls zahlreiche Stu-

dien zu den Arbeitsmarktwirkungen der digitalen Revolution erstellt. So stellt eine Studie des 

McKinsey Global Institute (2017) fest, dass zwar nur 5% der Jobs von Arbeitnehmern voll au-

tomatisierbar sind, jedoch bei 60% aller Jobs zumindest 30% der Tätigkeiten automatisierbar 

sind. Studien der Boston Consulting Group kommen zu dem Ergebnis, dass Automatisierung 

bis 2025 die Stellen von fast acht Millionen Beschäftigten in Deutschland verändern wird. Da-

bei besitzen sechs von zehn dieser Arbeitnehmer die Qualifikation von Fachkräften (Rentmeis-

ter et al. 2017). Weiterhin ist bis 2025 der Verlust von bis zu 300.000 Arbeitsplätzen in der 

deutschen Industrie durch den Einsatz von Robotern zu erwarten. Dabei ist nicht der Effekt von 

klassischen Industrierobotern (z.B. Schweißroboter in der Automobilindustrie) gemeint, son-

dern der Einsatz von selbstständig handelnden, smarten Industrierobotern, die mit Menschen 

zusammenarbeiten (Boston Consulting Group 2019). Eine Studie der Unternehmensberatung 

A.T. Kearney kommt zu der Schlussfolgerung, dass 45% der Jobs in Deutschland in den nächs-

ten 20 Jahren durch Roboter bedroht sein werden. Die Top 3 der gefährdeten Berufe sind Büro- 

und Sekretariatskräfte, Verkaufskräfte und Berufe im Gastronomieservice (Lorenz et al. 2015).  

Auch Denkfabriken und Verbände setzen mit Studien Akzente in der Diskussion zu den Arbeits-

marktwirkungen der Digitalisierung. Nach einer Untersuchung für das Weltwirtschaftsforum in 

Davos, die auf einer Umfrage unter Managern der 350 größten Konzerne der Welt basiert, wer-

den zwischen 2016 und 2021 etwa fünf Millionen Arbeitsplätze in Industrieländern wegfallen 

(World Economic Forum 2016). Für mediales Aufsehen sorgte eine Studie des IT-Verbands 

Bitkom aus 2018. Danach würde die Digitalisierung 3,4 Millionen Stellen innerhalb von fünf 

Jahren in Deutschland zerstören, so dass jeder Zehnte bald arbeitslos sein würde (FAZ v. 

2.2.2018). Es wurde darauf hingewiesen, dass es in der deutschen Kommunikationstechnik in 

den neunziger Jahren 200.000 Stellen gab, doch jetzt nur noch 20.000 – ein Rückgang um 

90%. Die Grundlage dieser Aussage ist eine Umfrage bei 505 deutschen Unternehmen (DIE 

ZEIT v. 8.2.2018). 

Prognosen zum Ende der Arbeit existieren seit Beginn der industriellen Revolution. Am bekann-

testen sind die sogenannten „Maschinenstürmer“ (Ludditen) zu Beginn des 19. Jahrhunderts, 
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die gegen die Automatisierung in der Textilindustrie protestierten, indem sie Webstühle zer-

störten. In den sechziger Jahren des 20. Jahrhunderts war der Wegfall von Bürojobs durch die 

Automatisierung ein intensiv diskutiertes Thema in den USA, das zur Einsetzung einer Regie-

rungskommission führte (Autor 2015).  

Abbildung 16: Entwicklung der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung (1998-

2018) 

 
Quelle: Bundesagentur für Arbeit 2018, S. 44. 

Vor über zwanzig Jahren prägte der US-Autor Jeremy Rifkin den Begriff vom „Ende der Arbeit“ 

(Rifkin 1995). In Deutschland prognostizieren prominente Autoren wie Götz W. Werner (2007) 

und Richard David Precht (2018) den massiven Rückgang von Jobs durch Automatisierung. 

Alle Autoren eint, dass sie mit einprägsamer anekdotischer Evidenz arbeiten. Empirisch lässt 

sich die Hypothese vom Ende der Arbeit in Deutschland jedoch bis heute falsifizieren: Noch 

nie haben so viele Menschen so viele Arbeitsstunden wie derzeit gearbeitet – etwa 60 Milliar-

den Stunden (Fuchs et al. 2017). Auch die Zahl der sozialversicherungspflichtigen 
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Beschäftigungsverhältnisse, die insbesondere für die Finanzierung der sozialen Sicherungs-

systeme relevant ist, befindet sich auf einem Rekordhoch, wie Abbildung 16 zeigt. 

3.3.3 Mehr geschaffene als zerstörte Jobs? 

Autor (2015) stellt vor dem Hintergrund zahlreicher Studien, die lediglich den Jobentfall durch 

Automatisierung in den Mittelpunkt stellen, die provokative Frage: Weshalb gibt es noch so 

viele Jobs? Er kritisiert, dass viele Studien lediglich die Substitutionseffekte der Automatisie-

rung betonen, jedoch nur bedingt die Potentiale der Komplementaritätseffekte beleuchten. Da-

mit würden die Chancen auf zusätzliche „neue Mittelklassejobs“ unterschätzt, also Jobs, die 

mittlere, aber andere Kompetenzen als bisher erfordern. 

Diese Einsicht ist weder neu noch überraschend. Die Wirtschaftsgeschichte zeigt, dass der 

Weg von der Agrargesellschaft zur Industriegesellschaft sowie der Wandel von der Industrie-

gesellschaft zur Dienstleistungsgesellschaft ein Prozess des dauernden Entfalls und der 

Schaffung von Jobs war und ist. Dabei ist die Herausforderung für Arbeitnehmer, dass neuge-

schaffene Jobs mit anderen Kompetenzen im gleichen Sektor oder in anderen Sektoren ver-

bunden sind. Wem die Anpassung an die Erfordernisse der neuen Jobs nicht gelingt, der wird 

längerfristig auf soziale Sicherungsleistungen angewiesen sein.  

So kommen einige Studien zu dem Ergebnis, dass durch Digitalisierung insgesamt keine Be-

schäftigungsverluste für die deutsche Volkswirtschaft entstehen. Nach einer IAB-Studie ist der 

Strukturwandel hin zu mehr Dienstleistungen und die Verbreitung des Internets der Dinge (In-

dustrie 4.0) nicht mit Beschäftigungsverlusten verbunden (Wolter et al. 2015). Nach einer Stu-

die der Unternehmensberatung Boston Consulting Group werden in Deutschland bis zum Jahr 

2025 zwar 610.000 Jobs in der Industrieproduktion entfallen, jedoch 960.000 Jobs insbeson-

dere im Informatiksektor neu entstehen, so dass im Ergebnis die Nettobeschäftigung um 

350.000 neue Stellen zunimmt (Lorenz et al. 2015). Eine Studie des Zentrums für Europäische 

Wirtschaftsforschung (ZEW) kommt zu dem Ergebnis, dass der technologische Wandel mit 

schwach positiven Beschäftigungseffekten einhergeht. Dazu wurden die Auswirkungen der 

Computerisierung in den Jahren 1995-2011 analysiert. Auf dieser Basis wurden die Beschäfti-

gungswirkungen für die Jahre 2016-2021 simuliert. Es zeigt sich, dass die Gesamtbeschäfti-

gung um 1,8% zunimmt. Das entspricht einem jährlichen Beschäftigungszuwachs um 0,4%, 

was – interessanterweise – ein doppelt so hoher Beschäftigungszuwachs als in den vergan-

genen fünf Jahren ist (Arntz et al. 2018). 
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Die aktuellste Studie von Gregory et al. (2019) mit Daten zu 27 Ländern der Europäischen Union 

für die Jahre 1999-2010 verweist auf Nettobeschäftigungsgewinne. Die Autoren betonen, dass 

die Wirkung des technischen Fortschritts durch Digitalisierung theoretisch unbestimmt ist. 

Deshalb ist es eine empirische Frage, ob die Beschäftigung netto zu- oder abnimmt. In ihrer 

Analyse schätzen sie zum einen die negativen Substitutionseffekte, die zu einem Beschäfti-

gungsrückgang führen. Aber sie vernachlässigen – im Gegensatz zu den unter 3.2 aufgeführ-

ten Studien – nicht die Gütermarkteffekte, die zu mehr Beschäftigung führen können. Konkret 

kann die Arbeitsnachfrage von Unternehmen durch zusätzliche Güternachfrage zunehmen. Die 

zusätzliche Güternachfrage, z.B. nach Smartphones, wird durch Preissenkungen ausgelöst, die 

sich durch die gesunkenen Kosten für Datenspeicherung und -verarbeitung ergeben. Nach die-

ser Studie beobachten wir ein „Rennen mit der Maschine“ statt ein Rennen gegen die Maschine 

(Brynjolffson/McAfee 2011). Auch Dauth et al. (2018) betonen ökonomische Gegenkräfte, die 

Substitutionseffekten entgegenwirken. So führt höhere Arbeitsproduktivität zu geringeren Kos-

ten und damit zu geringeren Preisen, wodurch Mehrnachfrage und damit auch Mehrbeschäfti-

gung generiert werden kann.85 

3.3.4 Mehr Ungleichheit als Folge der Digitalisierung? 

Die zunehmende Jobpolarisierung durch den Wegfall von Routinejobs ist für die OECD-Länder 

und explizit auch für Deutschland empirisch belegt. Doch ist damit auch eine Polarisierung der 

Löhne und Einkommen verbunden? 

Empirisch lässt sich für Deutschland steigende Lohnungleichheit für den Zeitraum Mitte der 

neunziger Jahre bis 2010 belegen (Biewen et al. 2017; Dustmann et al. 2009; Antonczyk et al. 

2018). Für den Zeitraum nach 2010 sehen einige Autoren eine Trendwende (Möller 2016), je-

doch verhindert ein Strukturbruch in der zugrundeliegenden Datenbasis eine klare Aussage 

(Fitzenberger 2017). Empirisch lässt sich für Deutschland ebenfalls steigende Einkommensun-

gleichheit für den Zeitraum 1991-2015 feststellen (neuere Daten liegen nicht vor). Ein wesent-

licher Indikator zur Messung von Einkommensungleichheit ist der sogenannte Gini-Koeffizient, 

der zwischen 0 und 1 liegen kann. Die gemessene Ungleichheit ist umso größer, je näher der 

Wert bei Eins liegt. Der Gini-Koeffizient der Haushaltsmarkteinkommen ist zwischen 2005 und 

2009 gesunken. Bis 2015 hat die Ungleichheit der Markteinkommen wieder zugenommen – 

und erreichte 2015 ungefähr das Niveau von 2005 (Gini-Koeffizient unter 0,5). Der Gini-

––– 

85  Siehe auch „Wenn die Roboter kommen“, Die Zeit v. 11. April 2018. 
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Koeffizient der verfügbaren Haushaltseinkommen war zwischen 2005 und 2009 ebenfalls 

leicht rückläufig, um danach wieder tendenziell zuzunehmen (Gini-Koeffizient unter 0,3). Es ist 

jedoch zu betonen, dass Deutschland im internationalen Vergleich ein unterdurchschnittliches 

Niveau an Einkommensungleichheit aufweist. So stiegen die verfügbaren Realeinkommen in 

diesem Zeitraum für die 10% Reichsten um 30 Prozent, während die verfügbaren Realeinkom-

men der 10% Ärmsten mit Ausnahme des Zeitraums 1994-99 zurückgingen, wie Abbildung 17 

zeigt (Grabka/Goebel 2018). Dagegen verharrt die Vermögensungleichheit seit 2002 auf ho-

hem Niveau (Grabka/Westermeier 2014).  

Abbildung 17: Entwicklung der Einkommensungleichheit in Deutschland (1991-2015) 

 

Quelle: Grabka/Goebel 2018, S. 452. 

Arntz et al. (2018) zeigen, dass sich in den letzten 5 Jahren Beschäftigung und Löhne in gerin-

gem Umfang polarisiert haben. Das liegt daran, dass betriebliche Investitionen in neue Tech-

nologien zu mehr Beschäftigung und höherer Entlohnung in Hochlohnberufen und -sektoren 

geführt haben – bei deutlich geringeren Zuwächsen in mittel- und niedrig-entlohnten Berufen 

und Sektoren. Die Simulationen für die nächsten fünf Jahre zeigen hingegen kaum Polarisie-

rungstendenzen. Somit gibt es Anzeichen für einen geringen positiven Beitrag der Digitalisie-

rung zur Ungleichheit.   

3.3.5 Regionale Analysen für Schleswig-Holstein 

Das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) hat in einer Studie Substituierbar-

keitspotentiale für Schleswig-Holstein berechnet – analog zum Analyseansatz für das Bundes-

gebiet (Dengler/Matthes 2015). Demnach sind nur 12% (Bundesdurchschnitt: 15%) der 
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Beschäftigungsverhältnisse mit einem über 70%-igen Substituierungspotenzial verbunden. Da-

bei sind vor allem Beschäftigte in Produktionsberufen betroffen. Das IAB erklärt den unter-

durchschnittlichen Wert durch die Wirtschaftsstruktur in Schleswig-Holstein, die durch weni-

ger substituierbare Dienstleistungsberufe geprägt ist (Buch et al. 2016). Die Studie könnte fol-

gendermaßen zusammengefasst werden: Eine Dienstleistungsgesellschaft mit vornehmlich 

nicht-handelbaren Dienstleistungen (z.B. Hotel- und Gaststättengewerbe) ist stärker gegen Au-

tomatisierung geschützt. Einschränkend ist anzumerken, dass sich diese Studie auf veraltete 

Daten bezieht.  

Regionale Analysen, die zusätzliche Beschäftigungspotentiale durch digitalisierungsbedingte 

zusätzliche Güternachfrage analysieren, liegen derzeit nicht vor. Dabei könnten solche Studien 

– analog zu den Analysen von Arntz et al. (2018) und Gregory (2019) – zu der Einschätzung 

gelangen, dass sogar Nettobeschäftigungsgewinne zu erwarten sind.  Es findet sich lediglich 

eine Fachkräfteprojektion 2035 für Schleswig-Holstein, die Maßnahmen aufzeigt, mit denen 

demographiebedingte drohende Fachkräfteengpässe abgemildert werden könnten (Christen-

sen et al. 2018). 

3.3.6 Zur Qualität von Studien zur Digitalisierung 

Bei der Darstellung der unterschiedlichen Studien kann hier nicht auf methodische Details ein-

gegangen werden. Kritische Rezipienten sollten jedoch „hinter die Kulissen“ blicken, um Stu-

dien besser einschätzen zu können. Denn die Qualität der aufgeführten Studien ist völlig un-

terschiedlich. Typischerweise produzieren Verbände, aber auch Denkfabriken, Schlagzeilen 

auf der Basis von Befragungen. Selbst wenn die Befragung repräsentativ sein sollte (was häu-

fig nicht der Fall ist): Wer ausschließlich Manager von Großunternehmen befragt (Beispiel: Stu-

die des Weltwirtschaftsforums), der generiert selektive Wahrnehmung. Denn die möglicher-

weise gegenläufigen und bedeutenderen Effekte durch kleinere und mittlere Unternehmen wer-

den ausgeblendet. Ein besonders auffälliger Fall ist die Bitkom-Studie, die massive Beschäfti-

gungsverluste für Deutschland prognostiziert – mit Verweis auf eine Umfrage unter Verbands-

mitgliedern und die Erfahrung der Branche mit Jobverlusten in der Vergangenheit. Interessan-

terweise produziert eine internationale Unternehmensberatung auf der Basis von nicht nach-

prüfbarer interner „Teamanalyse“ das Ergebnis, dass ausgerechnet im IT-Sektor massiv Be-

schäftigung aufgebaut werden wird, so dass sich insgesamt für Deutschland Nettobeschäfti-

gungsgewinne ergeben. Solche Studien sind fragwürdig und sollten wenig beachtet werden. 
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Auch vor eloquenten, selbsternannten Zukunftsforschern ist zu warnen. Häufig ignorieren sie 

die internationale und nationale Fachliteratur zum Thema Digitalisierung – und entwerfen ihr 

eigenes, plausibel klingendes Narrativ. Aber Plausibilität und vordergründige Einsichten helfen 

bei der verantwortungsvollen Analyse der hochkomplexen Thematik Digitalisierung und Ar-

beitsmarkt nicht weiter.  

Wer die internationale und nationale Fachliteratur über Jahrzehnte studiert, der lernt unter-

schiedliche Qualität empirischer Forschung einzuschätzen. So wurde zum Beispiel die aufse-

henerregende Prognose von Frey/Osborne (2013) erst vier Jahre später in einer unbedeuten-

den Fachzeitschrift veröffentlicht (Frey/Osborne 2017). Studien, die ausschließlich Substituie-

rungspotentiale berechnen, sind auf einem Auge blind. Denn sie ignorieren theoretisch mögli-

che gegenläufige Effekte. Dagegen sind Studien, die theoretisch fundiert und empirisch mit 

hochwertigen Daten und fortschrittlichen Methoden arbeiten, besonders wertvoll. Derzeit sind 

die herausragenden deutschen Studien zum Thema Digitalisierung und Arbeitsmarkt die IAB-

BIBB-Studie von Wolter et al. (2015) sowie die ZEW-Studie von Arntz et al. (2018) und die Stu-

die von Gregory et al. (2019). All diese qualitativ hochwertigen Studien, die auf internationalen 

und nationalen Fachtagungen präsentiert wurden, kommen zu dem Ergebnis, dass Digitalisie-

rung mit Nettobeschäftigungsgewinnen verbunden ist. Die Auswirkungen auf die sozialen Si-

cherungssysteme werden in diesen Beiträgen jedoch nur am Rande angesprochen.  

3.3.7 Zwischenergebnis 

Der Literaturüberblick hat gezeigt, dass Routinejobs durch Automatisierung zerstört werden – 

Nicht-Routinejobs jedoch sowohl für Geringqualifizierte und Hochqualifizierte zunehmen wer-

den. Das Phänomen der Jobpolarisierung wird sich jedoch nach den Simulationen von Arntz 

et al. (2018) in Deutschland nicht ausweiten. Auch Autor (2016) geht für die USA davon aus, 

dass sich diese Entwicklung nicht fortsetzen wird, weil insbesondere Dienstleistungsjobs ei-

nen erheblichen Teil nicht-automatisierbarer, menschlicher Kompetenzen wie Flexibilität, An-

passungsfähigkeit, Problemlösungsfähigkeiten und zwischenmenschliche Interaktionen ent-

halten. Qualitativ hochwertige Studien kommen weiterhin zu dem Ergebnis, dass die Nettobe-

schäftigung durch die Digitalisierung zunehmen wird. Jedoch gibt es Hinweise, dass die Digi-

talisierung in geringem Umfang zu mehr Ungleichheit führt. Kann also Entwarnung gegeben 

werden? Ist Digitalisierung gar nicht die große Bedrohung für die sozialen Sicherungssysteme, 

weil die Nettobeschäftigung zunimmt? Oder ist das bestehende soziale Sicherungssystem 
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nicht mehr zeitgemäß, weil hoch entlohnte sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsver-

hältnisse in großem Umfang verloren gehen und nur noch schlecht entlohnte Jobs auf Free-

lancer-Basis entstehen? Über diese Fragen wird im nächsten Abschnitt reflektiert. 

3.4 Digitalisierung und soziale Sicherung 

3.4.1 Chancen 

Welche Chancen birgt die digitale Revolution aus ökonomischer Sicht? Digitalisierung erhöht 

die Arbeitsproduktivität, also den Output je Arbeitsstunde: Wer mit besserer Hard- und Soft-

ware arbeitet, ist produktiver. Je höher die Arbeitsproduktivität ist, desto höher ist das Wirt-

schaftswachstum in Prozent, weil mit den gegebenen Ressourcen mehr an Güter und Dienst-

leistungen produziert werden kann. Damit steigt der Wohlstand, gemessen als Bruttoinlands-

produkt je Kopf. So entsteht eine hochproduktive Wohlstandsgesellschaft. Weiterhin ist aus 

den industriellen Revolutionen der Vergangenheit bekannt: Im Durchschnitt sinkt die Jahresar-

beitszeit bei steigendem Wohlstand.  

Doch was heißt das für die sozialen Sicherungssysteme? Bei steigendem Wirtschaftswachs-

tum steigen auch die Bemessungsgrundlagen für die sozialen Sicherungssysteme – die Brut-

toeinkommen. Der Aufschwung der letzten zehn Jahre hat diesen Zusammenhang wieder ein-

mal verdeutlicht. So sind zum Beispiel die Beitragseinnahmen der Arbeitslosenversicherung 

durch den Anstieg der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung so stark gestiegen, dass 

die Beitragssätze deutlich reduziert werden konnten. Auch die Steuereinnahmen sind so stark 

gestiegen, dass die Grundsicherung auch ohne Nettokreditaufnahme finanziert werden 

konnte.  

Die Digitalisierung birgt enorme Wachstumschancen für die Wirtschaft. So hat Deutschland im 

Bereich der Industrie 4.0, dem Internet der Dinge, derzeit eine vergleichsweise gute Ausgangs-

situation im internationalen Wettbewerb. Nach dem im Auftrag des Bundesverbandes der 

Deutschen Industrie (BDI) von Fraunhofer ISI und ZEW erstellten „Innovationsindikator 2018“ 

gehört Deutschland zu den innovationsstärksten Ländern der Welt. Damit die Chancen der Di-

gitalisierung zukünftig noch mehr als bisher genützt werden können, seien jedoch mehr Inves-

titionen in die digitale Infrastruktur und in Anwendungen der künstlichen Intelligenz notwendig 

(Bundesverband der Deutschen Industrie 2018). 
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Wenn also die neu entstehenden Stellen mit den entfallenen Stellen mit Blick auf die Einkom-

menshöhe und das Vertragsverhältnis vergleichbar wären, dann würde die Digitalisierung das 

soziale Sicherungssystem stabilisieren. Die Beitragssätze könnten aufgrund der Digitalisie-

rung weiter sinken, es wäre sogar eine Reduzierung des Schuldenstands möglich. Es besteht 

demnach die Chance auf eine Welt mit höherem Wohlstand und stabilen sozialen Sicherungs-

systemen bei abnehmender Jahresarbeitszeit für die Arbeitnehmer.  

3.4.2 Risiken der Digitalisierung 

Selbst wenn mit der Digitalisierung die Nettobeschäftigung zunehmen würde, worauf die qua-

litativ hochwertigen Studien zur Digitalisierung hinweisen, dann gäbe es dennoch erhebliche 

Risiken für die sozialen Sicherungssysteme. Denn die Dynamik des Übergangsprozesses ist 

nicht vorhersehbar, und die für die neu entstehenden Jobs notwendigen Kompetenzen müssen 

teilweise erst erworben werden. 

 

Dynamik am Arbeitsmarkt bereits hoch 

Der Strukturwandel von der Industriegesellschaft zur Dienstleistungsgesellschaft ist ein seit 

Jahrzehnten andauernder Prozess: Nicht mehr rentable Arbeitsplätze verschwinden, neue Ar-

beitsplätze entstehen. Diese Arbeitsmarktdynamik lässt sich auch an den Daten der Bundes-

agentur für Arbeit erkennen. So meldeten sich im Jahr 2018 7,2 Millionen Menschen bei den 

Arbeitsagenturen und Jobcentern arbeitslos, während 7,4 Millionen Menschen ihre Arbeitslo-

sigkeit beendeten. Dadurch sank die Bestandszahl an Arbeitslosigkeit auf 2,3 Millionen Be-

schäftigte (Bundesagentur für Arbeit 2018).  

Würde die Dynamik an Entlassungen und Neueinstellungen durch die Auswirkungen der Digi-

talisierung zunehmen, dann würde die bestehende Personalkapazität der Bundesagentur für 

Arbeit mit derzeit etwa 100.000 Mitarbeiter nicht ausreichen. Zusätzliches Personal müsste 

durch höhere Beitragssätze finanziert werden. In der Wirtschafts- und Finanzkrise hat sich je-

doch gezeigt, dass die Bundesagentur für Arbeit selbst auf sehr kurzfristige Entwicklungen 

reagieren kann. So war die Modifikation und Implementierung des Kurzarbeitergelds für eine 

Million Menschen innerhalb weniger Monate möglich – und hat damit wesentlich zur Abfede-

rung des Konjunkturabschwungs nach der Wirtschafts- und Finanzkrise beigetragen.  
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Gegen konjunkturelle Schwankungen und strukturellen Wandel ist das soziale Sicherungssys-

tem demnach gut vorbereitet, solange die Finanzierungsbasis nicht ausgehöhlt wird. Es stellt 

sich also die Frage, ob die in den letzten Jahren stark angestiegene sogenannte Normalbe-

schäftigung – das sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnis – durch Digitalisie-

rung massiv zurückgehen wird. 

 

Rolle der Solo-Selbstständigen in der Gig-Economy 

Anders formuliert: Werden Beschäftigungsverhältnisse ohne volle Sozialversicherungspflicht 

wie Minijobs und Solo-Selbstständigkeit zu Lasten der Normalbeschäftigung wegen der Digi-

talisierung anteilsmäßig zunehmen?  

Abbildung 18: Entwicklung der Solo-Selbstständigkeit in Deutschland (1991-2014) 

 
Quelle: Brenke/Beznoska 2016, S. 18. 

 

Wenn das der Fall wäre, dann würde die Finanzierungsbasis der Sozialversicherung erodieren. 

So wird insbesondere befürchtet, dass die Digitalisierung die so genannte Gig-Economy beför-

dert, in der Selbstständige ohne soziale Absicherung als digitale Tagelöhner Auftragsarbeit 
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erledigen. Doch ist die Zahl der Solo-Selbstständigen, die bei gut zwei Millionen liegt, in den 

letzten Jahren sogar leicht zurück gegangen (Eichhorst/Spermann 2016, Brenke/Beznoska 

2016), wie Abbildung 18 verdeutlicht. Dagegen sind Teilzeitbeschäftigung und Zeitarbeit in 

Deutschland in der Regel sozialversicherungspflichtig, so dass ihre Ausweitung zu zusätzli-

chen Beitragseinnahmen führen würde.  

 

Aushöhlung der sozialen Sicherung durch digital erbrachte Dienstleistungen? 

Mit dem unerwarteten Durchbruch bei der Entwicklung der künstlichen Intelligenz hat die Dis-

kussion zur möglichen Substitution von hochqualifizierten Tätigkeiten seit einigen Jahren an 

Dynamik gewonnen. So könnten zum Beispiel Juristen, Ärzte, Lehrer und Banker durch den 

Einsatz von Apps zumindest teilweise ihre Stellen verlieren.86 Legal-Tech-Start-Ups, Health 

Start-Ups, Education Start-Ups und Fintechs stehen sinnbildlich für die neuen, mit der Digitali-

sierung verbundenen Möglichkeiten. Damit wird aber auch das so genannte „Service offsho-

ring“, also der Import von Dienstleistungen aus dem Ausland leichter als bisher möglich. Heute 

geht es nicht nur um Mitarbeiter in Callcentern, die ihre Dienstleistungen aus dem Ausland 

(z.B. Irland) erbringen. Stattdessen ist auch das verstärkte Offshoring von hochqualifizierten 

Tätigkeiten (z.B. Telemedizin, Telelearning) möglich. Damit nimmt der Anteil der handelbaren 

Dienstleistungen am Welthandel zu – ein Trend, der bereits seit Jahrzehnten in der wissen-

schaftlichen Literatur diskutiert wird (Krugman et al. 2018).  

Was heißt das für die soziale Sicherung? Auch hier prallen wieder Substitutionseffekte auf 

ökonomische Gegenkräfte, so dass der Nettoeffekt theoretisch nicht eindeutig ist. Ein pessi-

mistisches Szenario würde den Ersatz hochqualifizierter Arbeit im Inland durch künstliche In-

telligenz und Offshoring betonen, die betroffenen Hochqualifizierten würden arbeitslos oder 

würden zumindest weniger verdienen, wodurch die sozialen Sicherungssysteme belastet wä-

ren. Ein optimistisches Szenario würde die Komplementarität von künstlicher Intelligenz und 

Offshoring betonen, so dass sich lediglich die Tätigkeiten der Hochqualifizierten im Inland ver-

ändern würden. Damit gäbe es kein Problem für die soziale Sicherung, wenn im Übergangs-

prozess weder Arbeitslosigkeit noch Gehaltseinbußen einträten. 

 

––– 

86  „Automatisch recht bekommen“, Die Zeit v. 22.9.2016; Special Report Artificial Intelligence, Economist v. 25.6.2016. 
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Qualifizierung für die neuen Jobs 

Ein zentraler Punkt bei der Diskussion zu Digitalisierung und sozialer Sicherung ist das Thema 

Qualifizierung. Einigkeit besteht über alle Studien hinweg darin, dass viele bestehende Jobs 

oder zumindest einzelne Tätigkeiten in zunehmendem Maße automatisiert werden. In vielen 

Unternehmen suchen „Robotics Teams“ laufend nach Automatisierungsmöglichkeiten. Durch 

den verstärkten Einsatz von künstlicher Intelligenz könnten sich - vielleicht sogar mit höherer 

Geschwindigkeit als bisher - Stellenbeschreibungen ändern und neue Stellen, die neue Kompe-

tenzen erfordern, entstehen. Ist das soziale Sicherungssystem darauf vorbereitet? 

Hier stößt das soziale Sicherungssystem des 20. Jahrhunderts an seine Grenzen. Denn das 

Sozialversicherungssystem ist als Absicherung des Schadensfalls Arbeitslosigkeit konzipiert, 

nicht zur Prävention vor dem Schadensfall. Auch die Grundsicherung greift nicht präventiv ein. 

Zwar hat das Qualifizierungschancengesetz 2019 an dieser Stelle einige wenige Verbesserun-

gen wie zum Beispiel die Ausweitung der Weiterbildungsförderung für Erwerbstätige gebracht. 

Doch ist das bestehende Mandat der Bundesagentur für Arbeit mit Blick auf den Kompetenz-

erwerb zur Vermeidung von Arbeitslosigkeit sehr eingeschränkt. Deshalb wird seit einigen Jah-

ren zu Recht über den möglichen Umbau zu einer Bundesagentur für Arbeit und Qualifizierung 

diskutiert (Bundesministerium für Arbeit und Soziales 2016).  

 

Kompetenzerwerb erfordert neue Instrumente 

Doch es besteht das Risiko, dass es bei einer reinen Umfirmierung der Bundesagentur bleibt, 

so dass der schnelle Kompetenzerwerb durch vom Strukturwandel betroffener Menschen nur 

sehr begrenzt möglich ist. Zwar sind in den vergangenen Jahren immer wieder Modellversuche 

mit innovativen Instrumenten durchgeführt worden (z.B. Weiterbildungsberatung), doch beim 

Umbau sind viel weitergehende Konzepte zu durchdenken. So könnte zum Beispiel das Unter-

haltsgeld in modifizierter Form wieder eingeführt werden, so dass Teilnehmer in Weiterbildung 

mehr Einkommen zur Verfügung haben als Arbeitslosengeldbezieher. Auch der Erwerb zusätz-

licher Leistungspakete der Arbeitslosenversicherung für Weiterbildungsaktivitäten könnte 

durch Zahlung von Zusatzbeiträgen ermöglicht werden. Damit könnten nicht nur arbeitslose 

oder arbeitssuchende, sondern auch erwerbstätige Arbeitnehmer zum Beispiel nicht zertifi-

zierte, digitale Bildungsangebote finanzieren, wie sie von Plattformen wie Udacity und  

Coursera zur Verfügung stehen. Dabei wäre es wichtig, die Wirkungsweise neuer Instrumente 
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bereits von Anfang an empirisch zu evaluieren. In der Vergangenheit wurden Instrumente der 

beruflichen Weiterbildung oft erst im Nachhinein mit großem Aufwand evaluiert (Biewen et al. 

2006, Fitzenberger/Völter 2007, Lechner et al. 2005). 

 

Anpassung der Grundsicherung ist notwendig 

Auch die Angst der Menschen vor dem schnellen Abstieg in Hartz IV nach Verlust eines Indust-

riejobs durch Digitalisierung ist eine Folge der derzeitigen Ausgestaltung des bestehenden so-

zialen Sicherungssystems. So wird nach den Hartz-Reformen in der Regel lediglich ein Jahr 

Arbeitslosengeld gezahlt, soweit überhaupt Ansprüche gegenüber der Arbeitslosenversiche-

rung erworben wurden.87 Darüberhinausgehende Leistungen sind nur nach einer Bedürftig-

keitsprüfung möglich. Im Hartz IV-Bezug steht dann die schnelle Vermittlung in zumutbare Ar-

beit im Mittelpunkt der Vermittlungsbemühungen der Jobcenter – und nur teilweise die Erwei-

terung bestehender und der Erwerb zusätzlicher Kompetenzen, um offene Stellen zukünftig 

besetzen zu können. Auch deshalb steht das Grundsicherungssystem immer wieder in der öf-

fentlichen Kritik, wobei in den letzten 15 Jahren lediglich kleinere Reformen im Rahmen des 

Prinzips des Förderns und Fordern möglich waren (Spermann 2019a). 

Doch sind nicht weitergehende, fundamentale Reformen des sozialen Sicherungssystems auf-

grund der Digitalisierung notwendig? So plädiert zum Beispiel der Vorstandsvorsitzende der 

Deutschen Telekom, Tim Höttges, für ein bedingungsloses Grundeinkommen – mit Blick auf 

die bevorstehenden Umwälzungen am Arbeitsmarkt durch die Digitalisierung (Die Zeit v. 

29.12.2015). In vielen Publikationen zur Digitalisierung und Arbeitsmarkt wird meist am Rande, 

häufig nur mit einem Satz, die Notwendigkeit der sozialen Abfederung des Strukturwandels 

durch Digitalisierung angesprochen. Neben dem Stichwort bedingungsloses Grundeinkom-

men fallen dabei auch Begriffe wie Bürgergeld, Bürgerversicherung, solidarisches Grundein-

kommen und Garantiesicherung. Doch diese Frage ist von zentraler Bedeutung – sie ist kein 

Randaspekt. Ohne eine gelungene Anpassung der sozialen Sicherungssysteme, die die Risiken 

des Strukturwandels für die Menschen minimiert, wird es nicht möglich sein, die enormen 

Chancen der Digitalisierung zu realisieren. Bereits die letzte große Koalition hat das Thema 

Zukunft der Arbeit und die Entwicklung des Sozialstaates nach einem breiten Diskurs mit 

––– 

87  Die Dauer der Zahlung des Arbeitslosengeldes hängt von der Dauer der vorherigen sozialversicherungspflichtigen Beschäfti-
gung und dem Alter ab. So können z.B. ältere Arbeitnehmer bis zu zwei Jahren Arbeitslosengeld erhalten (Bundesagentur für 
Arbeit 2019, S. 35f.). 
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vielen Stakeholdern in einem „Weißbuch Arbeiten 4.0“ zusammengefasst. Dabei wird ein „Per-

sönliches Erwerbstätigenkonto“ präferiert. Die Kernidee ist es, alle jungen Bürger im Sinne ei-

nes „Sozialerbes“ mit einem Startkapital zur Verwendung u.a. für Qualifizierung auszustatten 

(Bundesministerium für Arbeit und Soziales 2017). Zur Jahreswende 2018/19 hat sich die po-

litische Diskussion zur Reform der Grundsicherung wieder intensiviert. Es liegen eine Vielzahl 

unterschiedlicher Konzepte der politischen Parteien vor. Auch die wissenschaftliche Diskus-

sion hat wieder an Dynamik gewonnen.88  

3.5 Zusammenfassung 

Diese Kurzexpertise hat den Zusammenhang zwischen Digitalisierung und sozialer Sicherung 

beleuchtet. Dabei wurde der isolierte Effekt des Schlüsselfaktors Digitalisierung auf die sozia-

len Sicherungssysteme, insbesondere die Arbeitslosenversicherung und die Grundsicherung, 

betrachtet. Es zeigt sich, dass – entgegen der öffentlichen Wahrnehmung – auf der Basis qua-

litativ hochwertiger Studien sogar Nettobeschäftigungsgewinne durch die Digitalisierung zu 

erwarten sind. Zwar könnten in den nächsten Jahren Millionen Jobs verschwinden, doch mehr 

neue Jobs entstehen als entfallen werden. Doch damit sind enorme Umwälzungen am Arbeits-

markt verbunden. Auch müssen neu entstehende Stellen besetzt werden können. Schon heute 

gibt es mehr als eine Million offener Stellen.  

Gleichzeitiger Entfall und Schaffung von Jobs ist Normalität. Schon seit Jahren findet ein mas-

siver Strukturwandel von der Industriegesellschaft zur Dienstleistungsgesellschaft statt, der 

sich jährlich in sieben Millionen Zugängen in und etwas mehr Abgängen aus Arbeitslosigkeit 

wiederspiegelt. Durch die Digitalisierung, insbesondere durch die Möglichkeiten der künstli-

chen Intelligenz und der Blockchain-Technologie, könnte sich jedoch diese Dynamik am Ar-

beitsmarkt noch verstärken. Vor kurzem hat die Bundesregierung die High-Tech Strategie 2025 

auf den Weg gebracht, wodurch bis zum Jahr 2025 Mittel in Höhe von 3,5% des Bruttoinlands-

produkts für Forschung und Entwicklung ausgegeben werden sollen. Die verabschiedete Stra-

tegie „Künstliche Intelligenz“ und eine geplante „Agentur für Sprunginnovationen“ sind weitere 

Hinweise darauf, dass die Digitalisierung in den nächsten Jahren an Fahrt aufnehmen wird 

(Expertenkommission Forschung und Innovation 2019).  

––– 

88  Siehe die Ausgabe 6/2019 des ifo Schnelldienst vom März 2019 und die Ausgabe des Wirtschaftsdienst vom April 2019. 
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Deshalb ist es wichtig, sich jetzt – in einer Zeit der Rekordbeschäftigung und geringer Arbeits-

losigkeit – Gedanken zur Weiterentwicklung des sozialen Sicherungssystems zu machen. Das 

„Zukunftslabor Schleswig-Holstein“ bietet dafür einen geeigneten Rahmen. Im Mittelpunkt 

steht dabei die Frage, wie sich die Risiken der Digitalisierung für die betroffenen Arbeitnehmer 

verringern lassen. Es zeigt sich, dass das bestehende soziale Sicherungssystem des 20. Jahr-

hunderts nur bedingt auf diese neuen Herausforderungen im 21. Jahrhunderts vorbereitet ist. 

Insbesondere die Prävention von Arbeitslosigkeit durch rechtzeitigen Kompetenzerwerb wird 

vom sozialen Sicherungssystem nur rudimentär unterstützt. Deshalb sind neue Instrumente 

sowohl in der Arbeitslosenversicherung als auch in der Grundsicherung notwendig. Auch wei-

tergehende Reformvorschläge wie zum Beispiel Varianten eines Grundeinkommens sollten ei-

ner eingehenden Prüfung zum Beispiel durch geeignete Experimente unterzogen werden 

(Spermann 2019a, b). Die Analyse des Schlüsselfaktors Digitalisierung hat verschiedene Indi-

katoren (z.B. Anteil der Soloselbstständigen) identifiziert, die sich bei fortschreitender Digitali-

sierung verändern können. Insofern finden sich inhaltliche Impulse für die Entwicklung der 

morphologischen Matrix durch das Projektteam (Kapitel 4). Es hat sich jedoch auch gezeigt, 

dass die Digitalisierung kein bestimmtes System der sozialen Sicherung erforderlich macht. 

So ist die schrittweise Anpassung des Bismarck-Sozialstaats und der Hartz-Grundsicherung 

eine mögliche Handlungsoption. Andere Handlungsoptionen wie zum Beispiel das Bürgergeld, 

die Bürgerversicherung oder das (bedingungslose) Grundeinkommen sollten vor dem Hinter-

grund der vorliegenden Analyse jedoch ebenfalls durchdacht werden.
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4 Zukunftsszenarien und Reformszenarien – Die 

morphologische Matrix als Instrument im 

Zukunftslabor 

Kathrin Ehmann, Michael Opielka, Sophie Peter 

 

Ziel des Zukunftslabor Schleswig-Holstein (ZLabSH) ist die Entwicklung von Reformszenarien 

für die Zukunft der Sozialen Sicherung in Deutschland. Die Entwicklung dieser Reformszena-

rien erfolgt im Zukunftslabor auf der Grundlage wissenschaftlicher Methoden. Ein zentrales 

Element dafür ist die Morphologische Matrix, die wir im Folgenden kurz erläutern, auf bisherige 

Anwendungserfahrungen eingehen und anschließend deren Einsatz im Zukunftslabor Schles-

wig-Holstein skizzieren. 

4.1 Die Morphologische Matrix als Methode der Zukunftsforschung 

Die Morphologische Analyse ist „ein[e] systematisch-analytisch[e] Kreativitätstechnik“ (Kosow 

et al. 2008, S. 49f.), die vom Physiker Fritz Zwicky (1989, zuerst 1959) unter dem Begriff des 

„morphologischen Kastens“ entwickelt wurde. Sie stellt eine häufig genutzte Methode in der 

Zukunftsforschung dar, die quantitative und qualitative Methodenelemente verbindet. Sie hat 

zum Ziel, die Gesamtheit von Zusammenhängen in multidimensionalen, nicht-quantifizierba-

ren Problemfeldern zu strukturieren und analysierbar zu machen (Ritchey 1998, S. 1). Insbe-

sondere empfiehlt sich die Methode zudem, wenn das Problemfeld inhärente Unsicherheiten 

birgt und nicht bedeutungsvoll modellierbar oder simulierbar ist (Ritchey 2003). Die Anwen-

dung einer morphologischen Analyse gliedert sich in folgende Schritte. 

Im Vorfeld werden für die Problemstellung wesentliche Dimensionen identifiziert, die im Kon-

text der Sozialforschung als Schlüsselfaktoren oder (Mega-)Trends bezeichnet werden kön-

nen. In einem ersten Schritt werden zu diesen Schlüsselfaktoren relevante Ausprägungen (Hy-

pothesen) formuliert und in eine Matrix eingetragen. Deren Kombinationen ergeben das mor-

phologische Feld. Damit wird die Analyse von nicht-(oder schwer-)quantifizierbaren und mul-

tidimensionalen Problemen möglich. Anders ausgedrückt erleichtert dies die Betrachtung 
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möglicher Zukünfte, indem ein komplexer Sachverhalt in mögliche Kombinationen seiner Teil-

aspekte aufgeteilt wird. Nach Erarbeitung der Ausprägungen und dem Eintrag in die n-dimen-

sionale Matrix ist der nächste Schritt deren vertikale Kombination auf intuitive oder systema-

tische Weise, um Szenarien zu entwickeln. Dies wird auch „Cross-consistency assessment“ 

(CCA) genannt, womit schwache Ausprägungen identifiziert werden können und ein sogenann-

ter „audit trail“ entsteht, der den Prozess nachvollziehbar macht (Ritchey 1998, S. 8). 

An dieser Stelle ist hervorzuheben, dass die Fokussierung auf eine begrenzte Anzahl relevanter 

Schlüsselfaktoren notwendigerweise mit einer Reduktion des Beobachtungsraums einher-

geht. Die heuristische Vereinfachung der komplexen Realität ist erforderlich, um bestimmte 

Problemstellungen, wie die des ZLabSH, überhaupt systematisch verstehen und analysieren 

zu können. Vorteil der morphologischen Analyse ist die zunächst gesonderte Betrachtung der 

Schlüsselfaktoren und deren Ausprägungen sowie die anschließende systematische Kombi-

nation. Damit werden eine hohe Transparenz und Dokumentation gewährleistet. Nachteile 

sind der Entscheidungsaufwand wie die normative Bedeutsamkeit der Ausprägungen sowie 

das Überforderungsrisiko der TeilnehmerInnen (Opielka/Peter 2017c). 

4.2 Erfahrungen mit dem Einsatz der Morphologischen Matrix in der 

Zukunftsforschung  

Morphologische Analysen wurden bereits in verschiedentlichen ISÖ-Projekten erfolgreich 

durchgeführt. Anhand ihrer Anwendung im Projekt “Zukunftsszenario Altenhilfe Schleswig-

Holstein 2030/45” (ZASH2045) wird nachstehend der Einsatz einer Morphologischen Matrix 

beispielhaft erläutert (Opielka/Peter 2017b, c, 2018). ZASH2045 wurde durch das Diakonische 

Werk Schleswig-Holstein, Landesverband der Inneren Mission e.V. mit wissenschaftlicher Be-

gleitung des ISÖ - Institut für Sozialökologie von September 2016 bis Juni 2018 durchgeführt. 

In diesem Projekt ging es darum, Pfade der künftigen Entwicklung im Bereich der Altenhilfe zu 

prognostizieren. Dies geschah durch einen partizipativ angelegten, moderierten Akteurs-Dia-

log zu normativen, gestaltungsorientierten Perspektiven der Altenhilfe in Schleswig-Holstein. 

Die zentrale Frage war: „Wie können wir überall alt werden?“. Durch den Szenarioprozess wur-

den positive Zukunftsbilder und Gestaltungsziele, sogenannte „Narrative“ von Alter und Pflege 

generiert. Rückblickend soll dadurch eine Pfadabhängigkeit geschaffen werden, die Qualitäts-

sicherung, Engagement und Geborgenheit verknüpft.  
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Das Projekt war in drei Workshop-Wellen unterteilt. Zwei Wellen von Zukunftswerkstätten kon-

zentrierten sich auf die Szenario-Generierung und den -Transfer (März und September 2017). 

In der dritten Welle, der Zukunftskonferenz im Februar 2018, konzentrierte man sich auf die 

Umsetzung und Veröffentlichung der Ergebnisse.  

Die Morphologische Matrix wurde in der ersten Workshop-Welle (Opielka/Peter 2017c) und in 

einer Online-Umfrage (Opielka/Peter 2017b) gezielt eingesetzt. Grundlage dafür war die Erar-

beitung von sieben Trendanalysen zu zentralen Zukunftsfeldern in der Altenhilfe im Zwischen-

bericht des Projekts: Demographischer Wandel, Soziale Veränderungen, Wertewandel, Sozial-

systeme, Pflege und Pflegeerbringung, Technologie und Mobilität (Opielka/Peter 2017a). Die 

Methodik der Zukunftswerkstatt sieht drei Phasen vor: Kritikphase, Fantasiephase und Umset-

zungsphase (Opielka/Peter 2017c), um die Kreativität und das freie Denken der TeilnehmerIn-

nen zu steigern. Der erste Schritt war damit in der Kritikphase die Entwicklung eines Dystopie-

Szenarios (zukunftspessimistisches Szenario). Insgesamt gab es für die sieben Trends jeweils 

fünf Ausprägungen, aus denen die TeilnehmerInnen auswählen konnten. Jede und jeder erhielt 

einen Ausdruck der Morphologischen Matrix sowie ein Bewertungsblatt, um einzeln und in 

Kleingruppen die jeweiligen Ausprägungen bewerten zu können. Somit entstanden mehrere 

Dystopie-Szenarien, die dann kombiniert ein Szenario ergaben. Danach folgte die Entwicklung 

eines Utopie-Szenarios (zukunftsoptimistisches Szenario), immer mit der Projektleitfrage im 

Hinterkopf. Somit konnten vier normative Szenarien durch die erste Zukunftswerkstatt und die 

Konzentrierung durch das ISÖ und das Diakonische Werk Schleswig-Holstein erarbeitet wer-

den. Eine Validierung erfolge im Rahmen einer Online-Beteiligung (Opielka/Peter 2017b). Das 

zentrale und wissenschaftliche hoch bedeutsame Ergebnis der Umfrage war, dass das ge-

wünschte Szenario nicht als wahrscheinlich bewertet wurde. Darauf basierend wurden zwei 

finale Szenarien erarbeitet: S1^2 „Autonomie und Prävention in der Altenhilfe“ und S4^3 „Alten-

hilfe geprägt durch Individualisierung und Rückzug des Staates“. Die zweite Zukunftswerkstatt 

befasste sich anschließend mit dem „Szenario-Transfer“ - von wünschenswert zu wahrschein-

lich. Für weitere Informationen können Sie die Projekthomepage www.zash2045.isoe.org be-

suchen. Die Erfahrung mit dem Einsatz der Morphologischen Matríx bei der Szenarioentwick-

lung im Projekt ZASH2045 soll dem Projekt ZLabSH zugutekommen. Eine unmittelbare Über-

tragung der Erfahrung ist nicht möglich, da ein konfessioneller Wohlfahrtsverband andere In-

klusionsanforderungen hat als eine Landesregierung und weil die sozialpolitische Detailnähe 

im neuen Projekt deutlich höher sein wird. 
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4.3 Praktischer Einsatz der Morphologischen Matrix im ZLabSH: 

Stakeholderworkshop  

Die Morphologische Matrix ist Teil der zweiten Projektphase, basierend auf den vorangegan-

genen Teilstudien in Kapitel 2 „Demographie“ und Kapitel 3 „Digitalisierung“. Ziel ist die Ent-

wicklung von Zukunftsszenarien, die als Basis für die Vertiefung in Reformszenarien und Fol-

genabschätzung dienen sollen.  

Demographie, Digitalisierung und Sozialpolitik sind die drei Schlüsselfaktoren für eine Zu-

kunftsbetrachtung der Sozialen Sicherung im ZLabSH. Ursprünglich war lediglich eine Betrach-

tung der Schlüsselfaktoren Demographie und Digitalisierung geplant. Sozialpolitik wäre dann 

als Variable dieser beiden Megatrends aufgegriffen worden. Wir haben entschieden „Sozialpo-

litik“ als eigenen Schlüsselfaktor aufzunehmen. Grund dafür ist die Kontextualisierung der Sze-

narienbildung. Das ZLabSH bewegt sich nicht in einem leeren Raum, sondern muss im Sinne 

des soziologischen Neoinstitutionalismus (Meyer 2005, Opielka 2007) als politisch und gesell-

schaftlich gerahmt betrachtet werden. Deutschland und speziell Schleswig-Holstein, aber ge-

gebenenfalls auch die EU, sind die hier relevanten konkreten Räume. Eine explizite Aufnahme 

als Schlüsselfaktor bedeutet, dass Sozialpolitik von einer abhängigen zu einer unabhängigen 

Variablen wird, die gestaltbar ist. Somit können Zukunftsszenarien vor dem Hintergrund alter-

nativer Ausgestaltungen einzelner Sozialstaatskomponenten entwickelt werden. Dies hat al-

lerdings eine noch größere Komplexität der Szenariengenerierung zur Folge, da mehr Variablen 

und Indikatoren in die Analyse aufgenommen werden müssen.  

Eine mögliche Anwendung der Morphologischen Matrix im Projekt ZLabSH wird in Tabelle 27 

fragmentarisch abgebildet. Sie wird nachfolgend erläutert. Jeder Schlüsselfaktor ist durch ver-

schiedene, für die sozialen Sicherungssysteme relevante Dimensionen (Variablen) geprägt. 

Für „Demographie“ sind dies beispielsweise das Erwerbspotential, die Migration sowie die 

Mortalität und Morbidität. Die Variablen ergeben sich auf Grundlage der Literaturstudie sowie 

aus Expertenbewertungen.89 Jeder Variablen ist ein Indikator zugeordnet, der in einer oder 

mehreren quantitativen oder qualitativen Maßeinheiten bestimmbar ist. Indikatoren für Morta-

lität und Morbidität können beispielsweise die Lebenserwartung (ab Geburt oder ab dem Errei-

chen des 65. Lebensjahres), der Anteil von Menschen in Pflege und die Verteilung nach 

––– 

89  Neben den ExpertInnen des ISÖ sind hier vor allem auch Gruppengespräche mit Stakeholdern aus IMAG, dem Beirat und dem 
weiteren Projektteam (z.B. DIW) gemeint. 
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Pflegegraden sowie die gesunde Lebenserwartung in Jahren (Entwicklung der Gesundheit im 

Alter) sein. 

Bezugsrahmen für die Entwicklung der einzelnen Indikatoren ist der Zeitraum bis in die 2030er 

Jahre. Dieser Bezugsrahmen orientiert sich zum einen an den Zielen für nachhaltige Entwick-

lung der Mitgliedsstaaten der Vereinten Nationen (SDGs, United Nations 2015).90 Zum anderen 

ist der Rahmen aufgrund der in Kapitel 2 dargestellten demografischen Entwicklung (Renten-

eintritt der ‚Babyboomer‘ Jahrgänge) naheliegend. Im Zeithorizont 2030+ können für jede Va-

riable mehrere potentielle Ausprägungen gefunden werden. Die Ausprägung einer Variablen in 

der Morphologischen Matrix beschreibt eine logisch mögliche und empirisch plausible zukünf-

tige Entwicklung dieser Variable. In den Zeilen der Matrix stehen folglich verschiedene Zu-

kunftsentwicklungen der jeweiligen Variablen. Der in Tabelle 27 dargestellte Arbeitsstand zeigt 

die Ausprägung 1 momentan noch auf Ebene der Indikatoren an. Im Rahmen der Matrixent-

wicklung wird jedoch eine Bündelung dieser Indikatoren-Ausprägungen nach den drei Schlüs-

selfaktoren angestrebt, um eine kompaktere Darstellung und einfachere Gestaltung der ge-

planten partizipativen Bewertung des morphologischen Feldes zu erzielen. Die vorliegende 

Darstellung erfolgt deshalb so detailliert, um das Arbeitsprinzip der Morphologischen Matrix 

transparent zu machen. 

Nicht alle Variablen können durch rein quantitative Indikatoren beschrieben werden, ihre Aus-

prägungen unterscheiden sich daher zum Teil qualitativ. Fünf verschiedene Ausprägungen, die 

den Möglichkeitsraum demographie-, digitalisierungs- und sozialstaatsbezogener Entwicklun-

gen abdecken, sollen im Projektverlauf identifiziert werden. Dieser Möglichkeitsraum ist durch 

die vorhandene wissenschaftliche Literatur definiert. In einem offenen Feld als sechster Spalte 

wird den beteiligten Stakeholder(vertreter)n die Möglichkeit gegeben, ihre eigenen Entdeckun-

gen möglicher Zukunftsentwicklungen einzubringen. Vertikal betrachtet sind die verschiede-

nen Variablen (Zeilen) prinzipiell unabhängig. Die Matrixspalten mit den Überschriften „Aus-

prägung 1“ bis „Ausprägung 5“ (die Spalten für die Ausprägungen 2 bis 5 werden im Folgenden 

nicht angezeigt) können also zunächst nicht als vertikale Sinneinheiten gelesen werden, sie 

beziehen sich jeweils nur auf die einzelnen Variablen.  

––– 

90 ZLabSH kann vor allem mit den Zielen 1 Armut beenden, 3 Gesundes Leben für Alle, 10 Ungleichheit verringern, 16 Frieden, 
Gerechtigkeit und starke Institutionen (United Nations 2015) in Verbindung gebracht werden. 
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Tabelle 27: Anwendungsbeispiel einer Morphologischen Matrix im Projekt ZLabSH 

(Zeithorizont 2030+) 

Schlüssel-
faktor/Trend 

Variablen Indikatoren Maßeinheit Ausprägung 1 

Demographie Erwerbspotenzial 
(Qualität, Bildungs-
niveau)  

Akademikerquote % Die Akademikerquote steigt und liegt nun 
bei 38%. Die Berufsausbildungsquote 
sinkt auf 6%. 

  Erwerbspotenzial 
(Quantität) 

Renteneintritts- 
alter 

Alter in Jahren Das Renteneintrittsalter steigt sukzessive 
auf 70 Jahre (Kopplung an Lebenserwar-
tung).  

  Erwerbspotenzial 
(Quantität) 

Altenquotient Verhältnis: Perso-
nen im Rentenal-
ter/ Personen im 
erwerbsfähigen 
Alter 

Der Altenquotient liegt bei 69,4 Personen 
im Alter 65+, pro 100 Personen zwischen 
20-64 Jahren (sehr hoch).  

  Erwerbspotenzial 
(Quantität) 

Erwerbslosen-
quote 

% Die Erwerbslosenquote ist niedrig, auch 
bei Ausländern (ohne dt. Pass). 

  Lebens-/  
Wohnformen 

Versingelung/In-
dividualisierung 

Anteil 1-Personen 
Haushalte 

Anteil 1-Personen Haushalte ist hoch, be-
sonders Seniorinnen und Senioren.   

  Lebens-/  
Wohnformen 

Wohnkosten Anteil am verfüg-
baren HH-Ein-
kommen 

Die Wohnkosten sind hoch und nehmen 
einen großen Anteil an Ausgaben ein.  

  Lebens-/  
Wohnformen 

Familiensubsidia-
rität (Haushalts-
einkommen, 
Ost/West; Fami-
lieninterne Trans-
fers) 

Anteil GRV-Ren-
ten (Ost-West); 
Anteil Bafög-Emp-
fänger unter Stu-
denten 

Stärkere Individualisierung, weniger Fami-
liensubsidiarität.  

  Migration Netto- 
zuwanderung 

Deutschland Zuwanderung vor allem von jungen, gut 
ausgebildeten Erwachsenen.  

  Migration Stadt-Land  
Mobilität 

„Urbanitätsquote“ Die Deutschen leben zu einem großen Teil 
in urbanen Räumen, der ländliche Raum 
ist vergreist.  

  Mortalität /  
Morbidität 

Lebenserwartung in Jahren (ab Ge-
burt/ 65. Geburts-
tag) 

Deutlicher Anstieg der Lebenserwartung. 

  Mortalität /  
Morbidität 

Pflegequote / 
Verteilung Pflege-
grad 

% Durch den Anstieg der Lebenszeit steigt 
auch die Pflegequote im hohen Alter an.  

  Mortalität /  
Morbidität 

Gesundheit im  
Alter 

healthy life expec-
tancy at birth 

Insgesamt lebt man lange gesund. 

  Work-Family  
Balance 

Geburtenrate Geburten/Frau Deutschland erlebt eine steigende Fertili-
tät (2,1 Kinder pro Frau), überall Kinder! 

  Work-Family  
Balance 

Frauenerwerbsbe-
teiligung 

% Die Frauenerwerbsbeteiligung ist so hoch 
wie die der Männer.  
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  Work-Family  
Balance 

Diversität /  
Inklusionsquote 

Schwerbehinder-
tenquote, sexuelle 
Diversität (LGBTI) 

Anderssein führt nicht zur Benachteili-
gung.  

Digitalisie-
rung 

        

  Erwerbseffekte (In-
come Mix, Erwerbs-
verlauf) 

Arbeitsplatzent-
wicklung 

nach Branche und 
Qualifikationsni-
veau 

Hoch qualifizierte und gering qualifizierte 
Berufe nehmen zu (Polarisierung).  

  Erwerbseffekte (In-
come Mix, Erwerbs-
verlauf) 

Struktur der Ar-
beitsverhältnisse 

Anteil Normalar-
beitsverhältnisse, 
Solo-Selbststän-
digkeit, Gig-Öko-
nomie  

Der Anteil der Tarifbeschäftigten nimmt 
zu. Prekäre Arbeitsverhältnisse nehmen 
ab.  

  Erwerbseffekte (In-
come Mix, Erwerbs-
verlauf) 

Bezahlung / Ein-
kommensniveau 

Anteil Sozialtrans-
fers am verfügba-
ren HH-EK der Er-
werbspersonen 

 Der Anteil der Sozialtransfers nimmt für 
alle BürgerInnen deutlich zu.   

  Politische  
Steuerung 

Bürgerrechte / 
Sozialkontierun-
gen (Kommodifi-
zierung Work-Fa-
mily balance; In-
novationspolitik) 

Beyond GDP, Bet-
terLife-Index 

Schleswig-Holstein bleibt das glücklichste 
Bundesland in Deutschland.  

  Politische  
Steuerung 

Staatl. Ausgaben 
für Innovationen  

Anteil For-
schungsausga-
ben 

2,5% Ausgaben für Militär. Dadurch hohe 
Investitionen in künstliche Intelligenz.  

  Politische  
Steuerung 

Wertschöpfungs-
wirkungen  

Spekulationsfrist 
für Aktien 

Wertschöpfungssteigerungen vor allem in 
großen digitalen Plattform-Unternehmen, 
die auch auf Grund ihres geringen Perso-
nalbedarfs große Gewinne verzeichnen. 

  Sozioökonomische 
Wirkungen 

Ungleichheit Gini Größere Ungleichheit der Einkommen 
durch Job-Polarisierung, Gini-Koeffizeint 
steigt auf 0,35, Vermögensungleichheit 
verharrt auf hohem Niveau. 

  Sozioökonomische 
Wirkungen 

Bildung  Anteil Bildungsni-
veau Ausbildung / 
Hochschule / 
ohne Abschluss 

 s.o. 

  Sozioökonomische 
Wirkungen 

Gender-Pay-Gap bereinigte/unbe-
reinigte 
Lohnquote nach 
Geschlecht 

Industriejobs weniger, Care-Arbeit steigt 

  Sozio-technische 
Strukturveränderun-
gen 

Regionalisierung 
/ geografische 
Begrenzung 

  Ländliche Räume profitieren von Digitali-
sierung, 5G-Netz erlaubt mobiles Arbeiten 
aus dem Home Office von überall. 

  Sozio-technische 
Strukturveränderun-
gen 

Segmentierung / 
Expansion des Ar-
beitsmarktes 
(Staat, Markt, Ge-
meinschaft 
(Care)) 

Anteil Einkom-
men/Jobs im pri-
vaten/öffentli-
chen Sektor, 
Time-use data 
(Arbeit/Frei-
zeit/Soziales) 

Im klassischen Industriebereich führt die 
Digitalisierung zum Abbau. Im staatlichen 
Bereich entstehen mehr Arbeitsplätze 
(Verschiebung von Markt zu staatlich or-
ganisierter Arbeit). 
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  Sozio-technische 
Strukturveränderun-
gen 

Roboterisierung / 
Automatisierung 
(Produktivität) 

  Hohe Produktivitätssteigerungen im in-
dustriellen Sektor und in der Verwaltungs-
branche. Automatisierung sozialer Dienst-
leistungen schreitet nur langsam voran. 

  Sozio-technische 
Strukturveränderun-
gen 

Sektoraler Struk-
turwandel / Bran-
chenstrukturwan-
del 

  Hohe Produktivitätssteigerungen in In-
dustrie und Logistik, Arbeitskräftebedarf 
sinkt um 1/3. Expansion des Niedriglohn-
Dienstleistungssektors. 

  Sozio-technische 
Strukturveränderun-
gen 

Produktivität / 
Wohlstandsquel-
len 

  Keine Lösung für die Besteuerung der Ge-
winne großer Plattform-Unternehmen, Di-
gitalisierung kann kaum als neue Wohl-
standsquelle genutzt werden. 

  Sozio-technische 
Strukturveränderun-
gen 

Digitalisierungs-
index 

DESI (EU)/ SOEP 
Indikatoren für Di-
gitalisierung 

Weitere Fortschritte im Breitbandausbau, 
Onlinehandel und im Bereich eGovern-
ment („digital citizen“) 

Sozialstaat         

  Dekommodifizie-
rung / Arbeitsmarkt-
bezug 

Aktivierung / 
Workfare 

Sanktionierungs-
quote / Leis-
tungsbezieher 

Das Sanktionierungssystem wird ausge-
baut.  

  Dekommodifizie-
rung / Arbeitsmarkt-
bezug 

Bedürftigkeitsbe-
zug 

Anteil bedürftig-
keitsgeprüfter 
Leistungen / Sozi-
alleistungen ins-
gesamt 

Erhöhung der Konditionalisierung für Sozi-
alleistungen, Vermögensanrechung.  

  Dekommodifizie-
rung / Arbeitsmarkt-
bezug 

Sicherungsniveau SocialWel-
fareGenerosity-
Scores (Indikator 
aus: Sozialleis-
tungsnivieau, 
Dauer, Finanzie-
rungsanteilen etc) 

Grundsicherungsniveau in Richtung 60% 
(Laeken-Indikator). 

  Finanzierungs- 
struktur 

Steuer, Beitrag, 
Sozialsteuern 

je nach Sozialsys-
tem (Alterssiche-
rung/ Gesund-
heit/Pflege/ALV/
UV) 

Soziale Sicherung ist über steuerähnliche 
Beiträge geregelt (Steuer für die Non-Af-
fektationsprinzip nicht gilt), ähnlich den 
Systemen Schweiz/Holland 

  Finanzierungs- 
struktur 

Bürgerversiche-
rungsquotient 

Anteil von BV-Ele-
menten an Aus-
gaben des Sozia-
len Sicherung 

Deutschland wird Bürgerversicherungs-
staat. 

  Finanzierungs- 
struktur 

Bundeszuschuss 
Rentenversiche-
rung 

Anteil / Ausgaben 
GRV 

Der Bundeszuschuss steigt auf über 33%.  

  Finanzierungs- 
struktur 

(Anteil) Leistun-
gen der Gebiets-
körperschaften 
(Grundsicherung, 
Pflegeleistung, 
Eingliederungs-
hilfe, Leistungen 
für Kinder und Ju-
gendliche, 

  Gebietskörperschaften haben mehr Spiel-
raum für gute Dienstleistungen und Infra-
struktur.  
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Pensionen) 

  Leistungsumfang Beitrags- 
äquivalenz  

% Das Rentenniveau (Eckrentner) steigt auf 
über 50%.  

  Leistungsumfang Renten 
eintrittsalter 

Alter in Jahren Siehe oben (Demographie) 

  Leistungsumfang Geld vs.  
Sachleistungen 

% Weniger Geld, aber gute Pflege und Ge-
sundheit.  

  Performance Verwaltungs- 
kostenanteil (Effi-
zienz) 

% Mehr Privatisierung, höhere Verwaltungs-
kosten.  

  Performance Outcome / Leis-
tungsfähigkeit 
(Effektivität) 

  Evaluation sozialpolitischer Programme 
wird umfassend eingeführt und zeigt ho-
hes Maß der Zielerreichung. 

  Performance Internationaler 
Vergleich (z.B. 
Abgabenquoten) 

   Deutschland liegt im Mittelfeld von EU 
und OECD.  

  Performance Akzeptanz /  
Sozialstaatszu-
stimmung 

Beteiligung / Zu-
stimmungsrate 

 Der Sozialstaat genießt sehr hohe Zu-
stimmung.  

  Solidaritätsfunktion 
(intergenerational) 

Generationenbi-
lanz 

Raffelhüschen-
Score 

 Mehr Ausgleich zwischen den Generatio-
nen, weniger Einseitigkeit.  

  Solidaritätsfunktion Rentenniveau / 
Lebensarbeitszeit 

  Das Renteneintrittsalter wird an die Le-
benserwartung gekoppelt und ist 2030 bei 
69 Jahren für eine abschlagsfreie Rente. 

  Solidaritätsfunktion Organisation d. 
Übergänge: Er-
werbsleben-Ruhe-
stand (Work-In-
come Mix) 

  RuheständlerInnen unter 75 gehen wö-
chentlich im Schnitt 6 Stunden bezahlter 
Arbeit nach, ArbeitnehmerInnen profitie-
ren von flexiblen Arbeitszeitkonten. 

  Solidaritätsfunktion 
(intergenerational) 

Staatsschulden absolute und rela-
tive Entwicklung 

Renteneintritt der Babyboomer-Generatio-
nen erfordert massive Beitragserhöhun-
gen bei der aktuellen Generation im Er-
werbsfähigen Alter. 

  Stratifikation  
(Korporatismus) 

Private Systeme / 
staatl. Kapitalde-
ckung (Auswir-
kung auf Rendite) 

Anteil Sondersys-
teme / Berufs-
ständische Ver-
sorgungswerke 

Berufsständische Versorgungswerke und 
Sondersysteme konzentrieren sich auf Zu-
satzversorgung oberhalb Bürgerversiche-
rung. 

  Umverteilung Beitragsbemes-
sungsgrenze 

€/Monat oder 
Jahr 

Die Beitragsbemessungsgrenze ist aufge-
hoben. 

Quelle: eigene Darstellung. 

Im Rahmen des ZLabSH soll die Matrix in der nächsten Arbeitsphase vollständig ausgearbeitet 

werden. Anschließend dient sie als Arbeitsgrundlage in einem partizipativen Prozess, bei dem 

Stakeholdervertreter aus Politik und Zivilgesellschaft teilnehmen. Hierzu gehören Vertreter der 

Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände, der Landesarbeitsgemeinschaft der Wohlfahrtsver-

bände, der Kranken- und Rentenversicherungsträger, der Bundesagentur für Arbeit, der 
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Kommunalen Landesverbände, des Landes Schleswig-Holstein und der im Landtag vertrete-

nen politischen Parteien. Darüber hinaus laden wir interessierte Menschen und Gruppen (z.B. 

StudentInnen/SchülerInnen) in Schleswig-Holstein und darüber hinaus ein, sich mit Ihrer Be-

wertung des morphologischen Felds am Projekt zu beteiligen. Genauer werden die teilnehmen-

den Personen gebeten, jede Ausprägung einer Variablen als positiv, neutral oder negativ zu 

bewerten. Darüber hinaus wäre denkbar, diesen Arbeitsschritt auch durch eine Onlineerhebung 

mit einem völlig offenen Publikum durchzuführen, wie im Projekt ZASH2045 (Opielka/Peter 

2017b). Dies ist im ZLabSH bisher nicht vorgesehen. Im digitalen Bewertungsprozess einer 

Matrix, die ähnlich komplex ist wie die hier vorliegende detaillierte Matrix, wäre dem großen 

Erläuterungsbedarf über Ausprägungen nur sehr schwer Rechnung zu tragen. Im Vergleich zu 

den Workshop-basierten Möglichkeiten wäre ein kommunikativer Austausch jedenfalls deut-

lich erschwert. Nach einer partizipativen Bewertung der Ausprägungen innerhalb der Morpho-

logischen Matrix erfolgt in einem weiteren Schritt die vertikale Rekombination einzelner Aus-

prägungen von Indikatoren zu Teilszenarien innerhalb eines Schlüsselfaktors. Hauptkriterium 

für diese Rekombination ist die Bewertung der Stakeholder, es muss jedoch auf eine in sich 

schlüssige Kombination geachtet werden. Schließlich werden durch die vertikale Verknüpfung 

je eines Teilszenarios pro Schlüsselfaktor mehrere Zukunftsszenarien entstehen.  

Aus der Kombination der dann ausgewählten Teilszenarien (hier vereinfacht durch eine und 

nicht mehrere Ausprägungen) ergibt sich ein mögliches Zukunftsszenario:  

Teilszenario “Demographie” Beispiel: „Die deutsche Bevölkerung ist akademisch ge-
bildet und führt ein langes, gesundes und gleichberech-
tigtes Leben mit spätem Rentenalter. Der Lebensstil ist 
individuell, das Land erfährt Zuwachs durch Zuwande-
rung und eine steigende Kinderzahl. Die Generationenbi-
lanz ist positiv.“  

Teilszenario “Digitalisierung” Beispiel: „Qualifikationen und gute, nachhaltige Arbeits-
verhältnisse sind wichtig. Gerade der Dienstleistungsbe-
reich blüht auf. Die Deutschen sind glücklich, der Staat 
kontrolliert durch technische Lösungen. Dadurch wird in 
innovative Forschungsansätze investiert.“ 

Teilszenario “Sozialstaat” Beispiel: „Der Sozialstaat erfährt Zustimmung, eine Bür-
gerversicherung wird eingeführt, der Anteil der Steuerfi-
nanzierung steigt stark. Das Grundsicherungsniveau ist 
hoch, der Arbeitsmarkt extrem flexibel. Armut ist unbe-
kannt.“ 

Szenario Beispiel: „Das skandinavische Deutschland“ 
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Die Szenarien werden ein breites Spektrum von utopischen und dystopischen Zukunftsent-

wicklungen in den Bereichen Demographie, Digitalisierung und Sozialsysteme abbilden. Dabei 

ist offensichtlich, dass die Replizierbarkeit der Ergebnisse einer morphologischen Analyse 

grundlegend durch die kreativen Komponenten und die Beteiligung der Akteure eingeschränkt 

ist. Konkret bedeutet das im ZLabSH, dass je nach Grundgesamtheit der Teilnehmergruppe 

verschiedene Ergebnisse, also Zukunftsszenarien, erwartbar sind. Als potenzielle Stakeholder 

dieses Projekts, die wiederum unter sich nicht trennscharf abzugrenzen sind, könnten die Bür-

gerInnen Schleswig-Holsteins und ihre institutionalisierte Vertretung im politischen Raum ver-

standen werden, aber auch die Deutschen oder Europäer.  

Wie können aus Zukunftsszenarien Reformszenarien für die sozialen Sicherungssysteme ent-

wickelt werden? Beim Ausblick auf die Erarbeitung von Reformszenarien zeigen sich einerseits 

der Gewinn durch eine explizite Inklusion des Schlüsselfaktors Sozialstaat sowie andererseits 

die Grenzen der Methode. Die Entwicklung einzelner Sozialstaatskomponenten, inklusive ihrer 

Bewertung, kann direkt mit Demographie- und Digitalisierungsentwicklungen verbunden wer-

den. Dennoch wurde in Abschnitt 4.1 bereits auf die methodisch inhärente Notwendigkeit einer 

Reduktion des Beobachtungsraums hingewiesen. So muss deutlich sein, dass eine Selektion 

von drei Schlüsselfaktoren nicht den Gesamtraum der gesellschaftlichen Zukunft abzubilden 

vermag. Man denke an zukünftige Entwicklungen in Dimensionen wie Geschlechtergerechtig-

keit, der politischen Grundprägung in Schleswig-Holstein und Deutschland, der demokrati-

schen Konfliktlinien, der supranationalen Entwicklungen vs. Regionalisierung, oder Nachhal-

tigkeits- und Klimastrategien. Dennoch tauchen viele der angesprochenen Dimensionen indi-

rekt in den Indikatoren auf. Im weiteren Fortgang der Arbeit im ZLabSH muss aufmerksam 

beobachtet werden, dass durch die Indikatorenwahl keine ungewollte Verkürzung vorgenom-

men wird. Beispielsweise sollte beachtet werden, dass sich verändernde Klimabedingungen 

den Handlungs- und Verteilungsspielraum maßgeblich eingrenzen könnten. 

Vor dem Hintergrund all dieser Komplexitäten ist der Schritt von Zukunftsszenarien zu Reform-

szenarien anspruchsvoll. Der durch Zukunftsszenarien skizzierte Horizont plausibiliert dabei 

die Räume für die Pfadentwicklung der Reformszenarien. Er setzt wünschenswerte und be-

fürchtete Entwicklungen ins Verhältnis und dient somit als grundlegende Ausrichtung für die 

Reformszenarien. Natürlich kann dadurch nicht sichergestellt werden, dass jedes Reformsze-

nario von allen Akteuren gleichermaßen positiv oder negativ bewertet wird. Keine noch so par-

tizipative Methode könnte solches je gewährleisten.  
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Ferner läge auf den ersten Blick nahe, dass sich Reformszenarien an klassischen Wohlfahrts-

regimetypen orientieren. Das muss jedoch keineswegs der Fall sein. Es gibt bekanntlich libe-

rale, konservative und Befürworter und Gegner eines Grundeinkommens. Die Komplexität und 

Interdependenz zwischen den Faktoren muss methodisch deshalb für die Analyse angemes-

sen dargestellt und aufgearbeitet werden. Wir hoffen, dass die Morphologische Matrix als me-

thodischer Ansatz dazu einen guten Beitrag leisten kann. 
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5 Auftaktveranstaltung am 2.5.2019 in Kiel 

Programm 

 

 
Auftaktveranstaltung Zukunftslabor Schleswig-Holstein –  

Auswirkungen von Demographie und Digitalisierung auf die Sozialsysteme 
 

Fachhochschule Kiel, Auditorium Maximum, 2. Mai 2019, 14 bis 18 Uhr 
 

14 Uhr Sozialminister Dr. Heiner Garg 
 Sozial durchstarten – Zukunft gestalten: Das Zukunftslabor Schleswig-Holstein 
 
14.15 Uhr Prof. Dr. Michael Opielka, ISÖ - Institut für Sozialökologie 

 Das Zukunftslabor als Innovationsraum für die Zukunft der Sozialpolitik – Vorstellung der  
  wissenschaftlichen Koordinierung des Zukunftslabors Schleswig-Holstein 
 
14.30 Uhr Dr. Bruno Kaltenborn, Wirtschaftsforschung und Politikberatung 
 Demographie und die Sozialsysteme 
 
14.50 Uhr Prof. Dr. Alexander Spermann, wiss. Politikberatung 
 Digitalisierung und die Sozialsysteme 
 
15.10 Uhr Dr. Stefan Bach, Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) 

Empirisches Wissen zur Zukunft des Sozialstaats 
  
 
15:30 Uhr Kaffeepause 
 
16 Uhr Zukunftstalk 
 Sozialminister Dr. Heiner Garg, Dr. Kaltenborn, Prof. Dr. Spermann und Dr. Bach im  
 Gespräch mit interessierten Bürgerinnen und Bürgern 
 Moderation: Prof. Dr. Michael Opielka, Kathrin Ehmann 
 
17. 30 Ausklang 
 
18 Uhr Ende 
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